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Inhalt | Zu diesem Heft

„Der Staat ist um des Menschen Willen da, nicht der Mensch um 
des Staates Willen.“ Mit diesen Worten beginnt der Verfassungs-
entwurf des Herrenchiemseer Konvents, ein Gremium, das im 
August 1948 die Vorarbeit zum Grundgesetz lieferte. Dieser Satz 
taucht im späteren Grundgesetz nicht mehr auf, sein Gedanke 
bleibt jedoch zentral. Das Grundgesetz ist einzigartig in seiner 
besonders expliziten Benennung von Grundrechten, jenen Rech-
ten, die die Bundesrepublik Deutschland allen Menschen dauer-
haft, unveräußerlich – das heißt, niemand kann sie verlieren 
oder selbst aufgeben – und unveränderbar garantiert.

Mit Inkrafttreten des Grundgesetzes begann die juristische 
Auslegung und gesellschaftliche Deutung der Grundrechte. Denn 
mit der staatlichen Garantie von Grundrechten sind Konflikte 
unvermeidlich, immer dort, wo die Interessen ihrer Trägerinnen 
und Träger auseinandergehen oder wo ein Grundrecht das an-
dere einschränkt. In diesen Fällen müssen staatliche Institutio-
nen abwägen – in letzter Instanz das Bundesverfassungsgericht, 
das die Kompetenz besitzt, das Grundgesetz zu interpretieren.

Aus dem eingangs zitierten Satz wurde am Ende die Formu-
lierung, die Artikel 1 des Grundgesetzes einleitet: „Die Würde 
des Menschen ist unantastbar.“ Letztlich ist der Kern aller Aus-
legungen von Grundrechten der Begriff der Menschenwürde. 
Dürfen große Immobilienunternehmen vergesellschaftet wer-
den, wenn sie zur Verschärfung einer Wohnungsnot beitragen? 
Wie wird die Gleichberechtigung von Frauen und Männern ge-
währleistet? Welche Äußerungen muss die Gesellschaft als Mei-
nungen aushalten, welche nicht? Alle diese Fragen müssen im 
Einzelfall und mit Blick auf die Wahrung der Menschenwürde 
aller Beteiligten ausgehandelt werden.

In der jüngsten Vergangenheit wurden viele gesellschaftliche 
Gewissheiten, auch die Grundrechte, durch die Coronavirus-
Pandemie auf eine harte Probe gestellt. Einschränkungen der 
persönlichen Freiheit, die dem kollektiven Infektionsschutz die-
nen sollten, sorgten für heftige Auseinandersetzungen und bit-
tere Entbehrungen. Es zeigte sich jedoch auch, dass Grundrechts-
schutz in Deutschland funktioniert: Klagen gegen bestimmte 
Maßnahmen wurden von den zuständigen Verwaltungsgerich-
ten oft zugunsten der Klägerinnen und Kläger entschieden. Auch 
die fortschreitende Digitalisierung stellt den Grundrechtsschutz 
immer wieder vor Hürden. Rechtsgüter wie das allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht müssen nicht nur gegen staatliche Institutio-
nen, sondern auch gegen internationale Großkonzerne durch-
gesetzt werden.

Im Mai 2024 feierte die Bundesrepublik das 75-jährige Jubi-
läum des Grundgesetzes, das am 23. Mai 1949 verkündet wurde 
und im Westen Deutschlands seitdem, im Osten seit der Wie-
dervereinigung 1990, als Verfassung dient. Damit würdigten die 
Feierlichkeiten auch die bewegte Geschichte der Erkämpfung 
und stetigen Neuinterpretierung von Grundrechten in Deutsch-
land, die sich in die Gegenwart fortschreibt.

Charlotte Wittenius

Zu diesem Heft
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Eine Schülerin, die morgens beim Frühstück den Nachrichten-
podcast ihres Lieblingssenders hört, sich per Handy mit einer 
Freundin für den Abend verabredet und sich dann noch mit 
den Geschwistern darüber unterhält, ob sie lieber eine Lehre 
in einem Verlag oder eine Schauspielausbildung machen will, 
braucht dafür keine Grundrechte. Sie nimmt einfach als freies 
Mitglied der Gesellschaft am Leben teil. 

Ihre Grundrechte sorgen aber dafür, dass sie das auch in 
Ruhe tun kann. Die Zeitung, deren Podcast sie hört, genießt 

Pressefreiheit, der YouTuber, dem sie folgt, Meinungsfreiheit. 
Am Telefon mit ihrer Freundin kann unsere Protagonistin davon 
ausgehen, dass der Staat nicht mithört. Dabei hilft die Telekom-
munikationsfreiheit. 

Welche Ausbildung sie machen, welchen Beruf sie ergreifen 
will, geht den Staat erst einmal nichts an. Wollte er Regeln für 
die Ausbildung aufstellen, zum Beispiel die Zahl der Ausbil-
dungsplätze in Verlagen begrenzen, bekäme er es mit dem Recht 
auf Berufsfreiheit zu tun. Will unsere Protagonistin studieren, 

Dass wir in Deutschland jederzeit und überall Medieninhalte konsumieren können, hängt unter anderem mit den Grundrechten zusammen. 
Beim Lesen von Nachrichten wirkt beispielsweise die Pressefreiheit, beim Telefonieren die Telekommunikationsfreiheit.

Gudula Geuther

Grundrechte im Alltag 
Auch wenn wir es meistens nicht merken: Grundrechte begegnen uns tagtäglich.  

Ihre Auslegung kann zum Streitfall werden, aber insgesamt bilden sie die  
Werteordnung der Bundesrepublik Deutschland.
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kann sie nicht nur verlangen, vom Staat in Ruhe gelassen zu 
werden, im Gegenteil: Sie kann sogar einfordern, dass der Staat 
ihr einen Studienplatz zur Verfügung stellt, wenn sie die nötigen 
Voraussetzungen erfüllt. Auch das ist Teil der Berufsfreiheit. Las-
sen wir die Schülerin jetzt zur Schule gehen. Selbst wenn sie eine 
Privatschule besucht, kontrolliert hier der Staat, ob bestimmte 
Standards eingehalten werden. Und er muss zum Teil auch mit-
helfen, solche Schulen zu finanzieren. 

Sollte sie sich im Laufe ihres Lebens entscheiden zu heiraten, 
kann sie das nur, weil der Gesetzgeber vorher geregelt hat, was 
eine Ehe ist und welche Folgen die Eheschließung hat. Auch 
dazu verpflichten den Staat die Grundrechte. Und nicht nur bei 
Bundestagswahlen oder bei der Stellensuche, auch in einer Ehe 
mit einem Mann hat sie als Frau die gleichen Rechte wie der 
Mann. Das ist heute eine Selbstverständlichkeit, aber letztlich 
Folge einer relativ neuen Entwicklung, die auch auf den Gleich-
heitssatz des Grundgesetzes zurückgeht. 

Manche Grundrechte wirken nur in besonderen Situationen. 
Das ist beim Streit ums Asylrecht so, gilt bei der Frage, wie weit 
Maßnahmen zur Terrorabwehr und Verbrechensbekämpfung 
in die individuelle Privatsphäre eingreifen dürfen genauso wie 
bei der Entscheidung, wann Demonstrationen, die an sich jedem 
erlaubt sind, doch eingeschränkt werden können. In solchen 
Fragen zeigt sich auch: Die Grundrechte werden teilweise ein-
geschränkt, sie sind auch heute immer wieder umkämpft oder 
müssen erkämpft werden. Unter dem Schlagwort Vorratsdaten-
speicherung wird diskutiert, ob oder wann gespeichert werden 
darf, wer wann mit wem in Kontakt war, damit das zum Beispiel 
zur Terrorabwehr verwendet wird – oder wann im Extremfall 
der Staat mithören darf. Gestritten wird darüber, ob Messenger-
Dienste per Chatkontrolle nach kinderpornographischen Bildern 
suchen dürfen oder müssen. Zur Zeit der Coronavirus-Pandemie 
wurden viele Grundrechte eingeschränkt. Das war verfassungs-
konform, entschied später das Bundesverfassungsgericht.  Aber 
in manchen Fällen ging es zu weit, zum Beispiel bei Einschrän-
kungen von Demonstrationen gerade gegen die Corona-Schutz-
maßnahmen. 

Auch über existenzielle Fragen wie die, wann Abtreibung und 
ob oder wie Sterbehilfe erlaubt ist, entscheidet oft die Auslegung 
der Grundrechte. Gerade in solchen Fällen zeigen sich dann deren 
Konturen, die wir im täglichen Leben nicht immer wahrnehmen. 

Die Beispiele machen deutlich: Grundrechte mögen nicht 
unser tägliches Leben bestimmen, aber sie spielen eine viel grö-
ßere Rolle, als wir oft denken. Sie sind Abwehrrechte gegen den 
Staat wie die Telekommunikations- oder die Pressefreiheit, sie 
sind – seltener – Leistungsrechte wie in unserem Beispiel die 
Berufsfreiheit für Studierende. Institutsgarantien sichern, dass 
es so etwas wie die Ehe oder auch Eigentum überhaupt gibt. Die 
Grundrechte schaffen Schutzpflichten des Staates wie im Fall 
der Privatschulen, und als Mitwirkungsrechte lassen sie uns 
zum Beispiel an Demonstrationen und damit an der Willens-
bildung der Gesellschaft teilnehmen.

Die meisten Grundrechte haben sich im Wortlaut seit der 
Verkündung des Grundgesetzes im Jahr 1949 nicht verändert. 
Trotzdem sind sie keine starren Gebilde. So hat die Idee, dass zur 
Bildung auch Chancengleichheit gehört, immer stärker Raum ge-
wonnen. Dass Freiheit auch die Freiheit künftiger Generationen 
sein kann, ist erst seit der Klima-Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts klar (siehe S. 22 und 30). Die Vorstellung davon, 
was Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau bedeutet, hat 
sich grundlegend geändert. Und es wurde immer deutlicher, wie 
sehr solche Rechte nicht nur zwischen Staat und Bürgerinnen 
und Bürgern wirken, sondern auch zwischen Privatpersonen. 

Diese Wirkungen zwischen Privatpersonen müssen auch die 
Gerichte beachten. Sie sind, genauso wie Behörden, zum Beispiel 
die Polizei oder das Standesamt, an die Grundrechte gebunden; 
auch der Gesetzgeber darf nicht gegen Grundrechte verstoßen 
und muss ihnen Geltung verschaffen. Insgesamt bilden die 
Grundrechte mehr und mehr eine Werteordnung der Bundes-
republik Deutschland, oder wie das Bundesverfassungsgericht 
es nennt: objektive Prinzipien.

Die Grundrechte des Grundgesetzes sind eine mögliche Aus-
prägung unter vielen. Die meisten Staaten haben Grundrechte 
festgeschrieben. Sie unterscheiden sich in ihrem genauen Inhalt 
und auch darin, ob und wie weit sie der oder die Einzelne durch-
setzen kann. Ihnen allen gemeinsam ist aber, dass sie auf teils 
jahrhundertealte Vorstellungen und Forderungen zurückgehen.

Grundrechte im Alltag

Grundrechte spielen im Alltag eine große Rolle, beispielsweise als Abwehrrechte 
gegen den Staat, um Pressefreiheit zu ermöglichen: Verschiedene Tageszeitungen 
mit unterschiedlichen politischen Ausrichtungen berichten am 11. September 2022 
über den Tod von Queen Elizabeth (o.). Zudem verpflichten Grundrechte den Staat  
zu einer Schutzpflicht: Nach dem Angriff der Hamas auf Israel werden jüdische Ein­
richtungen in Deutschland verstärkt geschützt, zwei Polizisten am 12. Oktober 2023 
vor einer jüdischen Gesamtschule in Frankfurt am Main (u.).
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Gudula Geuther

Geschichte der Grundrechte
Staatlich verbriefte Grundrechte für alle sind ein Ideengut der Aufklärung. In den USA, 
in Großbritannien, Frankreich und Deutschland mussten sie gegen Widerstände und 

Rückschläge behauptet werden.

Ginge es bei den Grundrechten um die theoretische Vorstellung, 
dass allen Menschen gewisse Rechte zustehen, so ließen sich 
zumindest Ansätze dafür schon bei den Philosophen der griechi-
schen und römischen Antike finden, etwa bei den Anhängern der 
Stoa und bei den Sophisten. Aber auch Platon (427–347 v. Chr.), 
Aristoteles (384–322 v. Chr.) und Cicero (106–43 v. Chr.) haben 
sich mit dieser Thematik beschäftigt.

Ginge es darum, dass bestimmte grundlegende Rechte ver-
brieft werden, ließe sich ihre Geschichte mindestens bis ins Mit-
telalter zurückverfolgen. Das bekannteste Beispiel ist die engli-
sche Magna Charta Libertatum von 1215. Die „Große Urkunde der 

Freiheiten“ verbriefte geltendes adliges Lehensrecht gegenüber 
der königlichen Willkür und band bereits Übergriffe auf Leben 
und Eigentum freier Männer – also des Teils der Bevölkerung, 
der sich gegen den König hatte durchsetzen können – an gesetz-
liche Grundlagen. 

Das aber, was wir heute unter Grundrechten verstehen – 
verbriefte Rechte für jeden Menschen oder jeden Staatsbürger 
und jede Staatsbürgerin –, also eine Kombination aus beiden 
Entwicklungen, ist sehr viel jünger. Die Entwicklung der Grund-
rechte geht Hand in Hand mit der des bürgerlichen Verfassungs-
staats der Moderne. 

Als Vorbote der Grundrechte gilt unter anderem die Staatstheorie des Philosophen Thomas Hobbes (1588–1679). Ihm zufolge wird die geistliche und  
weltliche Macht stellvertretend für alle in einer Person vereint, die über die ganze Erde herrscht: dem Leviathan. Die Illustration von Abraham Bosse  
(1602–1676) entstammt der Erstausgabe von Hobbes „Leviathan, oder Stoff, Form und Gewalt eines kirchlichen und bürgerlichen Gemeinwesens“ (1651).
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Frühe Grundrechtserklärungen 

Der erste Katalog, der den Anspruch erhob, umfassend Grund-
rechte niederzulegen, war die Declaration of Rights des nord-
amerikanischen Staates Virginia von 1776. Sie hatte wesentli-
chen Einfluss auf die Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten 
Staaten aus dem gleichen Jahr sowie auf die französische Erklä-
rung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789. Ihre Grundsätze 
fanden Eingang in die Bill of Rights, die 1789 formuliert und ab 
1791 mit fortlaufend ergänzten amendments (Zusätzen) Teil der 
nordamerikanischen Verfassung wurde.

Die Ideen der Declaration of Rights hatten eine lange Vorge-
schichte: Jahrhundertelang haben Menschen in Europa für die 
Religionsfreiheit gekämpft. Aus der Auseinandersetzung ent-
stand der Wunsch nach Meinungs- und Publikationsfreiheit, als 
Reaktion auf religiöse Denkverbote der Wunsch nach Wissen-
schaftsfreiheit. Je mehr solche Freiheitsgedanken Raum griffen, 
desto lauter wurden auch die Forderungen nach anderen Rech-
ten wie dem Recht auf persönliche Unversehrtheit sowie dem 
Schutz vor Gewalt und Willkür. 

So ging der Engländer Thomas Hobbes (1588–1679) in seiner 
Theorie von einem Urzustand aus, in dem alle Menschen grund-
sätzlich frei und gleich waren, darüber aber in einen Krieg aller 
gegen alle in Chaos und Anarchie gerieten. Um der Gewalt und 
Willkür untereinander Einhalt zu gebieten, vereinbarten sie, die 
Macht an eine einzige Instanz oder Person zu übertragen, die al-
lein legitimiert sein sollte, in Rechte wie die auf Leben, Freiheit 
und Eigentum einzugreifen. Durch diesen Vertrag entstand in 
der Theorie ein Staatswesen, dessen Lenker allerdings durch 
kein Widerstandsrecht oder Ablöseverfahren an seiner uneinge-
schränkten Machtausübung, an Willkür oder Fehlern gehindert 
werden konnte – seine realpolitische Entsprechung fand diese 
Vorstellung im staatlichen Absolutismus des 17. Jahrhunderts. 

John Locke (1632–1704) griff Hobbes’ Theorie vom Urzustand 
der Menschen in Freiheit und Gleichheit auf. Dieser Natur-
zustand gehorcht nach ihm dem Gesetz der Vernunft und ver-
pflichtet die Menschen wie ihre Regierungen gleichermaßen zu 
dessen Beachtung sowie dazu, Leben, Freiheit und Eigentum 
der einzelnen Individuen zu achten und zu schützen. Verstöße 
dagegen delegitimieren eine Regierung und geben den Bürgern 
das Recht zum Widerstand. Anders als bei Hobbes sind hier also 
auch dem Herrscher Grenzen gesetzt. 

Hinter Lockes Theorie stehen Gedanken des Naturrechts, 
der Vorstellung, dass jeder Mensch von Natur aus angeborene 
Rechte habe. Grundrechte existieren, weil sie jedem Menschen 
von Natur aus gegeben sind, der Staat kann sie weder gewähren 
noch vorenthalten, er muss sie gewährleisten. Im Grundrechte-
katalog der Virginia Declaration of Rights war dieser Anspruch 
enthalten, unabhängig von der jeweiligen Herrschaft zu gelten. 
Der Gedanke, dass die Grundrechte über dem einfachen Recht 
stehen und dass auch ein Parlament nicht frei über sie verfügen 
kann. In ihrem Artikel 1 heißt es, alle Menschen sind „von Natur 
aus gleichermaßen frei und unabhängig und besitzen gewisse 
ihnen innewohnende Rechte, deren sie, wenn sie in den Staat 
einer Gesellschaft eintreten, ihre Nachkommen durch keinen 
Vertrag berauben oder entkleiden können, nämlich den Genuss 
von Leben und Freiheit, mit den Mitteln zum Erwerb von Besitz 
und Eigentum und zum Streben und der Erlangung von Glück 
und Sicherheit“. 

Die Declaration of Rights wurde zum Vorbild für die Rechts-
entwicklung in Nordamerika. In Pennsylvania bildete der Grund-
rechtskatalog, ebenfalls noch 1776 geschrieben, schon einen Teil 
der Verfassung selbst. 

Freilich war mit „allen Menschen“ als Grundrechtsträgern 
nur ein Teil gemeint: Entsprechend zumindest der vorherrschen-
den Meinung der Zeit standen die Grundrechte ausschließlich 
freien weißen Männern zu. Frauen aller Bevölkerungsgruppen, 
Sklaven und Indigene blieben ausgenommen. 

Dafür, dass sich die Verfasser der Declaration so schnell auf 
das Naturrecht als Grundlage staatlicher Legitimation einig-
ten, dürften mehrere Gründe zusammengespielt haben: Fern 
der britischen Krone und des britischen Mutterlands hatten die 
Kolonisten mehr Freiheit erlebt und Eigenständigkeit beweisen 
müssen als die Europäer. Die naturrechtlichen Vorstellungen 
mögen ihnen daher noch selbstverständlicher erschienen sein. 
Daneben bot die Berufung auf die dem Menschen innewohnen-
den Rechte auch eine Begründung dafür, sich von der Macht des 
britischen Monarchen loszusagen. Denn die Freiheit, Eigenstän-
digkeit und das Eigentum der Kolonisten drohte durch Erhebung 
immer neuer Steuern und Zölle sowie durch wachsende admi-
nistrative Einflussnahme beschränkt zu werden. 

Dagegen waren die Voraussetzungen in Frankreich wenig 
später grundlegend andere. Dort war es – das nordamerikani-
sche Vorbild vor Augen – eher das Erlebnis der absoluten Macht 
des Königs, der täglichen Unfreiheit und der wirtschaftlichen 
Verarmung breiter Schichten, das zunächst in den Willen zur 
Umgestaltung mündete und kurz darauf in die Revolution von 
1789. Die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte ist der 
wahrscheinlich wichtigste Wendepunkt in der Entwicklung der 
Grundrechte. Sie ist ein von spürbarem Elan getragenes Doku-
ment der Aufklärung. Bis heute ist sie geltendes Verfassungs-
recht in Frankreich. In ihrer Präambel gelobt die Verfassung der 
Fünften Französischen Republik (in Kraft seit 1958) feierlich die 
Geltung der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 
1789 sowie der wirtschaftlichen und sozialen Rechte aus der Prä-
ambel der Verfassung von 1946. 

Dieser Holzstich zeigt den Einzug der Mitglieder des Vorparlaments in die Frankfurter 
Paulskirche am 18. Mai 1848. Er wurde 1896 von Fritz Bergen (1857–1941) gefertigt.

Geschichte der Grundrechte
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Grundrechte in Deutschland 

Die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte setzte Maßstäbe 
für die Entwicklung in ganz Europa. Auch die deutschen Staaten 
konnten sich ihrem Einfluss nicht gänzlich entziehen. Hier aber 
führten sie nicht zur Revolution, sondern – auf der Basis ent-
sprechender politischer Theorien – zu Reformen, die durch den 
der Aufklärung verpflichteten Monarchen gewährt wurden. Die 
Freiheitsrechte, die nach dem Sieg über Napoleon und der Neu-
ordnung Europas auf dem Wiener Kongress 1815 etwa in Baden, 
Bayern und Württemberg in die Verfassungen Eingang fanden, 
sollten also nicht selbst den Staat legitimieren, sie waren eher 
staatliche Gewährleistungen.

Das lässt sich schon daran ablesen, dass sie nie den Namen 
Grundrechte trugen. Es waren Rechte, die die Herrscher kons-
titutioneller Monarchien selbst durch Reformen erklärten oder 
mit den Ständen vereinbarten. Rechtlich wirkten sie nur be-
grenzt: Sie bildeten das Programm für die weitere Entwicklung 
des Rechts, ohne dass sie den Gesetzgeber gebunden hätten und 
ohne dass Gesetze, die ihnen widersprachen, nichtig geworden 
wären. Auch wenn sich die Situation in den einzelnen Staaten 
unterschied, auch wenn es teilweise einzelne Phasen etwas grö-
ßerer Freiheit gab, ließen sich aus Sicht der Herrscher so Zensur, 
andere Einschränkungen von Bürgerrechten und massive politi-
sche Verfolgung rechtfertigen. 

Der Idee nach änderte sich das im Zuge der Revolution von 
1848. Die Paulskirchenverfassung, erarbeitet von der Frankfur-
ter Nationalversammlung, ging von der Souveränität des Volkes 
aus – wenn auch die Regierung nicht vom Parlament abhängig 
sein sollte, sondern vom Kaiser, der zudem das Recht erhielt, 
das Parlament jederzeit aufzulösen. Der Grundrechtskatalog da-
gegen galt als Rechtfertigung des Staates und ging für die dama-
lige Zeit in Deutschland sehr weit: Er umfasste Freiheitsrechte 
wie die Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit und ein 
gleiches Recht der Bürger (und insoweit auch der Bürgerinnen), 
verbunden mit der Auflösung des Adelsstandes. Öffentliche Äm-
ter sollten allen gleichermaßen zugänglich sein, „der deutschen 
Jugend“ wurde ein Anspruch auf Schulunterricht zugesprochen. 
An solche Rechte sollte auch der Gesetzgeber gebunden sein, 
sie sollten vor Gericht durchgesetzt werden können, bis hin zur 
Grundrechtsklage beim Reichsgericht.

Die Abgeordneten wollten mit den Grundrechten eine ver-
bindliche Rechtsgrundlage für das Deutsche Reich und für seine  
Einzelstaaten schaffen. Das gelang allerdings nicht, denn die 
Paulskirchenverfassung wurde praktisch nie wirksam. Ihr 
Grundrechtsteil wurde zwar als Reichsgesetz erlassen, doch die 
Einzelstaaten gingen mit ihm höchst unterschiedlich um und 
1851, nach Niederschlagung der Revolution, wurde das Gesetz 
wieder aufgehoben. 

Die von den einzelnen deutschen Staaten gewährten Grund-
rechte konzentrierten sich vor allem auf wirtschaftliche Freihei-
ten. Noch am ehesten übernahm Preußen die Grundrechte in 
seine Verfassungsurkunde von 1850. Auch sie unterstellte ihren 
Erwerb, ihre Ausübung und nähere Ausgestaltung jedoch den 
Gesetzen, die der König, das Herrenhaus und ein Parlament er-
ließen, das nach dem Klassenwahlrecht (ungleiche Wahl: Stim-
mengewichtung der Wähler gemäß ihrer Steuerleistung) ge-
wählt worden war. 

Die späteren deutschen Verfassungen des Norddeutschen 
Bundes von 1867 und des Deutschen Reiches von 1871 verzich-
teten – vor allem unter Hinweis auf die Rechte der Länder – fast 
durchgehend auf Grundrechte. 

Wesentliche Wirkungen entfalteten die Grundrechte der 

Paulskirchenverfassung dagegen in der Weimarer Republik. Die 
erste deutsche republikanische und demokratische Verfassung, 
die Weimarer Reichsverfassung von 1919, nahm sie auf und ent-
wickelte sie weiter. Dahinter stand die Absicht, über die Grund-
rechte eine gesellschaftliche Dynamik in Gang zu setzen, die 
nicht mehr nur die Interessen des Bürgertums, also der vermö-
genderen Schichten, sichern, sondern auch gesellschaftliche Un-
gerechtigkeiten mildern sollte. Neben die klassischen Freiheits-
rechte traten soziale Garantien wie die der Sozialversicherung, 
der Arbeitslosenunterstützung und des kostenlosen Schulunter-
richts, außerdem die Sozialbindung des Eigentums, also die bis 
heute gültige und im Grundgesetz niedergelegte Vorstellung, 
dass Eigentum verpflichtet. 

Außerdem enthielt die Verfassung typische soziale Grund-
rechte und auch Grundpflichten, wie die Forderung an den Staat, 
„jedem Deutschen eine gesunde Wohnung […] zu sichern“, oder 
das Recht und die Pflicht zu arbeiten. Wie die ganze Verfassung, 
so war auch dieser Grundrechtsteil ein Kompromisstext nach 
erbitterten Auseinandersetzungen zwischen den unterschied-
lichen gesellschaftlichen Strömungen. Vor allem den sozialen 
Gewährleistungen, auch den institutionellen wie der Garantie 
der Sozialversicherung, wurde in der Praxis eher der Charakter 
von bloßen Programmsätzen zugeschrieben – auch wenn recht-
lich durchaus andere Interpretationen möglich gewesen wären. 
Die Väter und Mütter des Grundgesetzes sahen das später mit 
als Grund für eine beschränkte Wirkung der Grundrechte in der 
Weimarer Republik an und entschieden sich vor allem deshalb 
gegen soziale Grundrechte. 

Auch sonst glaubten viele Mitglieder des Parlamentarischen 
Rates, dass die Weimarer Verfassung Schwächen gehabt habe, 
die wesentlich schuld gewesen seien am Ende der Republik. 
Heute wird das überwiegend anders gesehen. In jedem Fall war 
die Weimarer Verfassung ein Meilenstein in der Entwicklung 
des Deutschen Staates. Nicht nur wurden die klassischen Grund-
rechte geltendes, vollziehbares Recht. Sie normierte als erste gül-
tige demokratische deutsche Verfassung zu ihrer Zeit eine der 
liberalsten staatlichen Ordnungen Europas. 

Das nationalsozialistische Regime beseitigte de facto 1933 die 
Weimarer Reichsverfassung. Innerhalb kürzester Zeit schaltete 
es das Parlament aus und hob die Geltung der Grundrechte auf. 
Am 28. Februar 1933, einen Tag nach dem Reichstagsbrand, setzte  
eine vom Reichspräsidenten unterzeichnete Notverordnung die 
Grundrechte der persönlichen Freiheit, der Meinungs-, Vereins- 
und Versammlungsfreiheit außer Kraft. Über das Deutsche Reich 
wurde unter dem Deckmantel einer scheinbaren Legalität ein 
permanenter Ausnahmezustand verhängt, der während der 
NS-Herrschaft nie aufgehoben wurde. Schon vor der Reichs-
tagsbrandverordnung hatte Herrmann Göring als kommissari-
scher preußischer Innenminister mit dem „Schießerlass“ gegen 
politische Gegner klar gemacht, dass sich das Regime ohnehin 
nicht an Grundrechte gebunden fühlte. Noch im Frühjahr 1933 
wurden die ersten Konzentrationslager errichtet. Mit dem soge-
nannten Ermächtigungsgesetz – ohne die Stimmen der verhaf-
teten oder untergetauchten KPD-Abgeordneten und gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion – nahm sich das Parlament im März 
1933 selbst die verbliebenen Einflussmöglichkeiten. Die Aufhe-
bung der theoretisch noch gültigen Grundrechte manifestierten 
formale Rechtsakte wie das sogenannte Gesetz zur Wiederher-
stellung des Berufsbeamtentums, das die Entlassung missliebi-
ger und vor allem jüdischer Beamter ermöglichte. 

Tatsächlich aber passten die Grundrechte ohnehin nicht in das 
nationalsozialistische Weltbild. In weiten Teilen der veröffent-
lichten Rechtswissenschaft traten sie hinter den Gedanken der 
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„Volksgemeinschaft“ zurück. So schrieb etwa der Rechtswissen-
schaftler Ulrich Scheuner 1937: „Die Ablehnung des Begriffs des 
subjektiven öffentlichen Rechts richtet sich auch gegen die mit 
ihm verbundenen Ideen, den Gedanken einer der Einwirkung der 
Gemeinschaft entzogenen ‚staatsfreien‘ Sphäre des Einzelnen, 
die Vorstellung von ursprünglichen Grundrechten und Freiheits-
rechten des Einzelnen im Staate, überhaupt gegen die Anerken-
nung von bestimmten Personen oder Verbänden im Staate einge-
räumten Garantien. […] In der deutschen Volksgemeinschaft, wie 
sie der Nationalsozialismus geformt hat, ist kein Raum mehr für 
Grundrechte des Einzelnen gegen Volk und Staat.“ 

Nach der bedingungslosen Kapitulation Deutschlands 1945 
stellten die alliierten Siegermächte (die USA, Großbritannien, 
Frankreich und die Sowjetunion) dem ehemaligen Kriegsgegner 
die Vorgaben für die weitere politische Entwicklung. In den drei 
westlichen Besatzungszonen wurden die Weichen für eine de-
mokratische Entwicklung gestellt, in der sowjetisch besetzten 
Zone für den Übergang in eine sozialistische Gesellschaft sow-
jetischer Prägung (siehe S. 58 ff.). 

Unter dem Eindruck zunehmender Differenzen zwischen 
den Westmächten und der Sowjetunion im beginnenden Kal-
ten Krieg entschieden sich die Westmächte für die Errichtung 
eines westlichen deutschen Teilstaats. 1948 gaben sie den Län-
dern ihrer Besatzungszonen in den „Frankfurter Dokumenten“ 
den Auftrag zur Erarbeitung einer Verfassung. Verwaltungsbe-
amte der Länder erarbeiteten auf dem Verfassungskonvent von 
Herrenchiemsee erste Vorlagen für den Parlamentarischen Rat, 
der anschließend das Grundgesetz beriet und verabschiedete. 
Die Erfahrungen mit der menschenverachtenden Ideologie des 
Nationalsozialismus und mit dem Scheitern der Weimarer Re-
publik führten dazu, dass die Grundrechte im Grundgesetz eine 
besondere Würdigung erfuhren. 

Das Bewusstsein der bis dahin unvorstellbar gewesenen 
Gräuel während der NS-Zeit prägte vor allem die Inhalte der 
Grundrechte mit der Menschenwürde als höchstem Wert. Die 
Erkenntnis, dass die Selbstentmachtung der Weimarer Republik 
wesentlich durch deren Verfassungsstruktur ermöglicht worden 
war, bewirkte wiederum, dass die Grundrechte innerhalb der 
Verfassung besonders gesichert wurden. 

Entstehung des Grundgesetzes
61 Männer und vier Frauen hatten die Ministerpräsidenten der 
deutschen Länder in den drei westlichen Besatzungszonen im 
Auftrag der Westalliierten nach Bonn geschickt, um das Grund-
gesetz als eine – so war es ursprünglich gedacht – vorläufige Ver-
fassung zu erarbeiten. Fünf Vertreter Berlins berieten außerdem 
mit – wegen des Viermächtestatuts über die Stadt aber ohne 
Stimmrecht. Wenige Deutsche interessierten sich für die Arbeit 
der Väter und Mütter des Grundgesetzes. Die meisten hatten 
andere Sorgen: Viele Familien waren zerrissen, auch noch kurz 
nach der Währungsreform und mitten im Wiederaufbau hatten 
nicht alle genug zu essen, es herrschte Wohnungsnot.

Der wesentliche Grund, warum die Väter und Mütter des 
Grundgesetzes ursprünglich nur ein Provisorium schaffen woll-
ten, lag im Kalten Krieg begründet, der mit der sowjetischen 
Blockade der Zugänge für die Westalliierten nach Berlin 1948/49 
bereits seinen ersten Höhepunkt gefunden hatte. Die Minister-
präsidenten und ebenso die meisten Parlamentarier fürchteten, 
mit einer Verfassung die deutsche Teilung zu zementieren. Des-
halb war anfangs sogar umstritten, ob das Grundgesetz (ein Be-
griff, mit dem aus Furcht vor der Endgültigkeit der getrennten 
Staatenbildung das Wort „Verfassung“ vermieden werden sollte) 
überhaupt einen Grundrechtsteil haben dürfe. Demgegenüber 

waren schon den Mitgliedern des Verfassungskonvents von Her-
renchiemsee und dann ebenso den Parlamentariern nach den 
Erfahrungen der NS-Zeit die Grundrechte besonders wichtig. 
Schon vor der Verabschiedung des Grundgesetzes am 23. Mai 
1949 war klar, dass die Besatzungsmächte die junge Bundes-
republik Deutschland nicht mit einem bloßen Organisations-
statut in die – zuerst noch beschränkte – Souveränität entlas-
sen würden. Trotzdem erklärte sich das Grundgesetz in seiner 
damaligen Präambel und im damaligen Artikel 146 selbst zum 
Provisorium. Spätestens seit der Wiedervereinigung der beiden 
deutschen Staaten ist aber in der Rechts- und Politikwissen-
schaft unumstritten, dass das Grundgesetz eine ganz normale 
Verfassung ist – auch wenn manche Reichsbürgergruppie-
rungen ihre Ablehnung des Staates mit dieser Geschichte des 
Grundgesetzes begründen.

Im provisorisch umgestalteten naturhistorischen Museum 
König in Bonn fand am 1. September 1948 die Eröffnungsfeier 
statt. Für die Parlamentarierinnen und Parlamentarier war die 
kritische Situation Deutschlands ein Ansporn, ihre Aufgabe be-
sonders ernst zu nehmen: Statt der vorgesehenen drei tagten 
sie fast neun Monate lang. Dabei waren sie sich von Anfang an 
einig, dass die Grundrechte eine besondere Rolle spielen sollten. 
Fast alle hatten in der Zeit des Nationalsozialismus selbst erlebt, 
was es bedeutet, wenn der Staat die Menschenrechte missach-
tet. Manche waren in Konzentrationslagern interniert gewesen, 
einige hatten wegen ihrer politischen Haltung Berufsverbot ge-
habt, fast alle hatten auf irgendeine Art unter dem NS-Regime 
gelitten. 

Den Mitgliedern des Parlamentarischen Rates war die Ideen-
welt der Grundrechte vertraut. Sie kannten ihre Entwicklung 
seit der französischen Revolution von 1789, sie kannten die 
Grundrechte der Paulskirchenverfassung und die der Weimarer 
Republik, während der einige von ihnen selbst Abgeordnete im 
Reichstag gewesen waren. Manche hatten schon an den Ver-
fassungen der Länder mitgeschrieben. Der Parlamentarische 
Rat hatte die Vorschläge des Verfassungskonvents von Herren-
chiemsee auf dem Tisch liegen. Dass „Garantien der individuel-
len Rechte und Freiheiten“ Teil der Verfassung sein sollten, hat-
ten auch die Besatzungsmächte in den Frankfurter Dokumenten 
verlangt. Die Stellung, die die Mitglieder des Parlamentarischen 
Rates den Grundrechten im Grundgesetz gaben, war trotzdem 
für die damalige Zeit einmalig: Es war die erste Verfassung, die 
die Grundrechte an erste Stelle setzte, allen voran die Würde des 
Menschen.

Im Herrenchiemseer Konvent hatte schon der Abgeordnete 
Adolf Süsterhenn (CDU) gefordert, der Schutz der Grundrechte 
müsse die vornehmlichste Aufgabe eines jeden Staates und sei-
ner Verfassung sein. Und Carlo Schmid (SPD) Vorsitzender des 
Hauptausschusses und damit des wichtigsten Gremiums im Par-
lamentarischen Rat, mahnte, der Parlamentarische Rat müsse 
Grundrechte schaffen, die „nicht bloß Deklamationen, Deklara-
tionen und Direktiven sind […], sondern unmittelbar geltendes 
Bundesrecht, auf Grund dessen jeder einzelne Deutsche, jeder 
Bewohner unseres Landes vor den Gerichten soll Klage erheben 
können.“ Darüber hinaus verbot der Parlamentarische Rat im 
Grundgesetz, dass der Kern der Grundrechte verändert wird. 

All das sind Ausprägungen des Satzes, der noch im Herren-
chiemseer Entwurf an erster Stelle stand und der auch das Grund-
gesetz prägt: „Der Staat ist um des Menschen Willen da, nicht der 
Mensch um des Staates Willen.“ Dass der erste Satz nunmehr die 
Menschenwürde schützt, folgt demselben Gedanken. Die Mit-
glieder des Parlamentarischen Rates fanden diese Formulierung 
aber nicht nur sprachlich gelungener, sondern maßen ihr auch 
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mehr rechtliche Verbindlichkeit zu und machten das durch den 
Nachsatz deutlich: „Sie (die Menschenwürde) zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“ 

Trotz all dieser Einigkeit: Im Einzelnen war vieles umstritten, 
etwa, wie genau die Gleichberechtigung zwischen Mann und 
Frau oder wie die Stellung der Kirchen aussehen sollte. Auch dass 
die Todesstrafe abgeschafft würde, war in den Beratungen lange 
Zeit nicht klar. Anderes, was heute umstritten ist, war dagegen 
für die Verfassungsautorinnen und -autoren selbstverständlich, 
etwa das – damals noch unbeschränkte – Asylrecht.

Grundrechte und Demokratie 

Es ist kein Zufall, dass die ersten Grundrechtskataloge gerade in 
den ersten demokratischen Verfassungen der Neuzeit standen. 
Beide – Grundrechte und Demokratie – hatten sich in Abgren-
zung zu den Staatsformen entwickelt, die diese Elemente nicht 
gewährleisteten. Teilweise wurde ideengeschichtlich zwischen 
einzelnen Rechtsinhalten und der politischen Mitsprache des 
Volkes auch gar nicht unterschieden. Durch mehr Mitsprache 
an den politischen Entscheidungen erhoffte man sich mit einem 
größeren Einfluss auf die Rechtsgestaltung auch die Schaffung 
und Ausgestaltung von Grundrechten. Und nicht zuletzt sahen 
die frühen demokratischen Verfassungen ihre Rechtfertigung 
ja gerade in der Garantie von Grundrechten als Naturrecht des 
Menschen. So heißt es in der französischen Erklärung der Men-
schen- und Bürgerrechte: „Das Ziel jeder politischen Vereinigung 
ist die Erhaltung der natürlichen und unveräußerlichen Men-
schenrechte.“ Aus diesen Gründen waren die politischen Grund-
rechte auch schon früh in den Grundrechtskatalogen enthalten. 

Trotzdem kann man die Entwicklung von Grundrechten und 
Demokratie nicht gleichsetzen. Das zeigte sich schon nach den 
ersten historischen Schritten zu ihrer Umsetzung. Was die De-
mokratie als Garantin für die Grundrechte betrifft, wirkte die 
Entwicklung in Frankreich sogar auf viele Theoretikerinnen und 
Theoretiker in Europa abschreckend: Die eruptive [unvermittelt 
heftig, abrupt geschehend, Anm. d. Red.] Französische Revolu-
tion, die kurzzeitig in die Schreckensherrschaft der Jakobiner 
mündete, rief zum Beispiel in England und (in anderer Weise) 
in den deutschen Staaten eher Zurückhaltung und Ablehnung 
hervor.

Andererseits war auch nicht von Anfang an klar, dass Grund-
rechte ein integraler Bestandteil demokratischer Verfassungen 
sein müssten. Einer der Gründerväter der USA etwa, Alexander 
Hamilton, stellte das infrage. Frühere Freiheitsurkunden hätten 
darauf gezielt, so Hamilton, dass bestimmte Rechte nicht an den 
Fürsten abgetreten werden müssten. Vor diesem Hintergrund 
hielt er es für offensichtlich, dass solche Vereinbarungen „nicht 
auf Verfassungen übertragbar sind, die sich erklärtermaßen auf 
den Willen des Volkes gründen und von dessen unmittelbaren 
Repräsentanten und Dienern umgesetzt werden.“ 

Zugespitzt hieße das: In einer Demokratie, einfach nur ver-
standen als Herrschaft der Mehrheit, könnten Grundrechte 
Fremdkörper sein, weil sie schließlich diese Mehrheit unter 
Umständen daran hindern, ihren Willen durchzusetzen. Im Falle  
des Grundgesetzes dürfen die Garantie der Menschenwürde 
und der Kern der Grundrechte, der die Menschenwürde schützt, 
ja noch nicht einmal mit zwei Dritteln der Stimmen in Bundes-
tag und Bundesrat angetastet werden, sie sind also sogar der 
Verfassungsänderung entzogen. 

Für unser heutiges Verständnis von Demokratie bilden Grund-
rechte und Demokratie aber keinen Widerspruch – im Gegenteil: 

Gerade die Grundrechte sichern die Demokratie. Zum einen, weil 
sie, zusammen mit Staatsprinzipien wie Rechtsstaatlichkeit und 
Gewaltenteilung, eine unumschränkte Diktatur der Mehrheit 
verhindern und damit nach unserem Verständnis die Staats-
form erst legitimieren. Zum anderen aber, weil Demokratie ohne 
Grundrechte kaum funktionieren würde. Demokratie ist kein Er-
gebnis, sondern ein Prozess. Zu demokratischen Gesellschaften 
gehört die ständige Auseinandersetzung, gesichert durch Rechte 
wie die Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit. Mehr-
heiten müssen außerdem immer wieder neu bestimmt werden. 
Dazu gehört, dass sie sich bilden können, dass also die Minderheit 
auch einmal zur Mehrheit werden kann. Minderheitenschutz ist 
deshalb nicht etwas, was die Demokratie gnädig gewährt, son-
dern ein unverzichtbarer Teil von ihr. 

Vor allem aber gehören die Grundrechte zum Menschenbild 
der Demokratie: Der einzelne Mensch ist Träger von Rechten, mit 
denen er an der Gemeinschaft teilnimmt. Oder anders gesagt: 
Nur eine Gemeinschaft, in welcher der oder die Einzelne selbst-
bestimmt leben kann, kann sich insgesamt selbst bestimmen. 
Historisch gesehen kommt das darin zum Ausdruck, dass die poli-
tischen Mitwirkungsrechte selbst Grundrechte sind – nicht nur, 
weil sie aus der gleichen historischen Erfahrung stammen wie die 
Demokratie, sondern weil in ihnen der Gedanke zum Ausdruck 
kommt, dass eine Mehrheitsmeinung nicht zwangsläufig immer 
die letzte Wahrheit sein muss. Stattdessen gehört es von Anfang 
an zum Menschenbild, das den Grundrechten zugrunde liegt, 
dass die Freiheitsrechte sich auch in der Freiheit niederschlagen, 
die politische Willensbildung mitbestimmen zu können. 

Damit ist aber auch die zweite Frage schon beantwortet, ob die 
Demokratie selbst nicht die Grundrechte gefährden kann. Theo-
retisch, verstanden als bloße Herrschaft der Mehrheit, kann sie 
das durchaus. Unter anderem deshalb aber sind die modernen 
Demokratien differenzierter, sehen Minderheitenrechte ebenso 
vor wie die – abstrakt auch in anderen Systemen denk bare –  
Gewaltenteilung und Rechtsstaatlichkeit zu ihrer  Sicherung. 

Wie eng Grundrechte und Demokratie zusammenhängen, 
zeigt die Gegenprobe: Soweit erkennbar, gibt es kein anderes 
politisches System, das nicht nur theoretisch Grundrechte ge-
währleistet, sondern ihnen auch im Einzelfall zur Geltung ver-
hilft. Grundrechtskataloge gibt es auch in Verfassungen nichtde-
mokratischer Staaten. Aber nur in demokratischen Ordnungen 
gibt es unabhängige Gerichte und einen wirksamen Schutz der 
Grundrechte. 

Mit der Verkündung des Grundgesetzes in der Schlusssitzung des Parlamentarischen 
Rates am 23. Mai 1949 wird auch die Bundesrepublik Deutschland offiziell gegrün­
det. Vordere Reihe v.l.: Walter Menzel, Carlo Schmid, Jakob Kaiser, Paul Löbe und 
Theodor Heuss
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 Elisabeth Selbert und das Grundgesetz

Theoretisch gilt die Gleichberechtigung von Mann und Frau 
schon lange, sie stand in Ansätzen auch schon in der Wei-
marer Reichsverfassung. Was Gleichberechtigung allerdings 
tatsächlich bedeutet, ist ebenso lange umstritten. Heute 
geht es zum Beispiel darum, dass die Arbeit in typischen 
Frauenberufen besser bezahlt wird, oder darum, dass Män-
ner und Frauen für die gleiche Arbeit gleich viel bekommen 
– und das auch durchsetzen können, weil sie das Gehalt der 
Kollegen kennen. Gleichberechtigung ist also eine ständige 
Entwicklung. Der wahrscheinlich wichtigste Schritt in dieser 
Entwicklung ist die Entscheidung des Grundgesetzes, dass 
für Männer und Frauen im Allgemeinen gleiches Recht gel-
ten soll. So steht es in Artikel 3 Absatz 2 des Grundgesetzes: 
„Männer und Frauen sind gleichberechtigt“. Dabei ging die-
ser Satz den meisten der Mütter und Väter des Grundgeset-
zes zuerst zu weit. Dass er trotzdem in der Verfassung steht, 
geht auf den Druck vieler Frauen zurück. Mobilisiert hatte 
sie eine einzelne Frau, Elisabeth Selbert.

Sie war schon Mutter von zwei Kindern, als sie in Kassel 
das Abitur nachholte und Jura studierte. Buchstäblich in 
letzter Minute halfen ihr zwei Richter, dass sie als Anwältin 
zugelassen wurde, bevor das nationalsozialistische Regime 
Frauen den Zugang zur Anwaltschaft verbot. Mit ihrem Be-
ruf ernährte sie in der NS-Zeit die Familie, denn ihr Mann, 
ein sozialdemokratischer Kommunalpolitiker, war wegen 
seiner politischen Betätigung erst inhaftiert worden, dann 
erhielt er Berufsverbot. 

Nach 1945 waren Elisabeth Selbert zuerst andere Themen 
wichtiger als die Gleichberechtigung. Sie schrieb an der hes-
sischen Landesverfassung mit. Dort trat sie unter anderem 
für die Möglichkeit ein, industrielle Leitsektoren wie Berg-
bau oder Energiewirtschaft zu vergesellschaften. Auch im 
Parlamentarischen Rat, dem sie als eine von vier Frauen an-
gehörte, lag ihr Schwerpunkt zunächst nicht bei den Frau-
enrechten: Nach den Erfahrungen im Nationalsozialismus 
setzte sie sich für ein demokratisches Richterbild ein. 

Auf die Formulierung des Gleichheitsartikels wurde sie 
erst aufmerksam, als dieser im Grundsatzausschuss – dem 
Ausschuss, der die Grundrechte diskutierte und formulierte 
– bereits beschlossen war. Er sollte heißen: „Männer und 
Frauen haben grundsätzlich die gleichen staatsbürgerlichen 
Rechte und Pflichten.“ Das war die Formulierung, die schon 
in der Weimarer Reichsverfassung gestanden hatte. Er ent-
hält zwei Einschränkungen: „grundsätzlich“, das heißt für 
Juristen: im Allgemeinen, wenn nichts dagegenspricht; und 
„staatsbürgerliche Rechte“, das heißt vor allem: wählen und 
gewählt werden. Es heißt aber nicht, dass alle Gesetze die 
Gleichberechtigung beachten müssen. 

Als Anwältin hatte Elisabeth Selbert vielfach erlebt, was 
das bedeutete: Es hieß zum Beispiel, dass Frauen verpflich-
tet waren, im Betrieb des Mannes mitzuarbeiten. Kam es zur 
Scheidung, bekamen sie aber vom gemeinsam erarbeiteten 
Betriebsvermögen nichts. Es bedeutete, dass der Mann, ohne 
sie zu fragen, den Arbeitsvertrag der Frau kündigen konnte, 
wenn er fand, dass sie den Haushalt nicht gut genug versorg-
te; dass sie kein Konto eröffnen durfte; dass sie nicht das Sor-
gerecht für ihre Kinder bekam und vieles mehr.

Elisabeth Selbert schlug deshalb den Satz vor, der jetzt im 
Grundgesetz steht: „Männer und Frauen sind gleichberech-
tigt.“ Damit stand sie zuerst allein im Parlamentarischen 
Rat. Denn auch den anderen Mitgliedern des Rates war klar, 
was dieser Satz bedeutete: Große Teile des Familienrechtes  
aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch von 1896 wären ver-
fassungswidrig, das Arbeits-, das Sozialrecht, alles müsste 
diesem Gleichberechtigungsgebot angepasst werden. Viele 
fürchteten ein Rechtschaos. Selbert schlug eine Übergangs-
frist vor, in der die Gesetze geändert werden könnten. Die 
SPD-Politikerin konnte ihre eigene Fraktion überzeugen. 
Aber im Hauptausschuss des Rates, der noch einmal alle  
Artikel des Grundgesetzes durchsprach und dem Elisabeth 
Selbert nicht angehörte, wurde der Vorschlag abgelehnt. 
In der nächsten Sitzung sprach Elisabeth Selbert selbst. Sie 
drohte, dass die damals noch vorgesehene Annahme der 
Verfassung per Volksentscheid (zu der es später aus verschie-
denen Gründen nicht kam) gefährdet sein könnte, sollte es 
bei der alten Formulierung bleiben. Wieder scheiterte sie 
knapp. 

Was folgte, war fast die einzige Mobilisierung der Öffent-
lichkeit in der Entstehungsphase des Grundgesetzes, die sich 
sonst wenig für die Beratungen zum Grundgesetz interes-
sierte. Selbert hielt Vorträge, mit anderen Frauen startete sie 
eine Pressekampagne. Das Echo war enorm. Fast alle Frauen 
in den Landtagen sprachen sich für die neue oder zumindest 
eine neue Formulierung aus, weibliche Fabrikbelegschaften, 
Frauenverbände, Juristinnen schrieben an die Abgeordne-
ten des Parlamentarischen Rates. Ob es wirklich „Waschkör-
be voll Briefe“ waren, wie es immer wieder heißt, lässt sich 
heute nicht mehr nachprüfen. Die Zustimmung der Bevölke-
rung zum Grundgesetz schien aber nun gefährdet. Und: Bald 
würde die erste Wahl zum Bundestag stattfinden, Frauen 
bildeten die Mehrheit der Wählerschaft. 

In der dritten Lesung nahm der Hauptausschuss den Vor-
schlag für die Formulierung der Gleichberechtigung von 
Mann und Frau einstimmig an. Der Gesetzgeber, so ent-
schieden die Parlamentarier, sollte bis Ende Mai 1953 Zeit 
haben, das Recht anzupassen. Tatsächlich dauerte es sehr 
viel länger. Die Mehrheit der Abgeordneten im Bundestag 
akzeptierte die Pflicht nicht, die Gesetze anzupassen. Zwei-
mal entschied das Bundesverfassungsgericht, zweimal bes-
serte der Gesetzgeber unzureichend nach. Grundlegende 
Verbesserungen für die Gleichberechtigung schaffte erst die 
Familienrechtsreform von 1977. 

Und auch die Gleichberechtigung des Mannes hat sich 
unter dem Grundgesetz verändert. 1975 etwa entschieden 
die Verfassungsrichter, dass es auch eine Witwerrente geben 
muss, wenn es eine Witwenrente gibt. Eine einheitliche Hin-
terbliebenenrente gibt es seit 1986. Auch dass der Vater des 
nicht ehelichen Kindes Rechte hat und dass es im Interesse 
des Kindes ist, Kontakt mit dem Vater zu haben, ist eine neu-
ere Entwicklung. 

Gudula Geuther 
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„Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt“ – mit die-
sem Satz beginnt nach der Präambel nicht nur der Grundrechts-
teil, sondern der gesamte Text des Grundgesetzes. Die Men-
schenwürde ist der Grund dafür, dass es die Menschenrechte 
gibt, sagt Artikel 1 des Grundgesetzes. Sie sind „Grundlage jeder 
menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit 
in der Welt“. 

Das Grundgesetz selbst spricht also zuerst von Menschen-
rechten. Dann aber heißt es in Artikel 1, Absatz 3: „Die folgenden 
Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und 
Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht.“ Das Grund-
gesetz nennt also beides, die Grund- und die Menschenrechte, 
denn beide Begriffe benennen etwas sehr Ähnliches, aber nicht 
das Gleiche. Der Begriff der Menschenrechte kommt ursprüng-
lich aus der Philosophie und der Staatstheorie. Seit dem 19. 
Jahrhundert hat sich mit Schwerpunkt in der westlichen Welt 

die Vorstellung durchgesetzt, dass jeder Mensch von Geburt an 
Rechte hat. Das geht auf die Aufklärung und den Humanismus 
zurück, die diese Menschenrechte als Teil der menschlichen Na-
tur ansahen, aus christlicher Sicht sind sie von Gott gegeben. Sie 
sind unveräußerlich, das heißt, auf sie kann niemand verzich-
ten, sie sind unteilbar und gelten weltweit. Diese Rechte hat der 
Mensch also auch ohne, dass der Staat sie gewährt. Deshalb sind 
sie ungeschriebenes Recht, ihre Grenzen sind nicht genau defi-
niert. Eine Definition aber haben alle Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen unterschrieben: die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte von 1948.

Grundrechte sind etwas ganz Ähnliches: Ihrem Inhalt nach 
sind sie oft identisch mit den Menschenrechten. Der Unter-
schied besteht darin, dass der Staat selbst sie anerkannt hat, sie 
sind staatlich garantiert, so wie es die Grundrechte im Grund-
gesetz sind. Dadurch, dass der Staat sie anerkennt, haben sie 
in ihrer Formulierung eine konkretere Form bekommen und 

Gudula Geuther

Besondere Merkmale der Grundrechte
Menschenrechte sind universell gültig, die Grundrechte hingegen staatlich  

garantiert und damit einklagbar. Unterschiede gibt es bei ihrem Inhalt, ihrem  
Anwendungsbereich und ihrer Wirkweise. 

Die Bedeutung der Grundrechte im Grundgesetz ist nicht leicht in Alltagssprache zu übersetzen. Zum 75­jährigen Bestehen des Grundgesetzes feiern  
Bürgerinnen und Bürger im Mai 2024 drei Tage lang ein Demokratiefest. Zu diesem Anlass werben in Berlin diverse Banner.
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sind – je nach Staat und System – für den Einzelnen und die 
 Einzelne einklagbar und durchsetzbar. Das Grundgesetz bezieht 
sich also auf die Idee der Menschenrechte und stellt klar, dass es 
sie mit den Grundrechten umsetzen will. Der Begriff der Men-
schenrechte wird international so – in dieser Abgrenzung zu 
den Grundrechten – verwendet. Gleichzeitig gibt es aber noch 
eine andere Unterscheidung, die in der Wissenschaft auch für 
die Grundrechte des Grundgesetzes verwendet wird: Dort wird 
zwischen Menschen- und Bürgerrechten differenziert. In diesem 
engeren Sinn gelten Menschenrechte für alle Menschen, auf die 
das Grundgesetz anwendbar ist, Bürgerrechte nur für deutsche 
Staatsbürgerinnen und -bürger.

Man kann Grundrechte danach unterscheiden, warum sie 
gelten, welchen Inhalt sie haben, für wen sie gelten und wie sie 
wirken. 

Warum gelten die Grundrechte? 

Da man von Grundrechten nur spricht, wenn sie staatlich an-
erkannt sind, gelten sie schon deshalb, weil sie im Grundgesetz 
festgeschrieben sind. Da ihnen gleichzeitig aber auch die Vor-
stellung von universell geltenden Menschenrechten zugrunde 
liegt, ist es damit nicht getan. Auch wenn das in einem staat-
lichen System kaum durchzusetzen ist: Die wesentlichen Inhal-
te der Grundrechte dürfen nicht angetastet werden, soweit sie 
Menschenrechte sind (und damit – je nach persönlicher Grund-
haltung – durch die Natur des Menschen, von Gott oder durch 
internationale Verträge gegeben). In der Praxis führt die Unter-
scheidung nicht weit, für die theoretische oder moralische Be-
gründung der Grundrechte ist sie gleichwohl wichtig. 

Wesentliche Inhalte

Allgemein werden Grund- und Menschenrechte danach unter-
schieden, ob es sich um Freiheits- oder Gleichheitsrechte han-
delt. Im Aufbau der Grundrechte nach dem Grundgesetz kommt 
als darüberstehendes Element die Menschenwürde hinzu. Sie 
gilt allgemein und ist in jedem einzelnen Grundrecht als Kern, 
der nicht verletzt werden darf, enthalten. Diese Rechte sind 
nicht nur Rechte jedes und jeder Einzelnen, durch sie gewinnt 
auch die Gemeinschaft erst Leben. Freiheit und Gleichheit wer-
den zunächst in jeweils eigenen Artikeln allgemein festgeschrie-
ben. Die einzelnen Freiheits- und Gleichheitsrechte, die dann 
folgen, sind noch einmal besonders geschützt. Das erleichtert es 
ganz praktisch, zu definieren, wie mit welchem einzelnen Recht 
umzugehen ist und ob – bzw. wenn ja, unter welchen Voraus-
setzungen – der Staat in das Recht eingreifen darf. 

Außerdem soll diese Aufzählung klarstellen, was für die Ge-
meinschaft besonders wichtig ist. Das liegt auf der Hand bei den 
Rechten, die gerade die Gemeinschaft betreffen, wie die Ver-
sammlungs- oder die Koalitionsfreiheit. Für die Gemeinschaft 
ist es aber ebenso wichtig, dass jeder und jede Einzelne als selbst 
bestimmte Persönlichkeit leben kann. Deshalb müssen der Ge-
meinschaft auch Rechte wie die Glaubensfreiheit oder die Be-
rufsfreiheit ein Anliegen sein, wobei man Freiheit nicht allein 
positiv wahrnehmen muss, also zum Beispiel in die Kirche zu ge-
hen. Genauso geschützt sind jeweils die sogenannten negativen 
Freiheiten, zum Beispiel eben das Recht, ohne Religion zu leben. 

Einschränkungsmöglichkeiten 

Das Grundgesetz formuliert die Grundrechte oft sehr allgemein 
und fasst sie sehr weit. Wenn es zum Beispiel in Art. 2 Abs. 2 
heißt: „Die Freiheit der Person ist unverletzlich“, dann klingt 
das so, als dürfe niemand eingesperrt werden. Tatsächlich aber 
gingen auch die Väter und Mütter des Grundgesetzes davon aus, 
dass Gefängnisstrafen, geschlossene Anstalten in der Psychia-
trie und der polizeiliche Gewahrsam möglich sein sollten. Das 
kommt zum Ausdruck in der Formulierung: „In diese Rechte darf 
nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.“ 

In der Praxis heißt das: Ein Grundrecht darf nicht verletzt wer-
den. Aber ob es verletzt ist, ergibt sich erst nach einer konkreten 
Prüfung: Wird in den sogenannten Schutzbereich des Grund-
rechts eingegriffen? Das heißt hier konkret: Die Freiheit einer Per-
son darf – etwa durch eine Gefängnisstrafe – nur dann beschränkt 
werden, wenn durch ein Gesetz – in diesem Fall das Strafgesetz-
buch – klar gesagt wird, wann und warum. Dabei kann sich der 
Gesetzgeber nicht willkürlich ausdenken, warum Menschen ein-
gesperrt werden. Der oder die Angeklagte muss sich gegen unbe-
rechtigte Maßnahmen wehren können, deshalb ist das Strafver-
fahrensrecht vielfach verfassungsrechtlich bestimmt. Die Strafe 
muss außerdem zu dem, was der oder die Verurteilte getan hat, 
im Verhältnis stehen (siehe S. 14 ff.). Auch das ergibt sich unmit-
telbar aus der Verfassung. Das gleiche gilt für andere Grundrechte. 
So dürfen Demonstrationen etwa nur unter bestimmten hohen 
Hürden verboten werden. Während der Coronavirus-Pandemie 
musste deshalb der Schutz der Gesundheit und des Gesundheits-
wesens mit dem Versammlungsrecht abgewogen werden. Lassen 
sich solche sogenannten Schranken der Verfassung nicht unmit-
telbar aus ihrem Text ersehen, zum Beispiel, wenn verschiedene 
Grundrechte nicht gleichzeitig zu verwirklichen sind, dann muss 
der Gesetzgeber oder die umsetzende Behörde darauf achten, 
dass sie jedem Grundrecht so weit wie möglich gerecht wird. 

Besondere Merkmale der Grundrechte

Änderung des Grundgesetzes

Eigene Darstellung nach © Bergmoser + Höller Verlag AG, Zahlenbild 066025

     Art. 79 Abs. 1 GG

Das Grundgesetz kann nur 
durch ein Gesetz geändert 
werden, das den Wortlaut des 
Grundgesetzes ausdrücklich 
ändert oder ergänzt.

     Art. 79 Abs. 3 GG

Änderungsverbote gelten für:

•  die Gliederung des Bundes  
in Länder

•  die Mitwirkung der Länder 
bei der Gesetzgebung 

•  die in Art. 1 und 20 GG nie­
dergelegten Grundsätze: 

  Achtung der Menschenwürde, 
Prinzipien der Volkssouveräni­
tät, der Demokratie, der 
Gewaltenteilung und der 
Bindung der staatlichen Ge­
walten an Recht und Gesetz

     Art. 146 GG

Die Ablösung des GG durch 
eine neue Verfassung ist nicht 
ausgeschlossen.

Nach Art. 146 verliert es seine 
Gültigkeit an dem Tag, an dem 
eine Verfassung in Kraft tritt, 
die vom deutschen Volk in 
freier Entscheidung beschlos­
sen worden ist.

Für eine Grundgesetzänderung
erforderliche Mehrheiten:

•   ⅔ der Mitglieder des  
Bundestags

 
•   ⅔ der Mitglieder des  

Bundesrats
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Verhältnismäßigkeit 
Mathias Metzner 
Das Prinzip der Verhältnismäßigkeit hat eine entscheidende 
Bedeutung für die Frage, in welchem Maße Grundrechte einge-
schränkt werden dürfen. Wann ist ein Eingriff in ein Grundrecht 
verhältnismäßig? Der Wortsinn lässt ahnen, dass es bei der Prü-
fung der Verhältnismäßigkeit darum geht, etwas ins Verhältnis 
zu setzen, nämlich einerseits das Grundrecht und andererseits 
die Gründe, aus denen es eingeschränkt werden soll. Aber Ach-
tung: Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit bedeutet nicht, dass 
das Grundrecht und das Gewicht der Gründe, die für seine Ein-
schränkung angeführt werden, schlicht bewertet werden. Die 
Prüfung erfolgt vielmehr in mehreren Stufen: 

Zunächst ist das Eingriffsmittel auf seine „Geeignetheit“ zu 
prüfen. Geeignet ist ein Mittel dann, wenn der gewünschte Er-
folg mit seiner Hilfe erreicht werden kann. Dabei muss nicht das 
am besten geeignete Mittel gewählt werden, es genügt, dass es 
den erstrebten Erfolg fördert. 

Beispiel: Die Überwachung von Post- und Fernmeldever-
bindungen ermöglicht die Sammlung von Nachrichten, die 
Hinweise auf die Gefahr eines bewaffneten Angriffs auf die 
Bundesrepublik Deutschland geben können. Das Bundesverfas-
sungsgericht entschied, dass es nicht darauf ankommt, ob durch 
die Maßnahme relevante Erkenntnisse gewonnen werden. Es 
genüge, dass Letzteres nicht auszuschließen sei. 

Ist das gewählte Mittel zur Erreichung des angestrebten 
Zwecks geeignet, ist in einem zweiten Schritt die Erforderlichkeit 
zu prüfen. Hier stellt sich die Frage, ob das angestrebte Ziel nicht 
auch durch einen weniger intensiven Eingriff in das betroffene 
Grundrecht erreicht werden kann, der allerdings gleichermaßen 
geeignet sein muss. 

Beispiel: Das Bundesjagdgesetz verlangte für die Falknerjagd 
den Nachweis waffentechnischer Kenntnisse und Fähigkeiten. 
Das Bundesverfassungsgericht entschied, dass diese Anforde-
rung nicht erforderlich sei, um das gesetzgeberische Ziel, die Be-
standserhaltung der für die Falknerei in Betracht kommenden 
Federwildarten, zu erreichen. Es könnten zwar erhöhte Anforde-
rungen an die Befähigung zum Falkner gestellt werden. Da die 
Besonderheit der Falknerjagd aber gerade darin bestehe, dass sie 
ohne Schusswaffe ausgeübt werde, bestehe keine Erforderlich-
keit für waffentechnische Kenntnisse oder Fähigkeiten.

Auf der letzten Stufe wird die Verhältnismäßigkeit im engeren 
Sinne geprüft. Hier erfolgt eine Abwägung zwischen der Schwere 
des Eingriffs und dem Gewicht und der Dringlichkeit der recht-
fertigenden Gründe. Es werden die Belange des Gemeinwohls, 
die zur Rechtfertigung des Grundrechtseingriffs angeführt wer-
den, abgewogen gegen die Auswirkungen des Eingriffs auf die 
Grundrechte der oder des Betroffenen. 

Beispiel: Im sogenannten Lebach-Urteil vom 5. Juli 1973 hatte 
das Bundesverfassungsgericht darüber zu entscheiden, ob die 
Ausstrahlung eines Dokumentarspiels über einen spektakulä-
ren Mordfall gegen das allgemeine Persönlichkeitsrecht eines 
der Täter verstieß. In dem Fernsehspiel wurde der Betreffende 
als Person erkennbar dargestellt. Er stand zum Zeitpunkt der ge-
planten Ausstrahlung nach Verbüßung der Haft unmittelbar vor 
der Entlassung. 

Das Bundesverfassungsgericht nahm eine Abwägung der von 
Art. 5 Abs. 1 GG geschützten Interessen der Rundfunkanstalt mit 
dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Täters vor. Keiner der 
beiden Verfassungswerte könne einen grundsätzlichen Vorrang 
beanspruchen, es sei im Einzelfall die Intensität des Eingriffs in 
das Persönlichkeitsrecht gegen das Informationsinteresse der 

Öffentlichkeit abzuwägen. Zwar verdiene für die aktuelle Be-
richterstattung über schwere Straftaten das Informationsinte-
resse grundsätzlich Vorrang. Der verfassungsrechtliche Schutz 
der Persönlichkeit lasse es jedoch nicht zu, dass das Fernsehen 
sich über die aktuelle Berichterstattung hinaus zeitlich unbe-
schränkt mit der Person des Straftäters und seiner Privatsphäre 
befasse. Eine spätere Berichterstattung sei jedenfalls unzulässig, 
wenn sie eine neue erhebliche Beeinträchtigung des Täters be-
wirke und insbesondere seine Resozialisierung gefährde.

Die Prüfung der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne ist 
zugleich die schwierigste und auch „politischste“ Stufe der 
Prüfung, da hier gerade die Möglichkeit besteht, unterschiedli-
che Wertungen und Gewichtungen zur Geltung zu bringen. So 
wird beispielsweise manchen Bürgerinnen und Bürgern die Si-
cherheit vor Straftaten oder Terrorismus wichtiger sein als der 
Datenschutz, andere werden es genau umgekehrt sehen. Umso 
wichtiger sind die vorgenannten beiden Stufen der Geeignet-
heit und der Erforderlichkeit, die eine Prüfung anhand sehr viel 
härterer Kriterien ermöglichen und damit auch verlässlichere 
Ergebnisse hervorbringen. 

Für wen gelten die Grundrechte? 

Menschenrechte gelten ihrem Anspruch nach für alle Men-
schen. Weil sie aber aus philosophischen Vorstellungen stam-
men und nicht in einem Gesetzestext niedergelegt sind, ist nicht 
ganz eindeutig, wie sie genau lauten; je nach Standpunkt haben 
Menschen unterschiedliche Rechte mit teilweise unterschiedli-
chen Konturen in den Katalog aufgenommen. Das Grundgesetz 
hat viele davon als Grundrechte übernommen. Es knüpft gleich-
zeitig an diese Vorstellungen an, wenn es von den Menschen-
rechten als „unverletzlich und unveräußerlich“ spricht. 

In einer (leicht) unterschiedlichen Bedeutung kann man die 
Grundrechte aber auch nach Menschenrechten und Bürger-
rechten unterscheiden. Das bezieht sich auf die Frage, für wen 
sie gelten. Auf die Menschenrechte kann sich jeder und jede 
gegenüber dem Staat berufen. Man erkennt sie daran, dass 
ihr Text selbst von „jeder“, „jedermann“, „niemand“ oder „alle 
Menschen“ spricht, oder daran, dass ein Recht ohne Einschrän-
kungen beschrieben wird („Die ungestörte Religionsausübung 
wird gewährleistet“, Art. 4 Abs. 2). Bürgerrechte dagegen gel-
ten für Deutsche. Auch das ist aus der Formulierung erkenn-
bar („Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und 

Der Mord an Soldaten eines Bundeswehrmunitionsdepots in Lebach 1969 erregte 
großes öffentliches Interesse: Musste sich der Angeklagte zum Prozessauftakt 1970 
noch den Pressefotografen stellen (v. M.), verbot das Bundesverfassungsgericht später 
die Ausstrahlung einer TV­Dokumentation, in der er als Person erkennbar gewesen wäre.
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Ausbildungsstätte frei zu wählen”, Art. 12 Abs. 1). Trotzdem kön-
nen Teile dieser Rechte auch Ausländerinnen und Ausländern 
zustehen, nur eben nicht in der weitgehenden Form, wie sie das 
Bürgerrecht garantiert. Ein Teil der Berufsfreiheit zum Beispiel 
ergibt sich auch für Ausländerinnen und Ausländer noch aus 
dem Menschenrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit des 
Artikels 2. Dasselbe gilt für ihre Teilnahme an Demonstrationen 
und viele andere Grundrechte.

Wirkungsweise

Die Grundrechte sind in ihrer klassischen Ausprägung Gleich-
heits- und Freiheitsrechte. Die Vorstellung, dass sie auch Mit-
wirkungsrechte enthalten (zum Beispiel, indem jemand seine 
Meinung äußert, etwa auf Demonstrationen oder in den sozia-
len Netzwerken), geht ebenfalls auf die Entstehungsphase der 
Grundrechtsidee zurück. Die Frage dagegen, wie weit die Grund-
rechte als Ansprüche gegen den Staat Teilhabe- und Leistungs-
rechte enthalten, ist seit langem umstritten. Was kodifizierte 
Rechte betrifft, so gibt es diesen Streit in Deutschland mindes-
tens seit der Weimarer Reichsverfassung. 

Die Grundrechte sind in ihrer Wirkung nicht allein auf sub-
jektive Abwehrrechte des oder der Einzelnen gegen den Staat 
beschränkt. Sie stellen auch objektive Wertentscheidungen dar, 
die für alle Bereiche der Rechtsordnung gelten. Rechtsprechung, 
Gesetzgebung und die Verwaltung haben diese objektive Di-
mension der Grundrechte stets zu beachten. 

Verteilung der Grundrechte im Grundgesetz 

Unter der Überschrift „Die Grundrechte“ stehen im Grundgesetz 
die Artikel 1 bis 19. Der Titel täuscht: Manches, was in diesem 
Abschnitt steht, ist kein Grundrecht („Vorschulen bleiben auf-
gehoben“, Art. 7 Abs. 6), und auch außerhalb dieses Abschnitts 
gibt es Grundrechte. Mehrere davon finden sich zum Beispiel in 
Artikel 33, darunter etwa in Absatz 2 der Satz, dass jede deutsche 
Person nach ihrer Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung 
Zugang zu jedem öffentlichen Amt hat. Artikel 103 schreibt die 
Rechte vor Gericht fest, Artikel 104 bestimmt unter anderem, 
wann einem Menschen die Freiheit entzogen werden kann, sei 
es im Gefängnis oder in der Psychiatrie – und sagt damit vor al-
lem, dass dies nur dann möglich ist, wenn die dort beschriebe-
nen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Oft wird zwischen Grundrechten und grundrechtsgleichen 
Rechten unterschieden. Das bezieht sich auf diese Systematik: 
Grundrechte sind demnach die, die im „Grundrechtsteil“ stehen, 
grundrechtsgleiche Rechte diejenigen, die an anderen Stellen 
des Grundgesetzes stehen. Andere Rechtswissenschaftlerinnen 
und -wissenschaftler unterscheiden da nicht. In jedem Fall aber 
gelten die Garantien des Grundgesetzes auch für Rechte, die 
nicht im Grundrechtsteil stehen. 

Besondere Merkmale der Grundrechte

Grundrechte sind nicht zuletzt Wertentscheidungen. Sie können zu widersprüchlichen 
Ergebnissen führen, wie diese Plakatkampagne von 2024 verdeutlicht.

Wichtige Änderungen im Grundgesetz seit 1949

Eigene Darstellung nach: Deutscher Bundestag, WD 3 ­ 3010 ­ 032/24

Der Grundstein für eine Bundeswehr mit allgemeiner Wehrpflicht 
wird gelegt.

Wehrverfassung

Zur Abwehr innerer und äußerer Notlagen kann fortan neben den 
Landespolizeien auch die Bundespolizei und theoretisch sogar die 
Bundeswehr gerufen werden.

Notstandsverfassung

Der kooperative Föderalismus [Bund und Länder unterstützen sich 
gegenseitig, anstatt im Wettbewerb zu stehen, Anm. d. Red.] wird  
ausgebaut. Die daraufhin zunehmende „Politikverflechtung“ wird  
stark kritisiert.

Finanzverfassungsreform

Das Wiedervereinigungsgebot wird mit der Wiedervereinigung hin­
fällig und die Präambel im Grundgesetz geändert. Zusätzlich wird 
Artikel 23, der besagt, in welchen Bundesländern das Grundgesetz 
gilt, aufgehoben. 

Deutsche Einigung

Die Mitgliedschaft in der Europäischen Union wird neu gefasst. Die 
Gesetzesänderung ebnet den Weg für den Vertrag von Maastricht.

Europäische Union

Die Neuregelung des Asylrechts schränkt die Möglichkeiten ein, sich 
erfolgreich auf das Grundrecht auf Asyl zu berufen.

Asylkompromiss

Umwelt­ (1994) und Tierschutz (2002) werden als Staatsziele in die 
Verfassung aufgenommen.

Umwelt- und Tierschutz

Die umstrittene Änderung erlaubt im Falle des Verdachts besonders 
schwerer Verbrechen den Einsatz technischer Mittel zur akustischen 
Wohnraumüberwachung nach vorheriger richterlicher Anordnung. 

Lauschangriff

Um die 1969 hervorgerufene „Politikverflechtung“ zu entwirren, 
werden in einer ersten Stufe die Zuständigkeiten zwischen Bund und 
Ländern neu geregelt.

Die zweite Stufe beinhaltet eine Reform der staatlichen Finanzbe­
ziehungen.

Föderalismusreform I + II

Parteien, die die freiheitlich demokratische Grundordnung gefähr­
den, sind von staatlicher Finanzierung ausgeschlossen.

Parteienfinanzierung

1969

1968

1956

1990

1992

1993

2006

2009

2017

1998

1994

2002
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Kein Grundrechtsschutz ohne Konflikte

Abstrakt würden wahrscheinlich alle sagen, dass der Schutz der 
Grundrechte eine gute Sache ist. Konkret zeigt sich: Üben Men-
schen ihre Grundrechte aus, dann muss das nicht allen gefallen. 
Bei manchen Grundrechten gehört das sogar zum Prinzip. Das 
zeigt sich besonders deutlich bei all den Rechten, die im weite-
ren Sinn mit Meinungsäußerungen zu tun haben. Gerade um 
sie gibt es häufig Auseinandersetzungen. Aber zum Schutz der 
Grundrechte gehört, dass gerade diesen Grundrechten beson-
ders zur Geltung verholfen wird. Grundrechtsschutz geschieht 
also nicht immer im Konsens: Wären alle einer Meinung (und 
das wäre in einer pluralistischen Gesellschaft ungewöhnlich), 
wäre jeder Schutz überflüssig. Art. 1 Abs. 3 stellt klar: Alle Grund-
rechte sind unmittelbar geltendes Recht. Alle staatlichen Insti-
tutionen sind daran gebunden. 

Was das bedeutet, zeigt zum Beispiel das Demonstrations-
recht. Demonstrationen müssen zwar normalerweise – so be-
stimmt es das Versammlungsgesetz – angemeldet werden. 
Anmelden bedeutet aber nicht, sich die Demonstration geneh-
migen zu lassen. Wer sich friedlich versammeln will, darf das. 
Man könnte ohnehin hinterfragen, ob die Anmeldung einer 
Demonstration, wie sie das Versammlungsgesetz vorsieht, 
überhaupt nötig ist. Das Bundesverfassungsgericht hat das mit 
einigen einschränkenden Gesetzesinterpretationen so gesehen. 
Die Versammlungsbehörde, meistens ein Teil des Ordnungs-
amtes, darf jedenfalls eine Demonstration nur verbieten, wenn 
durch die Versammlung die Grundrechte anderer so sehr einge-
schränkt werden, dass die Demonstration schlicht nicht möglich 
ist. Das wird kaum je der Fall sein, die Behörde kann (und wird) 
höchstens (und in der Regel) Auflagen für die Durchführung 
formulieren. Auch für die muss es einen guten Grund geben, 
der sich aus der Verfassung ergibt. Glaubt der Veranstalter, die 
Demonstrationsfreiheit würde übermäßig beschränkt, kann er 
gegen Auflagen klagen. Auch die Gerichte, in diesem Fall die Ver-
waltungsgerichte, müssen das Grundrecht der Versammlungs-
freiheit beachten. Bei besonders umstrittenen Demons trationen 
zeigt sich der Grundrechtscharakter schon daran, dass die Frage, 
welche Einschränkungen möglich sind, oft in letzter Minute auf 
den Tischen der Richterinnen und Richter am Bundesverfas-
sungsgericht landet. Aber mit dem Recht zu demons trieren ist 
es nicht getan. Meistens werden sich die Veranstaltenden wün-
schen, dass möglichst viele Menschen ihr Anliegen zur Kennt-
nis nehmen. Das führt dazu, dass solche Versammlungen häufig 
auf zentralen Plätzen oder Straßen stattfinden sollen. Ein Auf-
zug von Schülerinnen, Schülern und Studierenden für bessere 
Bildung in Berlin könnte dort zum Beispiel passenderweise in 
der Nähe der Humboldt-Universität, Unter den Linden, statt-
finden; an einem Ort also, der gleichzeitig öffentliches Zentrum 
und eine wesentliche Verkehrsader ist. Auch „Fridays for Future“ 
wählt regelmäßig zentrale Routen für Demonstrationen für 
mehr Klimaschutz.

Dies beeinträchtigt wiederum die Verkehrsteilnehmerinnen 
und Verkehrsteilnehmer, die Umwege fahren müssen, und die 
Anwohnerinnen und Anwohner, die regelmäßig mit dem Lärm 
belastet sind. Spricht die Abwägung der Grundrechte für die 
Demonstration an diesem Ort, müssen die Betroffenen hinneh-
men, dass ihre Rechte beschränkt werden. Dies muss der Staat 
deutlich machen und organisieren. Zum Schutz des Grundrechts 
muss also die Polizei für Absperrungen sorgen und durchsetzen, 
dass sie beachtet werden. Sind Gegendemonstrationen zu er-
warten, muss die Polizei die Versammlung vor Störungen und 
Angriffen schützen. Das gilt sogar dann, wenn (in dem Beispiel) 

die Berliner Polizeikräfte nicht ausreichen. Bevor das dazu führt, 
dass die Demonstration nicht stattfinden kann, müssen Einsatz-
kräfte aus anderen Bundesländern einspringen.

Bei Demonstrationen müssen die Rechte der durch sie beeinträchtigten Menschen 
gegen das Versammlungsrecht abgewogen werden. Hier blockieren Aktivistinnen 
und Aktivisten der „Letzten Generation“ als Zeichen ihres Protests im Mai 2024 in 
Berlin eine Straße. Ihre Versammlungen werden regelmäßig durch die Polizei verlegt 
oder aufgelöst.

Das Schülerbündnis „Bildungsblockaden einreißen“ demonstriert immer wieder für 
bessere Bildung. Hier halten Schülerinnen und Schüler vor der Humboldt Universität 
ein Plakat mit der Aufschrift „Wihr BRAUCHEN fiel Biltunk!“, Berlin 2008.

Ú  Nicht im Grundgesetz, aber im 
bpb-Shop – die Kinderrechte 
als Falter. Hier bestellen oder 
herunterladen: bpb.de/194570
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AUFLÖSUNG DER RÜCKSEITE:

Falter

Kinderrechte
Die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen

— Die Felder A bis P behandeln auf der Vorder- und Rückseite des Plakats denselben Themenbereich  
der Kinderrechtskonvention. Das Plakat kann auch an den Falzen auseinander geschnitten und in Einzelteilen 
für Gruppenarbeit, Puzzles, Quizaufgaben usw. verwendet werden.

—	Die	Artikel	41	bis	54	fehlen	in	dieser	Zusammenstellung.	Sie	behandeln	die	staatlichen	Verpflichtungen	
gegenüber Kindern und erklären, wie die Vereinten Nationen in Zusammenarbeit mit internationalen Organisa-
tionen wie UNICEF dafür sorgen wollen, dass die Kinderrechte eingehalten werden. 

— Die Textfassung hat UNICEF Deutschland kinderfreundlich formuliert. Das Original  
ist	unter	www.unicef.de/30-jahre-kinderrechte	zu	finden.	Wir	danken	für	die	 
Genehmigung, den Text in leicht abgewandelter Form zu verwenden. 

— Ideen und Hinweise zur Verwendung des Falters in Kindergruppen oder im  
Unterricht unter www.bpb.de/falter

— Begleitend zu diesem Falter gibt es das Spiel kimemo mit 24 Bilderpaaren aus  
dem Kinderrechte-Falter – zum Spielen, Lernen, Geschichten erzählen …  
www.bpb.de/spiele

— Der Spicker Kindersoldaten und Kinderrechte	schafft	einen	kompakten	Überblick	 
über die wichtigsten Institutionen, die sich für die Rechte von Kindern einsetzen:  
www.bpb.de/260703

— Hinweise zur Arbeit mit dem Falter Kinderrechte

— Impressum
— Herausgeberin: Bundeszentrale für politische Bildung/bpb,  
 Adenauerallee 86, 53113 Bonn, www.bpb.de 
— Redaktion: Marie Schreier (verantwortlich), Sophia La Mela, bpb  
— Konzept: Iris Möckel 
— Gestaltung und Illustration: Leitwerk. Büro für Kommunikation, Köln 
	 Aktualisierung	der	5.	Auflage:	Mohr	Design,	Köln 
— Druck: C4 Security Print Systems GmbH 
— Erhältlich unter: Bestell-Nr. 5439;  
dieser und weitere Falter bestellbar unter: www.bpb.de/falter 

Text und Illustrationen sind urheberrechtlich geschützt. 
5.	Auflage	2022

— Was ist die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen?

Die „Konvention über die Rechte des Kindes“ ist eine Abmachung zwischen verschiedenen Ländern  
der	Welt.	Sie	gilt	seit	1990.	Bis	heute	haben	sich	196	Länder	weltweit	(teilweise	unter	Vorbehalten)	dazu	
verpflichtet,	die	Rechte	von	Kindern	und	Jugendlichen	unter	18	Jahren	einzuhalten.	Auch	Deutschland	
hat	die	Kinderrechtskonvention	unterzeichnet	und	auf	nationaler	Ebene	verabschiedet	(ratifiziert).

UNICEF, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen, will die Kinderrechte für jedes Kind verwirklichen. 
Jedes	Kind	soll	gesund,	frei	und	in	Frieden	aufwachsen.	Dabei	unterstützt	UNICEF	Mädchen	und	
Jungen	in	über	190	Ländern	der	Erde.	Mehr	zur	Arbeit	des	Kinderhilfswerks,	auch	in	Deutschland:	
www.unicef.de und www.younicef.de

Das sind Kailash Satyarthi  
aus Indien und Malala Yousafzai 
aus Pakistan. Sie haben für die 
Rechte der Kinder gekämpft  
und deshalb den Friedensnobel-
preis 2014 erhalten.

Auf der Rückseite sind sie 
 ab gebildet. Findest du sie?

Die „Helferinnen und Helfer“  
(so zialpädagogische Fachkräfte, 
therapeutisches Fachpersonal, 
Fachkräfte der Sozialen Arbeit)
stehen für staatliche Unterstützung.

Erkennbar an dem „H“  
auf ihren T-Shirts

GESUNDHEIT

Kinder haben das Recht, gesund zu leben,  
Geborgenheit zu finden und keine Not zu leiden.

Artikel 6
Du hast das Recht zu leben  
und Dich bestmöglich zu entwickeln.

Artikel 24 
Du hast das Recht auf die bestmögliche Gesundheit,  
medizinische Behandlung, sauberes Trinkwasser,  
gesundes Essen, eine saubere und sichere Umgebung,  
Schutz vor schädlichen Bräuchen und das Recht  
zu lernen, wie man gesund lebt.

Artikel 27 
Du hast das Recht, in Lebensverhältnissen  
aufzuwachsen, die ermöglichen,  
dass Du Dich gut entwickeln kannst.  
Dafür sind zuerst Deine Eltern verantwortlich.  
Wenn	Deine	Eltern	das	nicht	können,	 
muss der Staat helfen, damit Du  
das Nötige hast, vor allem Nahrung, Kleidung  
und	eine	Wohnung.

Artikel 32 
Der Staat muss Altersgrenzen für die Arbeit von Kindern erlassen.  
Er muss Dich vor Arbeit schützen, die schlecht für  
Deine Gesundheit oder Deine Schulbildung ist.  
Falls Du eine erlaubte Arbeit machst, hast Du das Recht auf  
Sicherheit am Arbeitsplatz und auf faire Bezahlung.

Artikel 33 
Du hast das Recht auf Schutz  
vor Drogen und Drogenhandel.
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GLEICHHEIT

Kein Kind darf benachteiligt werden.

Artikel 1
Jeder	Mensch	unter	18	Jahren	hat	diese	Rechte.

Artikel 2 
Alle Kinder haben diese Rechte, egal wer sie sind, wo sie leben,  
woher sie kommen, welche Hautfarbe sie haben,  
was ihre Eltern machen, welche Sprache sie sprechen,  
welche Religion sie haben, welches Geschlecht sie haben,  
in welcher Kultur sie leben, ob sie eine Behinderung haben,  
ob sie reich oder arm sind. Keinem Kind darf irgendeines  
der beschlossenen Rechte weggenommen werden.

SPIEL UND FREIZEIT

Kinder haben das Recht,  
zu spielen, sich zu erholen  
und künstlerisch tätig zu sein.

Artikel 31
Du hast das Recht auf Freizeit,  
zu spielen, Dich zu erholen  
und Dich künstlerisch zu betätigen.

MEINUNGSFREIHEIT UND INFORMATION

Kinder haben das Recht,  
bei allen Fragen, die sie betreffen,  
sich zu informieren, mitzubestimmen  
und zu sagen, was sie denken.

Artikel 12
Du hast das Recht, Deine eigene Meinung  
mitzuteilen, und Erwachsene müssen das,  
was Du sagst, ernst nehmen.  
Auch Richter/-innen müssen Dich anhören,  
wenn	Du	betroffen	bist.

Artikel 13 
Du hast das Recht, das, was Du denkst  
und fühlst, anderen mitzuteilen,  
indem Du redest, zeichnest, schreibst  
oder	auf	andere	Art	und	Weise.	 
Du darfst aber keinen anderen Menschen  
damit verletzen oder kränken.  
Du hast das Recht zu erfahren,  
was	in	der	Welt	vor	sich	geht.

Artikel 14 
Du hast das Recht, Dir Deine eigene Meinung zu bilden  
und zu entscheiden, ob Du an einen Gott glaubst oder nicht.  
Deine Eltern sollen Dir dabei helfen,  
aber auch Deine Meinung berücksichtigen.

Artikel 17 
Du hast das Recht, alles zu erfahren,  
was Du für ein gutes Leben wissen musst,  
aus dem Radio, der Zeitung, Büchern,  
dem Computer und anderen Quellen.  
Erwachsene sollen dafür sorgen,  
dass die Informationen, die Du erhältst, Dir nicht schaden.  
Außerdem sollen sie Dir helfen, die Informationen,  
die	Du	brauchst,	zu	finden	und	zu	verstehen.

SCHUTZ VOR MISSBRAUCH

Kinder haben das Recht  
auf Schutz vor Gewalt,  
Missbrauch und Ausbeutung.

Artikel 19
Du hast das Recht auf Schutz,  
damit Du weder körperlich  
noch seelisch misshandelt,  
missbraucht oder vernachlässigt wirst.

Artikel 34
Du hast das Recht auf Schutz  
vor sexuellem Missbrauch in allen Formen.

Artikel 35
Die	Staaten	der	Welt	müssen	 
alle Kinder davor schützen,  
entführt oder verkauft zu werden.

Artikel 36
Du hast das Recht auf Schutz  
vor jeder Art von Ausbeutung.

Artikel 39
Du hast das Recht auf Hilfe,  
wenn Du misshandelt, vernachlässigt  
oder ausgebeutet wurdest.  
Der Staat muss helfen,  
dass Du wieder in ein  
normales	Leben	zurückfindest.	

SCHUTZ IM KRIEG UND AUF DER FLUCHT

Kinder haben das Recht,  
im Krieg und auf der Flucht  
besonders geschützt zu werden.

Artikel 22
Flüchtlingskinder haben das Recht auf besonderen Schutz und Hilfe.  
Auch alle anderen Rechte der Kinderrechtskonvention  
gelten für sie in dem Land, in dem sie gerade sind.  
Der Staat, die Vereinten Nationen und andere Organisationen  
müssen ihnen helfen, zu ihrer Familie zurückzukehren,  
falls sie alleine auf der Flucht sind. Falls dies nicht möglich ist,  
müssen sie wie andere Kinder ohne Eltern behandelt werden.

Artikel 38
Du hast das Recht auf Schutz im Krieg.  
Ein zusätzlicher Vertrag bestimmt,  
dass kein Kind zu aktiver Teilnahme  
an	bewaffneten	Konflikten	herangezogen	werden	darf.

BESONDERE FÜRSORGE 

Kinder mit Behinderung haben das Recht  
auf besondere Fürsorge und Förderung,  
damit sie aktiv am Leben teilnehmen können.

Artikel 20
Du hast das Recht auf besonderen Schutz und Hilfe,  
falls Du nicht mit Deinen Eltern leben kannst.

Artikel 23
Du hast das Recht auf besondere Förderung und Unterstützung,  
falls Du behindert bist. Dir stehen auch in diesem Fall  
alle Rechte der Konvention zu, so dass Du ein gutes Leben führen  
und aktiv am sozialen Leben teilnehmen kannst.

Artikel 25
Wenn	du	in	einer	Pflegefamilie	bist	oder	in	einem	Heim	lebst,	 
hast Du das Recht, dass regelmäßig überprüft wird,  
ob es Dir dort gut geht.

Artikel 26
Du hast das Recht, von den sozialen Sicherungssystemen  
Deines Staates unterstützt zu werden.

ELTERLICHE FÜRSORGE

Kinder haben das Recht,  
bei ihren Eltern zu leben.  
Leben die Eltern nicht zusammen,   
haben Kinder das Recht,  
beide Eltern regelmäßig zu treffen.

Artikel 3
Wenn	Erwachsene	Entscheidungen	über	Dich	treffen,	 
sollen sie zuerst daran denken, was das Beste für Dich ist.  
Alle	Einrichtungen	für	Kinder	müssen	ihrem	Wohl	dienen.	

Artikel 5
Deine Eltern sollen Dir dabei helfen,  
dass Du Deine Rechte kennst  
und durchsetzen kannst.  
Sie sollen berücksichtigen,  
dass Deine eigenen Fähigkeiten sich entwickeln. 

Artikel 9
Du hast das Recht, bei Deinen Eltern zu leben,  
es sei denn, das wäre nicht gut für Dich.  
Wenn	Du	aus	irgendeinem	Grund	 
von beiden Eltern oder einem Teil der Eltern  
getrennt lebst, hast Du das Recht,  
regelmäßig mit ihnen in Verbindung zu sein,  
außer es würde Dich gefährden.

Artikel 10
Wenn	Du	und	Deine	Eltern	 
in verschiedenen Ländern leben,  
sollen die Staaten Euch unterstützen,  
wieder zusammenzuziehen.

Artikel 11
Niemand	darf	Dich	gegen	Deinen	Willen	 
im Ausland festhalten.  
Die Staaten müssen Dich davor schützen.

Artikel 18
Du hast das Recht, von beiden Eltern  
erzogen und gefördert zu werden.  
Deine Eltern müssen bei allem, was sie tun,  
dafür sorgen, dass es Dir gut geht.  
Der Staat soll die Eltern  
bei dieser Aufgabe unterstützen,  
zum Beispiel durch Kindergärten,  
Gesundheitsdienste und Ähnliches.

WÜRDE UND IDENTITÄT

Kinder haben das Recht,  
dass ihr Privatleben  
und ihre Würde geachtet werden.

Artikel 7
Du hast das Recht auf eine Geburtsurkunde,  
auf eine Staatsangehörigkeit  
und auch das Recht, Deine Eltern zu kennen  
und von ihnen betreut zu werden.

Artikel 8
Du hast das Recht auf eine Identität,  
das heißt, auf Deinen Namen,  
eine Nationalität und Familienbeziehungen.  
Wenn	etwas	davon	fehlt,	 
muss der Staat helfen,  
dass Deine Identität voll hergestellt wird.

Artikel 16
Du hast das Recht auf eine Privatsphäre.  
Niemand darf ungefragt Deine Briefe lesen,  
Dein Zimmer durchsuchen oder ähnliches tun.  
Niemand darf Dich beschämen oder beleidigen.

Artikel 21
Dein Staat muss dafür sorgen,  
dass Du nur dann adoptiert werden kannst,  
wenn das in Deinem Interesse liegt.

Artikel 37
Niemand	darf	Dich	auf	grausame	oder	unmenschliche	Weise	bestrafen.	 
Die	Todesstrafe	für	Kinder	muss	überall	abgeschafft	werden.	 
Nur in seltenen Ausnahmefällen dürfen  
strafmündige Kinder ins Gefängnis gesperrt werden.  
Wenn	es	geschieht,	müssen	sie	kindgerecht	behandelt	werden	 
und sofort Zugang zu einer Rechtsvertretung haben.  
Sie müssen mit ihren Eltern in Verbindung bleiben können.

Artikel 40
Du hast das Recht auf rechtliche Hilfe  
und faire Behandlung vor Gericht, wenn Du strafmündig bist,  
und die Gesetze müssen Deine Rechte respektieren.  
Der	Staat	soll	eigene	Jugendgerichte	einrichten	 
und	verschiedene	Wege	anbieten,	 
um	Jugendlichen,	die	gegen	Gesetze	verstoßen	haben,	 
die Rückkehr ins gemeinsame Leben zu ermöglichen.

BILDUNG UND KULTUR

Kinder haben das Recht, zu lernen  
und eine Ausbildung zu machen,  
die ihren Bedürfnissen und Fähigkeiten entspricht.

Artikel 30
Jedes	Kind	hat	das	Recht,	eine	eigene	Kultur,	 
Sprache und Religion zu leben, egal, ob das alle Menschen  
in seinem Land so tun oder nicht. Minderheiten  
und indigene Völker* benötigen dafür besonderen Schutz.

* Darunter versteht man alle Menschen, deren Vorfahren  
 als erste in einer Region gelebt haben.

Artikel 28
Du hast das Recht auf eine gute Schulbildung.  
Die Grundbildung soll nichts kosten.  
Du sollst dabei unterstützt werden,  
den besten Schul- und Ausbildungsabschluss  
zu	machen,	den	Du	schaffen	kannst.	 
Der Staat muss dafür sorgen,  
dass alle Kinder in die Schule gehen  
und kein Kind dort schlecht behandelt wird.

Artikel 29
Deine Bildung soll Dir helfen,  
alle Deine Talente und Fähigkeiten zu entwickeln.  
Sie soll Dich außerdem darauf vorbereiten,  
in Frieden zu leben, die Umwelt zu schützen  
und andere Menschen und ihre Rechte zu respektieren,  
auch wenn sie anderen Kulturen oder Religionen angehören.  
Dafür sollst Du auch die Menschen-  
und Kinderrechte kennenlernen und achten.
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Versammlungsfreiheit, 
Art. 8

 Ehe und Familie, Eltern-
recht, Mutterschutz,  
Art. 6, Art. 7 Abs. 2

Besondere Merkmale der Grundrechte

Auch viele Veranstaltungen der Klimaschutzbewegung „Fridays for Future“ finden an zentralen Orten statt,  
wie hier auf der Leopoldstraße vor dem Siegestor in München am 15. September 2023.

Handlungsfreiheit, 
Leben, körperliche Un-

versehrtheit, Freiheit der 
Person, Art. 2, Art. 104

Glaubens-, Gewissens-, 
Bekenntnisfreiheit, 

Kriegsdienstverweige-
rung, Art. 4

Meinungs-, Presse-, 
Rundfunk-, Filmfreiheit, 

Kunst- und Wissen-
schaftsfreiheit, Art. 5

Koalitionsfreiheit,  
Art. 9 Abs. 3

Vereinigungsfreiheit, 
Art. 9

Freizügigkeit innerhalb 
Deutschlands, Art. 11

Freie Wahl von Beruf, 
Arbeitsplatz, Ausbildungs-

stätte, Art. 12 Abs. 1

Fortbestand der Staatsan-
gehörigkeit, Auslieferungs-

verbot, Art. 16

spezielle Gleichheitsrechte  
als Staatsbürgerin und 

-bürger, im öffentlichen 
Dienst und in öffentlichen 
Ämtern, Art. 33 Abs. 1 bis 3

Widerstandsrecht,  
Art. 20 Abs. 4

Brief-, Fernmelde-, 
Postgeheimnis, Art. 10

Schutz vor Arbeits-
zwang und Zwangs-
arbeit, Art. 12 Abs. 2 

und 3 

Gleichheitsrechte,  
Art. 3, Art. 6 Abs. 5

Unverletzlichkeit der  
Wohnung, Art. 13

Eigentum und Erbrecht,  
Art. 14

Petitionsrecht,  
Art. 17

Rechtsschutzgarantie,  
Art. 19 Abs. 4

Grundrechte vor Gericht,  
Art. 103

Asylrecht, einziges Grund-
gesetz, das der Sache nach 

nur Ausländerinnen und 
Ausländern zusteht,  

Art. 16a

Menschen- und Bürgerrechte
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Das Bundesverfassungsgericht ist eine der angesehensten Ins-
titutionen der Bundesrepublik Deutschland. In Umfragen kon-
kurriert es regelmäßig mit der Polizei um die höchsten Populari-
tätswerte. Das dürfte ganz unterschiedliche Gründe haben, die 
sich auch aus seiner Stellung im politischen Gefüge ergeben. Ein 
Grund ist aber, dass den Richterinnen und Richtern in Karlsruhe 
die Rolle als Hüter und Bewahrer der Grundrechte zugeschrie-
ben wird. 

Auch wenn das an sich Aufgabe aller staatlichen Stellen ist 
– das Bundesverfassungsgericht hat beim Schutz der Grund-
rechte tatsächlich eine besondere Funktion. So wie in manchen 
Bundesländern, aber anders als in vielen anderen Staaten der 

Welt, kann sich mit der Verfassungsbeschwerde jeder und jede 
an das Gericht wenden. In dieser Funktion ist es also ein „Bür-
gergericht“, nicht nur ein Staatsgerichtshof, der über die Strei-
tigkeiten anderer Staatsorgane entscheidet. Handelt es sich um 
ein Gesetz, das Grundrechte verletzt und nicht nur um ein Ge-
richtsurteil, einen Verwaltungsakt oder eine Verordnung, dann 
kann sogar kein anderes Gericht als nur das Bundesverfassungs-
gericht das Gesetz für verfassungswidrig und nichtig erklären: 
Nur ihm steht die sogenannte Verwerfungskompetenz zu. Diese 
Ausschließlichkeit soll verhindern, dass unterschiedliche Gerich-
te ändern können, was die demokratisch gewählten Abgeordne-
ten mehrheitlich gewollt haben. Selbstverständlich können die 

Gudula Geuther

Grundrechtsschutz aus Karlsruhe –  
das Bundesverfassungsgericht 

Das Bundesverfassungsgericht ist oberster Verfassungshüter, die Richterinnen 
und Richter sind unabhängig und haben besondere Kompetenzen.  

Über die Verfassungsbeschwerde ist es für alle erreichbar. 

Das Bundesverfassungsgericht hat beim Schutz der Grundrechte eine besondere Funktion: Es ist nicht nur ein Staatsgericht, sondern auch ein Gericht für Bürgerinnen und 
Bürger. Seinen Sitz hat das Bundesverfassungsgericht im Karlsruher Schlossbezirk.
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Abgeordneten – zusammen mit dem Bundesrat – die Gesetze 
aus eigener Initiative ändern, eben auch für den Fall, dass sie 
sie inzwischen selbst für verfassungswidrig halten. Tatsächlich 
wartet der Bundestag, wenn ein Verfahren beim Bundesverfas-
sungsgericht liegt, aber oft ab, wie es entscheiden wird. 

Wie die meist sehr knapp formulierten Grundrechte im Ein-
zelfall auszulegen sind, ist nicht immer von Anfang an klar er-
sichtlich. Das Parlament oder eine Behörde werden sich in aller 
Regel bemühen, die Grundrechte zu beachten. Dabei kann es je-
doch vorkommen, dass sie Gesichtspunkte übersehen oder die 
Wirkung eines Grundrechts anders einschätzen, als das später 
durch das Bundesverfassungsgericht geschieht. Die Karlsruher 
Richterinnen und Richter bestimmen also letztlich immer wie-
der, wie die Grundrechte genau aussehen. Auch deshalb haben 
sie eine herausgehobene Aufgabe bei ihrem Schutz. 

Entstehung 

Schon bei den Beratungen zum Grundgesetz in Herrenchiemsee 
und im Parlamentarischen Rat bestand Einigkeit darüber, dass 
es so etwas wie ein Verfassungsgericht geben sollte, eine Instanz 
also, die entscheidet, wenn sich oberste Staatsorgane nicht einig 
sind. Wie ein solches Gericht aber in der Bundesrepublik konkret 
aussehen sollte, war anfänglich umstritten. Verschiedene Vor-
bilder standen zur Auswahl: Die – tatsächlich nie umgesetzte – 
Paulskirchenverfassung von 1848 wollte ihr höchstes Bundesge-
richt nach dem Supreme Court der USA ausrichten. Wie er sollte 
es höchstes Gericht und Verfassungsgericht in einem sein, also 
neben anderen auch verfassungsrechtliche Befugnisse bekom-
men. Dagegen hatte Bayern bereits 1850 mit dem Bayerischen 
Staatsgerichtshof eine Institution geschaffen, die allein auf die 
Verfassung spezialisiert war, und in der Weimarer Republik  hatte 
es ebenfalls einen Staatsgerichtshof gegeben. 

Auch der Parlamentarische Rat entschied sich schließlich für 
ein solches eigenständiges, spezialisiertes Verfassungsgericht. 
Aber als das Grundgesetz in Kraft trat, war vieles noch offen. 
Dies war unter anderem dem Bewusstsein geschuldet, dass ein 
Gericht, welches über die Auslegung der Verfassung entscheidet, 
Parteien verbieten und Gesetze für nichtig erklären kann, auch 
eine politische Instanz ist – ob es will oder nicht. Viele der Väter 
und Mütter des Grundgesetzes misstrauten nach den Erfahrun-
gen mit der Justiz im Nationalsozialismus den Berufsrichterin-
nen und -richtern, andere fürchteten eine politische Einflussnah-
me durch die Parteien. So einigte man sich schließlich nur auf bis 
heute gültige Grundregeln: Die Hälfte der Verfassungsrichterin-
nen und -richter – auch innerhalb der beiden Senate – wird vom 
Bundestag, die andere Hälfte vom Bundesrat bestimmt. Nicht 
alle Verfassungsrichterinnen und -richter sollen auch in ihrem 
ursprünglichen Beruf ein Richteramt ausüben. Wer Verfassungs-
richter bzw. -richterin ist, kann außerdem nicht gleichzeitig der 
Regierung, dem Bundestag oder dem Bundesrat angehören. 

Auch die Stellung des Bundesverfassungsgerichts im Staats-
gefüge war anfänglich nicht ganz klar: Nach dem Text des Grund-
gesetzes ist es zwar unter den „Organen der Rechtsprechenden 
Gewalt“ als erstes aufgeführt. Dass es aber nicht nur ein Gericht 
ist, sondern ein eigenes Verfassungsorgan, welches die anderen 
(Bundespräsident, Bundestag, Bundesrat, Bundesregierung) als 
gleichberechtigt akzeptieren, musste es sich erst erkämpfen – in 
erster Linie durch Urteile, die ihm die gebüh rende Achtung ver-
schafften. 

Viele wesentliche Fragen, die das Bundesverfassungsge-
richt betrafen, wurden aber in der Folgezeit durch ein einfaches 

Gesetzgebungsverfahren entschieden, also mit einfacher Mehr-
heit in Bundestag und Bundesrat. Im „Gesetz über das Bundes-
verfassungsgericht“ von 1951 fand Aufnahme, was die Beson-
derheit des Gerichts im internationalen Vergleich ausmacht: die 
Verfassungsbeschwerde. An die hatten zwar auch die Väter und 
Mütter des Grundgesetzes schon gedacht. Unter den Aufgaben 
des Gerichts im Grundgesetz steht sie aber erst seit 1969. Als letz-
tes Verfassungsorgan nahm das Bundesverfassungsgericht 1951, 
zwei Jahre nach Gründung der Bundesrepublik, seine Arbeit 
in Karlsruhe auf. Damals gehörten jedem der beiden Senate 
noch zwölf Mitglieder an, darunter als einzige Richterin Erna 
Scheffler. Seit 1963 sind es acht Mitglieder. 

Zusammensetzung

In jedem der beiden Senate sitzen acht Richterinnen oder Rich-
ter. Die Hälfte davon kommt aus den obersten Bundesgerichten 
(Bundesgerichtshof, Bundesverwaltungsgericht, Bundesfinanz-
hof, Bundessozialgericht, Bundesarbeitsgericht), aber auch die 
anderen müssen Juristen sein, zum Beispiel Professoren. Jede 
dieser Stellen ist für die Wahl der Richterinnen und Richter dem 
Bundestag oder dem Bundesrat zugeordnet. Beide entscheiden 
mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln über die Be-
setzung. Das soll verhindern, dass die jeweilige Mehrheit be-
sonders parteigebundene Personen nach Karlsruhe schickt. 
Tatsächlich hat dieses Verfahren jahrzehntelang dazu geführt, 
dass sich die beiden großen Parteien im Bund – CDU/CSU und 
SPD – einig werden mussten. Inzwischen haben nach einer Ver-
einbarung der fünf Parteien auch Grüne und FDP ein eigenes 
Vorschlagsrecht. Da es sich nur um eine politische Vereinbarung 
handelt, kommen AfD und Linkspartei darin nicht vor, da ihre 
Stimmen für die Mehrheit von Zwei Dritteln in Bundestag oder 
Bundesrat nicht nötig sind.

Der Nachteil dieses Verfahrens besteht also darin, dass diese 
Parteien die Richterstellen, die es zu besetzen gilt, untereinan-
der „aufteilen“. 

Diesen Zwang zur Einigung kann man als Nachteil sehen. 
Diejenigen, die die Praxis befürworten, verweisen auf die Vortei-
le. Als einer davon gilt der, dass Sympathisantinnen und Sympa-
thisanten besonders extremer Parteien nur schwer eine Mehr-
heit finden. In der Praxis einigen sich wenige Politikerinnen und 

Grundrechtsschutz aus Karlsruhe – das Bundesverfassungsgericht 

Im Laufe der Jahre hat sich die Besetzung der beiden Senate des Bundesverfassungs­
gerichts häufig verändert. Hier zu sehen ist die aktuelle Zusammensetzung des 
Ersten Senats bei einer Verhandlungseröffnung im April 2024. 
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Politiker in Bundestag und Bundesrat. Schon dieser Einigungs-
druck führt dazu, dass es sich in aller Regel um anerkannte Juris-
tinnen bzw. Juristen handelt. Dazu kommt, dass in den Diskus-
sionen in den Kammern oder den beiden Senaten Argumente 
zählen; auch die Parteien haben also ein Interesse daran, dass 
ihre Kandidatinnen oder Kandidaten fachlich versiert sind. Über 
die vorgeschlagene Person entscheidet im Bundestag ein Aus-
schuss, im Bundesrat das Plenum. 

Trotz solcher Schwierigkeiten bei der Wahl der Richterin-
nen und Richter hat sich diese Praxis nach überwiegender Auf-
fassung bewährt. Das liegt auch daran, dass Richterinnen und 
Richter nicht wiedergewählt werden können. Sie sind in ihrer 
meist zwölfjährigen Amtszeit also von den Parteien, die sie 
unterstützt haben, unabhängig. Kritik am Verfahren der Wahl 
wird aber auch deshalb laut, weil sie wenig durchschaubar ist. 
Als Alternativen werden zum Teil die öffentliche Befragung oder 
zumindest die Vorstellung im Parlament vorgeschlagen. Viele 
befürchten aber davon eine stärkere Polarisierung und Politi-
sierung der Wahl oder auch eine Vorfestlegung der Richter oder 
Richterinnen in Einzelfragen, die dann nicht mehr offen für Ent-
wicklungen oder für den konkreten Fall wären, über den sie zu 
entscheiden haben. 

Über Verfassungsbeschwerden entscheidet zuerst eine Kam-
mer, bestehend aus drei Richterinnen oder Richtern eines Senats. 
Meist bleibt es auch dabei. Nur wenn die zugrunde liegende  
Frage nicht früher schon einmal entschieden wurde, legen die 
drei sie dem achtköpfigen Senat vor. Früher war für Verfas-
sungsbeschwerden vor allem der Erste Senat zuständig. Inzwi-
schen gibt es eine solche Trennung kaum noch. Welche Kammer 
und welcher Senat zuständig ist, ergibt sich aus den Inhalten der 
Verfahren. Jede der Richterinnen und Richter und damit dann 
auch ihre Kammern und ihre Senate sind für bestimmte verfas-
sungsrechtliche Fragen zuständig. Entscheidet ein Senat, spricht 
er für das ganze Gericht. 

Aufgaben

Das Bundesverfassungsgericht ist rein formal, auf die innere 
Struktur des Gerichtswesens bezogen, nicht das höchste Gericht 
in der Bundesrepublik Deutschland. Man kann es zwar so nen-
nen, weil die anderen Gerichte seine Entscheidungen beachten 
werden. Es ist aber nicht das höchste Gericht im Instanzenzug 
aus Beschwerde, Berufung und Revision. Das liegt daran, dass 
es eben nur für einen Ausschnitt der Frage zuständig ist, ob ein 
anderes Gericht richtig geurteilt hat oder nicht, nämlich für die 
Fragen, die sich aus der Verfassung ergeben. Es ist also keine 
„Superrevisionsinstanz“. 

Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts gelten 
zwar meistens nur für den konkreten Fall, in aller Regel halten 
sich aber auch andere Richterinnen und Richter an ihre Grund-
gedanken. Trotzdem kann es sein, dass ein Richter bzw. eine 
Richterin, eine Behörde oder der Bundestag eine verfassungs-
rechtliche Frage anders entscheidet. Das kann manchmal – ne-
gativ – ein Zeichen für die Missachtung des Gerichts sein. Es 
kann aber auch – positiv – dazu führen, dass die Verfassungs-
richterinnen und -richter eine Frage, die sich inzwischen anders 
darstellt, überdenken können, zum Beispiel weil sich gesell-
schaftliche Anschauungen geändert haben. 

So entschied 1957 das Bundesverfassungsgericht, dass der da-
malige Paragraph 175 des Strafgesetzbuches, der homosexuelle 
Handlungen unter Strafe stellte, mit dem Grundgesetz verein-
bar sei. Zur Begründung verwiesen die Richter des Ersten Senats 
auf „die sittlichen Anschauungen des Volkes“, die maßgeblich 
auf die Lehren der „beiden großen christlichen Konfessionen“ 
zurückgingen. Eine solche Entscheidung wäre heute undenkbar, 
sowohl was den Inhalt als auch was die Begründung betrifft. Al-
lerdings war es hier der Gesetzgeber, der den Paragraphen erst 
abschwächte und schließlich 1994 ganz strich. In anderen Fra-
gen machten die Richterinnen und Richter selbst klar, dass sie 
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ihre Meinung geändert hatten. So sahen sie 2008 noch im Ab-
gleich von Fahndungscomputern mit Kfz-Kennzeichen keinen 
Eingriff in Grundrechte, 2019 dagegen schon. 

Diese Möglichkeit des Bundesverfassungsgerichts, eigene Ent-
scheidungen zu überdenken, führt dazu, dass die Grund rechte 
offen für Entwicklungen bleiben und nicht „versteinern“. In ei-
nigen Fällen gelten die Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts aber nicht nur für den konkreten Fall, sondern für alle 
mit Gesetzeskraft. Das ist vor allem so, wenn es ein Gesetz für 
nichtig erklärt. Das Bundesverfassungsgericht kann allerdings 
nur entscheiden, wenn es in einem der von Grundgesetz und 
Gesetz vorgesehenen Verfahren angerufen wird, also, wenn es 
gefragt wird. 

In den meisten Verfahren, die das Grundgesetz vorsieht, ist 
das Verfassungsgericht Staatsgerichtshof. Es klärt also Zweifels-
fragen und Streitigkeiten zwischen Verfassungsorganen oder 
zwischen Bund und Ländern und es kann Parteien verbieten. 
Für den Grundrechtsschutz sind vor allem drei Verfahrensarten 
wichtig: die abstrakte und die konkrete Normenkontrolle und 
die Verfassungsbeschwerde. Davon bedarf es nur bei der abs-
trakten Normenkontrolle keines konkreten Anlasses (deshalb: 
abstrakt). 

Unter bestimmten formalen Voraussetzungen kann die Bun-
desregierung bzw. eine Landesregierung oder (mindestens) 
ein Drittel der Abgeordneten des Bundestages ein Gesetz nach 
Karlsruhe schicken, das sie für verfassungswidrig halten. Das 
kann nicht nur, aber natürlich auch, die Grundrechte betreffen. 
Ähnlich bei der konkreten Normenkontrolle: Hier gibt es einen 
konkreten Fall, über den ein Richter bzw. eine Richterin zu ent-
scheiden hat. Sie hält aber das Gesetz, das sie für die Lösung 
des Falles anwenden müsste, für verfassungswidrig. Das aber 
darf sie – wegen der Verwerfungskompetenz des Bundesverfas-
sungsgerichts – nicht selbst entscheiden. Sie legt die Frage also 
in Karlsruhe vor, die Richterinnen und Richter klären, wie es um 
das Gesetz steht, und mit diesem Beschluss oder Urteil in der 
Hand kann der Richter bzw. die Richterin das konkrete Verfahren 
dann so oder so beenden.

Die Verfassungsbeschwerde 
Die Verfassungsbeschwerde war 1951, als das Bundesverfassungs-
gericht seine Arbeit aufnahm, etwas Einmaliges. Jede Person 
kann sie erheben, wenn sie glaubt, in Grundrechten oder grund-
rechtsgleichen Rechten von der öffentlichen Gewalt (also staat-
lichen Stellen) verletzt zu werden. Inzwischen haben einige 
andere Staaten wie Spanien, Litauen, Tschechien und Ungarn 
das Institut der Verfassungsbeschwerde übernommen. Beim 
Bundesverfassungsgericht macht diese Verfahrensart den weit 
überwiegenden Anteil aller Verfahren aus: 2020 waren es 96,5 
Prozent der eingehenden Verfahren. Das große Vertrauen, das die 
Verfassungsbeschwerde genießt, könnte erstaunen, angesichts 
der realen Erfolgsergebnisse: Nur ein Teil der Entscheidungen 
über Verfassungsbeschwerden wird überhaupt begründet. Wer 
sie einlegt, bekommt häufig nur ein Formblatt zur Antwort, auf 
dem wenig mehr steht als „Die Verfassungsbeschwerde wurde 
nicht zur Entscheidung angenommen.“ Nur etwa zwei Prozent 
haben Erfolg. Das liegt auch daran, dass viele die Voraussetzun-
gen dieses Verfahrens unterschätzen:

•  Wer eine Verfassungsbeschwerde erhebt, muss begründen, 
dass ein Gesetz, eine Verordnung, ein Urteil nicht einfach ver-
fassungswidrig ist, sondern sie oder ihn selbst unmittelbar in 
eigenen Rechten verletzt. 

•  Bei diesen Rechten, die verletzt sein sollen, muss es sich um 
Grundrechte oder grundrechtsgleiche Rechte handeln. Hier 
zeigt sich, dass das Gericht eben keine „Superrevisionsinstanz“ 
ist. 

•  Und – soweit das irgend möglich ist – muss der Verfassungs-
beschwerdeführer vorher alle gerichtlichen Möglichkeiten 
ausgeschöpft haben. 

• Dazu kommen Fristen und andere formale Voraussetzungen.

Trotz all dieser Hürden geht ein großer Teil der Grundrechtsent-
wicklung – vielleicht der größte – auf die Verfassungsbeschwerde 
zurück.

Grundrechtsschutz aus Karlsruhe – das Bundesverfassungsgericht 

 Rechtsfrieden aus Karlsruhe

Bei gesellschaftlich umstrittenen Fragen wirken Entschei-
dungen des Bundesverfassungsgerichts meistens Frieden 
stiftend. Das liegt daran, dass es danach schlicht keine 
rechtliche Instanz mehr gibt und so nicht weiter gestritten 
werden kann oder muss. Im Gesetz über das Bundesverfas-
sungsgericht heißt es außerdem: Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts „binden die Verfassungsorgane des 
Bundes und der Länder sowie alle Gerichte und Behörden“. 
So eine Regel gibt es für andere Gerichte nicht. Unter Fach-
leuten gibt es deshalb den Spruch: „Karlsruhe locuta, causa 
finita“ – Karlsruhe hat gesprochen, der Fall ist beendet. 

Vor allem aber liegt die befriedende Wirkung wohl an der 
Akzeptanz des Bundesverfassungsgerichts, die in Umfragen 
regelmäßig deutlich höher liegt als die anderer politischer 
Institutionen. Bei politischen Streitigkeiten akzeptieren die 
Unterlegenen die Entscheidungen nicht immer, aber sehr 
häufig. Das liegt nicht nur daran, dass sie nicht als schlechte  
Verlierer dastehen wollen, sondern oft auch daran, dass sie 
dieses Vertrauen in das Verfassungsgericht nicht wegen 

tagespolitischer Streitereien gefährden wollen. Trotzdem 
heißt das nicht, dass diese Entscheidungen nie wieder infrage  
gestellt werden können. Das Bundesverfassungs gericht selbst 
macht das in einigen seiner Urteile und Beschlüsse deut-
lich. Dort wird häufig angegeben, wie viele der Richter mit 
der Entscheidung einverstanden sind – und damit auch, 
dass es nicht alle sind. Seit 1970 können Richterinnen und 
Richter auch ihre abweichende Meinung begründen. Diese 
so genannten Sondervoten werden mit der Entscheidung 
veröffentlicht und machen so deutlich, dass die Richterin-
nen und Richter einen Sachverhalt mit guten Gründen auch 
anders sehen können. Wegen der bindenden Wirkung der 
Entscheidungen ist zwar ein „Normwieder holungsverbot“ 
anerkannt. Das bedeutet, dass der Gesetz geber nicht einfach 
wieder ein Gesetz erlassen darf, dass das Gericht gerade erst 
verworfen hat. Das gilt aber nicht unbeschränkt. 

Gudula Geuther 
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 Grundrechte in der Krise?

Gerade Krisenzeiten wie etwa die Coronavirus-Pandemie 
oder die Klimakrise können zu einer Verunsicherung von 
Teilen der Bevölkerung führen. Häufig wird dabei das Ver-
trauen in unsere Demokratie und unseren Rechtsstaat in-
frage gestellt. Menschen sind aufgrund der Komplexität der 
sich in den Krisensituationen stellenden Fragen teilweise 
überfordert und erwarten schnelle und einfache Lösungen 
in der Krise. Die Situation der Verunsicherung und Skepsis 
wird dann von radikalen Kräften ausgenutzt, die unsere 
Rechtsordnung grundsätzlich ablehnen. 

Jedoch zeigt gerade eine Betrachtung von krisenhaften 
Zeiten der Vergangenheit auf, dass unsere demokratische 
Rechtsordnung immer in der Lage war, schwierige und poli-
tisch kontrovers beurteilte Situationen zu bewältigen und zu 
ausgewogenen Lösungen zu gelangen. 

Unsere Grundrechte mit den in ihnen enthaltenen Aus-
sagen sind entwicklungsoffen. Sie auszulegen und weiter-
zuentwickeln ist die Aufgabe der Rechtsprechung. Unser 
Grundgesetz weist dem Bundesverfassungsgericht diese 
Aufgabe zu. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Geschichte 
häufig vor Entscheidungen von großer Tragweite für zu-
künftige Entwicklungen gestanden. Nicht erst die Corona-
virus-Pandemie oder die Klimakrise haben das Bundesver-
fassungsgericht dazu gezwungen, aus den Grundrechten 
Lösungen für ganz aktuelle, dringende Fragen zu entwickeln. 

Dies wird sehr anschaulich in der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zu der Schutzpflicht des Staates 
für das Leben und die körperliche Unversehrtheit aus Art. 2 
Abs. 2 Satz 1 GG deutlich.

So musste das Bundesverfassungsgericht im Jahr 1974 
über die Reform der Regelungen über den Schwangerschafts-
abbruch entscheiden. Das Reformvorhaben war politisch 
und gesellschaftlich sehr umstritten. Die Neuregelungen 
sahen eine Fristenlösung vor, die den Schwangerschaftsab-
bruch in den ersten drei Monaten straffrei ließen. In seiner 
Entscheidung vom 25.02.1975 (1 BvF 1/74 u. A.) entschied das 
Gericht, dass auch das sich im Mutterleib entwickelnde Le-
ben dem Schutz von Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG unterliegt. Dem 
Staat obliege daher einer Verpflichtung, dieses Leben zu 
schützen. Die gewählte Fristenlösung genüge dieser Schutz-
pflicht jedoch nicht. In seiner späteren Entscheidung zum 
Schwangerschaftsabbruch vom 28.05.1993 (2 BvF 2/90 u. A.) 
hat es jedoch dem Gesetzgeber zugestanden, für den Schutz 
des ungeborenen Lebens von der strafrechtlichen Sanktion 
zu einem Schutzkonzept überzugehen, das in der Früh phase 
der Schwangerschaft in Schwangerschaftskonflikten den 
Schwerpunkt auf die Beratung der schwangeren Frau legt 
(siehe auch S. 24). 

Ebenso ist die Nutzung der Atomenergie ein Thema, 
welches in Politik und Gesellschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland äußerst kontrovers diskutiert wurde und noch 
wird. Hier hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Ent-
scheidung vom 20.12.1979 (1 BvR 385/77) wiederum unter 
Hinweis auf die Schutzpflicht des Staates für das menschli-
che Leben aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG Maßgaben für die Ge-
nehmigung von Kernkraftwerken entwickelt. Es hat die (zum 
damaligen Zeitpunkt positiv getroffene) Entscheidung für die 
Nutzung der Kernenergie als mit dem Grundgesetz verein-

bar erachtet. Es hat aber den Schwerpunkt des bei dieser Ent-
scheidung zu gewährleistenden Grundrechtsschutz in einer 
Ausgestaltung des Genehmigungsverfahrens gesehen und 
dort den Ausgleich der widerstreitenden Interessen verortet.

Auch zeigt die Entscheidung vom 29.04.2021 zum Klima-
schutzgesetz (1 BvR 2656/18), wie das Bundesverfassungs-
gericht durch die Auslegung und Weiterentwicklung der 
Grundrechte Leitlinien für die Beantwortung sehr aktueller 
und dringlicher Fragen entwickelt. Das Gericht hatte zu ent-
scheiden, ob die Regelungen des Klimaschutzgesetzes über 
die nationalen Klimaschutzziele mit den Grundrechten ver-
einbar sind. Es hat entschieden, dass die staatlichen Schutz-
pflichten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG es gebieten, Maßnahmen 
zum Schutz vor den Gefahren des Klimawandels zu treffen 
und dass das Gesetz diese Schutzpflichten nicht verletzt.  
Jedoch sind nach der Entscheidung des Senats die Regelun-
gen für die bis zum Jahr 2030 zulässigen Jahresemissions-
mengen deshalb mit den Grundrechten unvereinbar, weil 
hinreichende Maßnahmen für die weitere Emissionsreduk-
tion ab dem Jahre 2031 fehlen. Die nach Art. 20a GG verfas-
sungsrechtlich notwendige Reduktion der CO2-Emissionen 
sei vorausschauend in grundrechtsschonender Weise über 
die Zeit zu verteilen. Es dürfe nicht einer Generation zuge-
standen werden, unter vergleichsweise milder Reduktions-
last große Teile des CO2-Budgets zu verbrauchen, wenn da-
mit zugleich den nachfolgenden Generationen eine radikale 
Reduktionslast überlassen werde (siehe auch S. 30).

Letztlich hat das Bundesverfassungsgericht auch die wäh-
rend der Coronavirus-Pandemie erfolgten einschränkenden 
gesetzlichen Regelungen etwa durch Beschränkungen von 
Ladenöffnungszeiten von Geschäften oder Schulschließun-
gen unter dem Aspekt der Beeinträchtigung von Grundrech-
ten differenziert betrachtet (Beschluss vom 19.11.2021 - 1 BvR 
971/21 -; Beschluss vom 20.05.2021 - 1 BvR 968/21 -). Dabei hat 
es wiederum die grundrechtlichen Schutzpflichten für das 
Leben und die körperliche Unversehrtheit im Rahmen der 
gebotenen Folgenabwägung herangezogen. Zugleich hat es 
die Dringlichkeit staatlichen Handelns und die im jeweiligen 
Zeitpunkt bestehende Erkenntnis- und Sachlage in seine Ab-
wägung mit eingestellt. 

All diese Entscheidungen machen also deutlich, dass 
die Verfassung auch in Krisen „funktioniert“. Die Offenheit 
unserer Verfassung wird bei den hier vorgestellten Beispie-
len besonders deutlich, denn nicht nur sie, sondern auch die 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts waren und 
sind teilweise umstritten und unterliegen auch ihrer Zeit: 
Die Urteile zum Schwangerschaftsabbruch würden die Ver-
fassungsrichterinnen und -richter heute wohl anders treffen. 
Den Klimabeschluss hätten sie dagegen viele Jahre zuvor 
anders begründet. Und die große Corona-Leitentscheidung 
fiel als Ergebnis der Abwägung zwischen Gesundheit und 
Freiheit. Später wäre diese Entscheidung womöglich anders 
gefallen. Das zeigt: Es kann sich lohnen, andere Meinungen 
aufzuzeigen und so Einfluss zu nehmen. Diese Möglichkeit 
vergibt allerdings, wer sich außerhalb des Rechtssystems 
stellt, wie ein Teil der Gegnerinnen und Gegner der Corona-
Maßnahmen.

Mathias Metzner
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Die einzelnen Grundrechte

Mathias Metzner

Die einzelnen Grundrechte 
Obwohl das Grundgesetz den einzelnen Grundrechten keine Namen gibt,  

hat sich für jedes Grundrecht eine Benennung eingebürgert.  
Die folgende Darstellung berücksichtigt die Artikel 1 bis 19. 

Schutz der Menschenwürde

Artikel 1 
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und 
zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 
(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen 
und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder 
menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtig-
keit in der Welt. 
(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, vollzie-
hende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. 

Der Schutz der Menschenwürde steht nicht nur im Text des 
Grundgesetzes an erster Stelle, er hat auch überragende Bedeu-
tung als oberster Verfassungswert und tragendes Verfassungs-
prinzip. Inhaltlich bedeutet der Schutz der Menschenwürde, dass 
der Mensch selbst immer Zweck an sich bleiben muss und dass 
er nicht zum Zweck für etwas anderes gemacht werden darf. Da-
mit vollzieht das Grundgesetz eine deutliche Abkehr von der in 

der Zeit des Nationalsozialismus vertretenen Maxime, dass der 
einzelne Mensch nichts sei und der Staat alles. Auf dem Boden 
des Grundgesetzes ist es umgekehrt: Der Staat ist für den Men-
schen da; zuerst kommt der Mensch, dann der Staat. 

Wenn der Schutz der Menschenwürde dem Staat verbietet, 
Bürgerinnen und Bürger zu Objekten seines Handelns zu ma-
chen, ist damit vorrangig das Verbot menschenunwürdiger Be-
handlung gemeint. Der Staat darf Menschen nicht erniedrigend 
behandeln, brandmarken und ächten. Ebenso sind Folter und 
grausame Strafen verboten. Aus diesen Beispielen wird aber 
auch deutlich, dass wegen der fundamentalen Bedeutung der 
Menschenwürde diese nicht dazu herhalten kann, schon Beein-
trächtigungen von geringer Intensität abzuwehren. So schützt 
die Menschenwürdegarantie die Bürgerinnen und Bürger zwar 
davor, durch überharte Besteuerung zum Empfänger von So-
zialleistungen zu werden. Die Menschenwürde wird aber nicht 
durch die Verpflichtung berührt, Unterlagen zum Nachweis der 
Besteuerungsgrundlagen einreichen zu müssen. 
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Der hohe Rang der Menschenwürde kommt auch darin zum 
Ausdruck, dass die Menschenwürde vorbehaltlos garantiert ist. 
Dies lässt sich am Wortlaut der Vorschrift eindeutig erkennen: 
„Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ Kein Gesetz darf 
also zu einem Eingriff in die Menschenwürde ermächtigen – 
egal, wie hoch die dafür angeführten Gründe sind. 

Beispiel: Die Strafprozessordnung enthält einen abschließen-
den Katalog von Befugnissen, die die Polizei zur Aufklärung von 
Straftaten einsetzen darf (zum Beispiel die Durchsuchung einer 
Wohnung, die Überwachung von Telefonanrufen, verschiedene 
körperliche Untersuchungen). Hat die Anwendung all dieser 
Mittel nicht dazu geführt, die tatverdächtige Person zu überfüh-
ren, ist es der Polizei nicht erlaubt, zur Aufklärung der Straftat, 
mag sie auch noch so gravierend (etwa Mord, Totschlag) sein, 
zum Mittel der Folter zu greifen. Gesetzliche Befugnisse dieser 
Art enthält die Strafprozessordnung daher nicht, im Gegenteil: 
§ 136a StPO verbietet sogar ausdrücklich den Einsatz solcher 
Mittel und wiederholt damit eigentlich nur das, was unmittel-
bar aus der Gewährleistung der Menschenwürde folgt. 

Die Menschenwürde wird durch die nachfolgenden Grund-
rechte konkretisiert. Praktisch bedeutet dies, dass eine Verlet-
zung der Menschenwürde immer auch eine Verletzung eines 
anderen Grundrechts beinhaltet. 

Beispiele: Die Anwendung von Folter verletzt die  Garantie der 
Menschenwürde, zugleich aber auch das aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 
GG folgende Recht auf körperliche Unversehrtheit. Die Vollstre-
ckung einer lebenslangen Freiheitsstrafe ohne eine konkrete und 
grundsätzlich auch realisierbare Chance, doch noch einmal die 
Freiheit wiedererlangen zu können, verletzt die Würde des Men-
schen, zugleich aber auch das Grundrecht auf Freiheit der Person. 
Eine Überwachung von Wohnräumen verletzt die Menschen-
würde, wenn dadurch Wahrnehmungen über den Kernbereich 
privater Lebensgestaltung wie etwa die Äußerung innerster Ge-
fühle oder die sexuelle Sphäre erfolgen. Gleichzeitig wird auch 
das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung verletzt. 

Der Schutz der Menschenwürde verbietet dem Staat aber 
nicht nur bestimmte Handlungen, sondern er gebietet ihm auch, 
aktiv tätig zu werden. Aus Art. 1 Abs. 1 GG folgt eine Schutzpflicht 
des Staates, seine Verpflichtung, Menschen vor Angriffen auf die 
Menschenwürde durch andere zu schützen. 

Beispiel: Im Jahre 1974 sollten in der Bundesrepublik recht-
liche Voraussetzungen zum Schwangerschaftsabbruch neu ge-
regelt werden. Bis dahin war die „Abtötung der Leibesfrucht“ 

einer Schwangeren generell eine strafbare Handlung. Die neu 
eingeführte Fristenregelung wollte demgegenüber den mit Ein-
willigung der Schwangeren erfolgten Schwangerschaftsabbruch 
dann unter Straffreiheit stellen, wenn seit der Empfängniszeit 
nicht mehr als zwölf Wochen verstrichen waren. Doch das Bun-
desverfassungsgericht sah die neue Gesetzregelung als verfas-
sungswidrig an, weil sie dem Schutz des ungeborenen Lebens, 
der auch aus dem Schutz der Menschenwürde hergeleitet wird, 
nicht im gebotenen Umfang gerecht wurde. Aus dieser objek-
tiven Wertentscheidung leitete das Bundesverfassungsgericht 
letztlich eine Verpflichtung des Gesetzgebers zum Erlass von 
Strafnormen ab. Der Gesetzgeber kehrte daraufhin zu dem Rege-
lungskonzept einer grundsätzlichen Strafbarkeit zurück, sah aber 
bestimmte Ausnahmen vor. So ist der Tatbestand des § 218 StGB 
dann nicht verwirklicht, wenn die Schwangere den Schwanger-
schaftsabbruch verlangt, sie sich mindestens drei Tage vor dem 
Eingriff durch eine anerkannte Schwangerschaftskonfliktbera-
tungsstelle hat beraten lassen, der Schwangerschaftsabbruch 
von einem Arzt oder einer Ärztin vorgenommen wurde und seit 
der Empfängnis nicht mehr als 12 Wochen vergangen sind (§ 218a 
Abs. 1 StGB). Auch ist ein Schwangerschaftsabbruch dann nicht 
rechtswidrig, wenn er erfolgt, um eine Gefahr für das Leben oder 
die Gefahr einer schwerwiegenden Gesundheitsbeeinträchti-
gung abzuwehren (§ 218a Abs. 2 StGB) oder wenn die Schwan-
gerschaft die Folge einer Vergewaltigung ist (§ 218a Abs. 3 StGB). 

Die Diskussion um die Schutzpflicht des Staates für das un-
geborene Leben war danach jedoch nicht beendet. Das straf-
rechtlich bewehrte Werbeverbot für Schwangerschaftsabbrüche 
(§ 219a StGB), welches ebenfalls das Rechtsgut des ungeborenen 
Lebens schützen sollte, wurde Gegenstand einer öffentlichen 
Diskussion. Anlass war die strafrechtliche Verurteilung der 
Frauenärztin Kristina Hänel im Jahr 2017, die auf der Website 
ihrer Praxis über Methoden zum Schwangerschaftsabbruch in-
formiert hatte. In der Folge dieser Diskussion stimmte der Deut-
sche Bundestag (19. Wahlperiode) am 21. Februar 2019 für eine 
Gesetzesänderung, die eine Ergänzung des Straftatbestands um 
einen Ausnahmetatbestand beinhaltete. Danach durften Ärz-
tinnen und Ärzte sowie Krankenhäuser öffentlich darüber infor-
mieren, dass sie Schwangerschaftsabbrüche durchführen. Auch 
durften sie auf weitergehende Informationen von Behörden und 
Beratungsstellen hinweisen. Aber auch diese Gesetzesänderung 
führte nicht dazu, dass die strafrechtliche Verurteilung von Frau 
Hänel aufgehoben wurde. Schließlich beschloss der Deutsche 
Bundestag (20. Wahlperiode) am 24. Juni 2022 die vollständige 
Streichung des Werbeverbots. Zugleich wurden mit diesem Ge-
setz alle strafrechtlichen Verurteilungen, die nach dem 3. Oktober 
1990 ergangen sind, aufgehoben. Allerdings wurde nunmehr im 
Heilmittelwerbegesetz ein Verbot irreführender Werbung für 
Schwangerschaftsabbrüche eingeführt, womit wiederum die 
staatliche Schutzpflicht für das ungeborene Leben zur Geltung 
gebracht wird. In ihrem Koalitionsvertrag von 2021 hat sich die 
Koalition aus SPD, Grünen und FDP außerdem vorgenommen, 
noch einmal grundsätzlich zu prüfen, ob es bei der Strafbarkeit 
des Schwangerschaftsabbruches bleiben soll.

Recht auf Freiheit der Person 

Artikel 2
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlich-
keit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt. 
(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. 

Frauen, Männer und Kinder demonstrieren am 2. Juni 1973 in Bonn  
gegen den Abtreibungsparagraphen § 218. 
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Die Freiheit der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur 
auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.

Art. 2 Abs. 1 GG enthält mehrere unterschiedliche Gewähr-
leistungen: Zum einen schützt er die allgemeine Handlungsfrei-
heit, die einen sehr weiten Schutzbereich hat. Daneben wird in 
Verbindung mit der Menschenwürde das allgemeine Persönlich-
keitsrecht geschützt, das verschiedene Ausprägungen hat, näm-
lich den Schutz der Privatsphäre, das informationelle Selbstbe-
stimmungsrecht sowie das Grundrecht auf Gewährleistung der 
Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme. 

Allgemeine Handlungsfreiheit 
Die allgemeine Handlungsfreiheit erfasst grundsätzlich jedes 
menschliche Verhalten, wobei allerdings zu prüfen ist, ob nicht 
die infrage stehende Handlung oder Betätigung durch spezielle 
Grundrechte geschützt wird: 

So wird die Äußerung einer Meinung durch Art. 5 Abs. 1 GG 
geschützt, die Teilnahme an einer Versammlung durch Art. 
8 Abs. 1 GG. Wird die infrage stehende Handlung jedoch nicht 
durch eines der speziellen Grundrechte geschützt, greift die 
allgemeine Handlungsfreiheit ein. Deshalb wird sie auch als 
Auffanggrundrecht bezeichnet. Das Grundrecht ist beschränkt 
durch „die Rechte anderer“, die „verfassungsmäßige Ordnung“ 
und das „Sittengesetz“. Mit der „verfassungsmäßigen Ordnung“ 
sind jedoch nicht lediglich andere Vorschriften des Grundgeset-
zes, sondern alle verfassungsmäßigen Rechtsvorschriften ge-
meint. Im Ergebnis bedeutet dies, dass jeder Eingriff, der eine 
Bürgerin oder einen Bürger beeinträchtigt, einer gesetzlichen 
Grundlage bedarf (Gesetzesvorbehalt). 

Allgemeines Persönlichkeitsrecht 
Das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist das sichtbarste Zeichen 
dafür, wie „lebendig“ die Grundrechte sind. Es steht nicht wört-
lich im Grundgesetz. Die Richterinnen und Richter am Bun-
desverfassungsgericht haben es schon früh Entscheidungen 
zugrunde gelegt und mehrfach erweitert, um aktuellen gesell-
schaftlichen Entwicklungen Rechnung tragen zu können. Das 
allgemeine Persönlichkeitsrecht schützt die engere persönliche 
Lebenssphäre des Menschen und die Erhaltung ihrer Grundbe-
dingungen. Es findet in der Rechtsprechung verschiedene Aus-
prägungen: 

Das Grundrecht schützt die Privatsphäre. Damit ist die Mög-
lichkeit gemeint, sich aus der Öffentlichkeit in eine geschützte, 
private Sphäre zurückzuziehen. Dabei wird unterschieden: Die 
Intimsphäre als „letzter unantastbarer Bereich“ ist – wegen des 
engen Zusammenhangs mit dem Schutz der Menschenwürde – 
jedem staatlichen Zugriff entzogen. Demgegenüber ist die Pri-
vatsphäre schon eher gewissen Einschränkungen zugänglich. 
Allerdings sind solche Einschränkungen nur unter hohen Anfor-
derungen gestattet. Sie müssen insbesondere verhältnismäßig 
sein (siehe S. 14). 

Eine weitere Ausprägung des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts ist das Recht am eigenen Bild und am eigenen Wort. Es ist 
dem und der Einzelnen selbst vorbehalten, darüber zu entschei-
den, ob er oder sie fotografiert werden will, ob von ihm getätigte 
Äußerungen aufgezeichnet werden und ob solche Bild- und Ton-
aufnahmen veröffentlicht werden. Große Bedeutung hat insbe-
sondere das Recht am Bild bei heimlichen Aufnahmen von Pro-
minenten gewonnen. Dabei sind Bilder, die in der Öffentlichkeit 
aufgenommen wurden – auch wegen der Bedeutung der Frei-
heit zur Berichterstattung –, zulässig, nicht jedoch Aufnahmen 
aus einem privaten, von der Öffentlichkeit zurückgezogenen 
Bereich. In ähnlicher Weise wird die Darstellung der eigenen 

Person geschützt, indem sich der oder die Einzelne gegen verfäl-
schende oder entstellende Darstellungen wehren kann. Dies gilt 
unabhängig davon, in welchem Medium die Veröffentlichung 
erfolgt, bezieht sich grundsätzlich also auch auf beleidigende 
und unrichtige Darstellungen im Internet

Allerdings ist die Geltendmachung des allgemeinen Persön-
lichkeitsrechts gegenüber ehrverletzenden Äußerungen im 
Internet schwierig. Unter Ehre wird das Ansehen eines Men-
schen innerhalb der Gesellschaft angesehen. Häufig sind die 
Verantwortlichen für solche Äußerungen in sozialen Medien 
nicht erkennbar und verstecken sich in der Anonymität des 
Internets. Zwar hat der oder die Verletzte einen Auskunftsan-
spruch gegenüber dem Dienstanbieter, für die Erteilung der Aus-
kunft bedarf es jedoch zuvor einer gerichtlichen Anordnung (vgl. 
§ 21 Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz). Die 
frühere Bundesministerin und Bundestagsabgeordnete Renate 
Künast wurde in einem Internetblog massiv persönlich diffa-
miert und beleidigt. Im Jahr 2019 klagte sie auf Auskunft über 
die Bestandsdaten der betreffenden Nutzerinnen bzw. Nutzer 
der Social-Media-Plattform. Ein Auskunftsrecht wurde ihr nur 
teilweise gewährt, im Übrigen vertraten Gerichte über zwei In-
stanzen die Auffassung, sie müsse als Politikerin derlei Angriffe 
im öffentlichen Meinungskampf hinnehmen. Erst das Bundes-
verfassungsgericht hob diese Entscheidungen wegen der Ver-
kennung der Bedeutung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts 
auf (Beschluss vom 19.12.2021, Az. - 1 BvR 1073/20 -). Auch die von 
der Meinungsfreiheit gedeckte Machtkritik erlaube nicht jede 
ins Persönliche gehende Beschimpfung von Amtsträgerinnen 
und Amtsträgern.

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht schützt außerdem das 
Recht, Gewissheit über die eigene Abstammung zu erlangen. 
Das bedeutet zwar nicht, dass der Staat bei jedem Neugebore-
nen „von Amts wegen“ die Abstammung ermitteln müsste. Je-
doch dürfen dem oder der Einzelnen verfügbare Informationen 
nicht vorenthalten werden. Auch darf es einem Mann nicht ver-
wehrt werden, zu erfahren, ob ein ihm rechtlich zugeordnetes 
Kind auch tatsächlich von ihm abstammt. 

Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
Das informationelle Selbstbestimmungsrecht ist aus dem Ge-
danken der Selbstbestimmung abgeleitet. Jede Person soll frei 
darüber entscheiden können, welche ihrer persönlichen Daten 

Die einzelnen Grundrechte
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gespeichert werden dürfen und welche nicht. Gleichzeitig haben 
die Bürgerinnen und Bürger das Recht zu wissen, welche Daten 
über sie gespeichert werden. Unrichtige Daten müssen korri-
giert und schließlich müssen die Daten gelöscht werden, wenn 
sie zu dem Zweck, für den sie ursprünglich erhoben wurden, 
nicht mehr benötigt werden. Das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht kann eingeschränkt werden. Hierfür bedarf es aber 
einer besonderen Ermächtigungsgrundlage. Diese muss hin-
reichend beschreiben, welche staatliche Stelle für die Erhebung 
welcher Daten und zu welchen Zwecken befugt ist.

Volkszählung, Rasterfahndung, Datenschutz
Gudula Geuther
Beim Stichwort Datenschutz denken heute die meisten an mas-
senhafte Preisgabe persönlicher Daten im Internet oder Ver-
arbeitung von Informationen durch Konzerne, vielleicht auch 
an den Zugriff auf Telekommunikationsdaten durch inländische 

und ausländische Nachrichtendienste. Die Aufregung um die 
Volkszählung Anfang der 1980er-Jahre scheint lange her. Trotz-
dem sind die Ideen von damals noch aktuell – mit dem Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung. 

Im Frühjahr 1983 sollten Beamtinnen und Beamte und Be-
auftragte von Tür zu Tür gehen. Sie sollten nicht nur zählen, wie 
viele Haushalte und Einwohnende es wo in der Bundesrepublik 
gab, sondern mit einem Fragebogen auch viele andere Informa-
tionen erfragen. Das ging vielen Menschen zu weit, es folgten 
massenhafte Proteste und Boykottaufrufe. Zu dieser Zeit gab 
es schon ein Bewusstsein für den Datenschutz, auch einzelne 
Datenschutzbeauftragte. Das Grundgesetz aber, so glaubten da-
mals die meisten in Deutschland, sage nichts aus über den Um-
gang des Staates mit den Daten von Einzelpersonen. 

Die Richterinnen und Richter am Bundesverfassungsgericht 
sahen das anders. Auf eine Verfassungsbeschwerde hin stopp-
ten sie zuerst vorläufig die Volkszählung, später erklärten sie das 

 Das Recht auf Vergessen(werden) im Internet

Das allgemeine Persönlichkeitsrecht schützt die persönliche 
Lebenssphäre eines jeden Menschen – auch gegenüber Ge-
fährdungen der Persönlichkeitsentfaltung, die durch tech-
nische Neuerungen entstehen. Dazu gehört die Verbreitung 
von personenbezogenen Informationen im Internet. In Zei-
ten vor dem Internet waren Nachrichten zwar tagesaktuell 
durch Zeitungen sowie Funk und Fernsehen verfügbar. Al-
lerdings gerieten selbst Sensationsnachrichten für die brei-
te Masse der Bürgerinnen und Bürger mit der Zeit in Ver-
gessenheit und waren nur noch für einen eingeschränkten 
Personenkreis und mit großem Aufwand wieder auffindbar. 
Dies änderte sich durch das Internet und den dort verfügba-
ren Suchfunktionen ganz grundsätzlich.

Das Bundesverfassungsgericht hatte im Jahr 2019 (Be-
schluss vom 06.11.2019 - 1 BvR 16/13 -) einen Fall zu entscheiden, 
in dem die Zeitschrift „Der Spiegel“ in seinem Online-Archiv 
kostenlos mehrere Artikel aus den Jahren 1982 und 1983 über 
einen spektakulären Mordfall zugänglich gemacht hatte. Der 
Täter war im Jahre 1982 wegen Mordes verurteilt worden und 
wurde 2002 aus der Haft entlassen. Gab man den Namen des 
Mannes in einer gängigen Suchmaschine im Internet ein, war 
einer der ersten Treffer ein Verweis auf die Zeitungsartikel. 
Dagegen wehrte sich der Betroffene vor den Gerichten bis hin 
zum Bundesgerichtshof – jedoch ohne Erfolg. 

Vor dem Bundesverfassungsgericht machte er eine Ver-
letzung seines allgemeinen Persönlichkeitsrechts geltend. Er 
wolle nach der Verbüßung seiner Haftstrafe unbelastet von 
seiner Tat seine Beziehungen gestalten können. Dies werde 
dadurch beeinträchtigt, dass jede dritte Person bei Eingabe 
seines Namens in eine Suchmaschine an erster Stelle auf die 
alten Zeitungsberichte gelenkt werde. Das Bundesverfas-
sungsgericht gab der Verfassungsbeschwerde statt. Es hat 
dabei das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Klägers gegen 
die Meinungs- und Pressefreiheit der Zeitung abgewogen. 
Das allgemeine Persönlichkeitsrecht schütze vor der Verbrei-
tung von Informationen im öffentlichen Raum, wobei der 
Schutz flexibel und durch die Einbindung der Person in ihre 
sozialen Beziehungen relativiert sei. Es sei daher nicht allein 
der Einzelperson überlassen, über die Darstellung ihrer Per-
son zu verfügen. 

Bei der aktuellen Berichterstattung über Straftaten habe 
das Informationsinteresse Vorrang, dies nehme allerdings 
mit zunehmendem zeitlichem Abstand zur Tat ab. Durch 
moderne Informationstechnologien erhalte jedoch der Zeit-
faktor eine neue rechtliche Dimension. Bei einer Verbreitung 
durch Zeitungen seien Informationen nur eine begrenzte 
Zeit zugänglich. Demgegenüber seien über das Internet ver-
breitete Informationen langfristig verfügbar und könnten in 
immer neuen Kontexten aufgegriffen und verwendet wer-
den. Aus dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht folge aller-
dings nicht ein Recht auf Vergessenwerden in dem Sinne, 
dass allein der oder die Betroffene darüber entscheiden kön-
ne, dass alle in der Vergangenheit im Internet eingestellten 
Informationen zu löschen seien. 

Ob der oder die Betroffene sich wegen der zwischenzeit-
lich vergangenen Zeit gegen die Veröffentlichung schützen 
kann, hängt danach vom Gegenstand der Berichterstattung 
ab und davon, welche Auswirkung diese auf das Privatleben 
des bzw. der Betroffenen hat. Wichtig ist dabei, wie die Ver-
öffentlichung im Netz kommuniziert wird. Wird eine Infor-
mation unmittelbar als erstes Ergebnis einer Internetrecher-
che angezeigt, beeinträchtigt dies die betroffene Person am 
stärksten. 

Dies bedeutete im konkreten Fall für den Verlag jedoch 
nicht, dass die Artikel aus dem Netz genommen werden 
mussten. Das Bundesverfassungsgericht forderte jedoch, zu-
mutbare Vorkehrungen gegen eine Auffindbarkeit der Arti-
kel bei namensbezogenen Suchabfragen zu treffen. 

In ganz ähnlicher Weise hatte der Europäische Gerichts-
hof (EuGH) im Jahre 2014 entschieden, dass Bürgerinnen 
und Bürger im Einzelfall einschränken dürfen, was bei einer 
namensbezogenen Suche über sie im Internet auffindbar ist 
(Urteil vom 13.05.2014 - C- 131/12). Ein spanischer Bürger hat-
te sich dagegen gewehrt, dass bei Eingabe seines Namens in 
Google 15 Jahre alte Informationen über die Versteigerung 
seines Hauses angezeigt wurden. 

Mathias Metzner
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zu Grunde liegende Gesetz zum Teil für verfassungswidrig. Das 
allgemeine Persönlichkeitsrecht, so entschieden sie hier erst-
mals, umfasst auch ein Grundrecht auf informationelle Selbst-
bestimmung, weil die moderne Informationstechnik unbe-
herrschte Datensammlungen zur Gefahr nicht nur für den und 
die Einzelne, sondern auch für das Gemeinwohl mache. 

Ein freiheitlich-demokratisches Gemeinwesen bedürfe der 
selbstbestimmten Mitwirkung seiner Bürgerinnen und Bürger. 
Die könnte aber gefährdet sein, wenn Einzelne aus Angst vor der 
Speicherung versuchten, nicht weiter aufzufallen und somit auf 
individuelle Entfaltungschancen verzichteten. Diese Gefahr sa-
hen die Richterinnen und Richter vor allem, weil in Datenbanken 
gezielt Informationen gesucht und verknüpft werden können. 
Was der Staat über Einzelpersonen weiß, können diese deshalb 
gar nicht mehr überblicken. Die daraus folgenden Regeln für die 
Datenspeicherung gelten, so entschieden die Rechtsprechenden 
ausdrücklich, für alle Daten, nicht nur für solche, die als beson-
ders sensibel erkennbar sind. Denn die mögliche Verknüpfung 
von Informationen könne dazu führen, dass auch scheinbar 
belanglose Daten neue Aussagen ergäben. Deshalb muss jede 
Person selbst bestimmen können, welche personenbezogenen 
Daten von ihr gespeichert und wie sie verwendet werden. 

Einschränkungen dieses Rechts sind nur durch ein Gesetz 
möglich. Der Gesetzgeber muss dabei rechtfertigen, warum die 
Erfassung notwendig ist. Und er muss klar festlegen, welchem 
Zweck die Sammlung dient, nur für diesen darf sie verwendet 
werden. Das Einwohnermeldeamt zum Beispiel darf den Na-
men, das Geburtsdatum und den Wohnort einer Person spei-
chern, weil ein funktionierendes Meldewesen in Deutschland 
– übrigens anders als in manchen anderen Staaten – als Voraus-
setzung einer geordneten Verwaltung angesehen wird, von der 
Bestimmung des zuständigen Finanzamtes bis zur Information 
an die Sicherheitsbehörden, wenn eine Person gesucht wird. 
Die Zulassungsbehörde speichert, wer Halter oder Halterin wel-
chen Autos ist, weil das zum Beispiel für die Haftung bei Un-
fällen wichtig ist. Das Finanzamt darf die Daten speichern, die 
es braucht, andere nicht und vor allem: Andere staatliche Behör-
den dürfen nicht ohne weiteres auf diese Informationen zugrei-
fen. Für anonymisierte Daten, bei denen kein Rückschluss mög-
lich ist, von wem sie stammen, gelten diese Regeln allerdings 
nur eingeschränkt. 

Die Volkszählung fand erst 1987 statt und in einer Form, die 
dem neu anerkannten Grundrecht entsprach. Das Urteil wirkte 
aber weit über Volkszählungen hinaus. Der Staat muss seither 
Vorkehrungen dafür treffen, dass Daten nicht missbräuchlich 
verwendet werden. Das kann er durch Verfahrensvorschrif-
ten tun – die Datenschutzgesetze des Bundes und der Länder 
beruhen zum großen Teil auf dieser Entscheidung – und auch 
dadurch, dass er den staatlichen Datenschutzbeauftragten die 
Kontrolle ermöglicht.

Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung hat 
außerdem in vielen Entscheidungen des Bundesverfassungs-
gerichts eine Rolle gespielt. Unter anderem 2006, als die Richte-
rinnen und Richter eine Rasterfahndung in Nordrhein-Westfa-
len (eine automatisierte Suche nach bestimmten gespeicherten 
Merkmalen, in dem Fall im Zuge der Anschläge auf die USA vom 
11. September 2001) für verfassungswidrig erklärten. Eine  solche 
Nutzung der zu anderen Zwecken gesammelten Daten sei nur 
bei konkreter Gefahr erlaubt, also nur, wenn eine Gefahr in 
überschaubarer Zukunft mit hinreichender Wahrscheinlich-
keit zu einem Schaden führen würde. Es durfte also nicht ohne 
weitere Hinweise auf konkrete Gefahren nach möglicherweise 
gefährlichen Personen gesucht werden, indem man der Suche 

bestimmte Merkmale zugrunde legte, die zwar die Attentä-
ter des 11. September kennzeichneten, vor allem aber auf viele 
unschuldige Menschen zutrafen (jung, männlich, Muslim, be-
stimmte Herkunft, technische Studiengänge). 

Mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung be-
gründete das Bundesverfassungsgericht 2014 auch, warum 
in der Anti-Terror-Datei bestimmte Daten nicht gespeichert 
werden dürfen – zum Beispiel müssen Daten von bloßen Kon-
taktpersonen ohne eigenen Bezug zu Terrorismus besonders 
zurückhaltend gespeichert werden. In ihrer Entscheidung zum 
BKA-Gesetz haben die Richterinnen und Richter des Ersten Ver-
fassungsgericht-Senats ihre Maßstäbe für den Umgang des 
Staates mit dem Datenschutz in der Gefahrenabwehr teilweise 
zusammengefasst, teilweise auch verändert. Unter anderem ist 
seitdem klarer, wann staatliche Behörden personenbezogene 
Daten mit anderen Staaten austauschen dürfen. 

Das Volkszählungsurteil bezog sich nur auf das Verhältnis von 
Staatsangehörigen und Staat. Derzeit wird besonders über den 
Umgang von (privaten) Unternehmen mit erhobenen oder ge-
kauften Datensätzen diskutiert. Hierfür wurden einfache Geset-
ze geändert – aus Sicht der Unternehmen wurden sie verschärft. 
Manche plädieren dafür, ein Grundrecht auf Datenschutz aus-
drücklich ins Grundgesetz zu schreiben. Die Gegenpartei eines 
solchen weiteren Grundrechts fürchtet, dass eine klare allgemei-
ne Regel kaum formuliert werden könne. Außerdem wäre es das 
erste Mal, dass ein Grundrecht nicht in erster Linie gegenüber 
dem Staat, sondern ganz allgemein zwischen Privaten gelte 
(Fall Lüth, siehe S. 36). Das passe nicht zum Grundrechtsbild des 
Grundgesetzes. 

Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union gewährt 
in Artikel 8 den Schutz der personenbezogenen Daten. Schon 
seit 1995 verpflichtet eine EU-Richtlinie die Mitgliedstaaten 
dazu, Mindeststandards zu wahren. Die Datenschutz-Grundver-
ordnung (DGSVO), die seit dem 25. Mai 2018 in allen Mitglied-
staaten der EU unmittelbar anzuwenden ist, gibt seitdem den 
rechtlichen Rahmen für die Verarbeitung personenbezogener 
Daten vor. Artikel 5 DGSVO enthält sechs Grundsätze, die bei 
der Datenverarbeitung zu beachten sind, nämlich die Rechtmä-
ßigkeit der Datenverarbeitung, die Zweckbindung, der Grund-
satz der Datenminimierung, die Richtigkeit der Daten, die Spei-
cherbegrenzung und die Integrität und Vertraulichkeit. Die im 
Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts enthaltenen 
Maß gaben, insbesondere das für jede Datenerhebung geltende 
Erfordernis der bereichsspezifischen Ermächtigungsgrundlage, 
finden sich darin wieder. 

Die einzelnen Grundrechte

Eine Protestaktion im hessischen Butzbach ruft im April 1984 zum Boykott der Volks­
zählung auf. 



28

Grundrechte

izpb | 359 2/2024

 Schutz für die Festplatte 

Steht eine Person in Verdacht, eine Straftat begehen zu wol-
len, und vermuten die Sicherheitsbehörden auf ihrer Com-
puter-Festplatte Informationen, zum Beispiel über weitere 
Verdächtige, können sie unter bestimmten Umständen die 
Festplatte beschlagnahmen. 

Dem Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) reichte das 
in manchen Fällen nicht aus, zum Beispiel, weil eventuelle 
Personen im Hintergrund dadurch gewarnt werden könn-
ten, und im Übrigen, weil nicht jede Behörde überhaupt zu 
solchen Mitteln greifen kann. Der Verfassungsschutz schaut 
also heimlich auf die Festplatte. Technisch gibt es dafür ver-
schiedene Wege, der Bundesnachrichtendienst nutzt die Me-
thoden seit langem. 

Erst als das Bundeskriminalamt (BKA) neue Befugnisse 
zur Gefahrenabwehr bekommen sollte, darunter auch die 
zur Online-Untersuchung von Computern, wurde die Me-
thode bekannt und war sofort stark umstritten. Nordrhein-
Westfalen gab noch vor der Verabschiedung eines Bundes-
gesetzes für das BKA seinem Verfassungsschutz das Recht, 
Computer auszuspähen. Mehrere Bürgerinnen und Bürger 
erhoben Verfassungsbeschwerde. 

Warum genau Grundrechte verletzt sein könnten, war 
zuerst nicht klar: Um informationelle Selbstbestimmung 
geht es hier nicht, weil nicht die personenbezogenen Daten 
Vieler gesammelt werden. Der Schutz der Wohnung könnte 
verletzt sein, jedenfalls dann, wenn ein Ermittler oder eine 
Ermittlerin sich heimlich in der Wohnung am Computer zu 
schaffen macht, vielleicht aber auch bei einem Online-Zu-
griff, wenn der Computer zu Hause steht. Was aber, wenn 
nicht? Die Telekommunikationsfreiheit greift nur, solange 
jemand zum Beispiel per Computer kommuniziert. 

Dem Verfassungsgericht genügte das nicht. Hier, so ent-
schied es, geht es um etwas anderes als nur elektronische 
Kommunikation. Computer – oder auch Mobiltelefone mit 
Zusatzfunktionen, elektronische Terminkalender – können 
so viele Informationen enthalten, dass sich daraus ein gan-
zes Profil der Überwachten erstellen ließe. Das müsse ver-
hindert werden. Wie unter anderem beim Datenschutz griff 
das Bundesverfassungsgericht auch hier zum Allgemeinen 
Persönlichkeitsrecht. Das greift, wenn der technisch-wissen-
schaftliche Fortschritt zu neuen Gefährdungen für die Per-
sönlichkeit führt, vor denen der bzw. die Einzelne geschützt 
werden muss. In diesem Fall nannten sie das Recht „Grund-
recht auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität 
informationstechnischer Systeme“. 

Online-Untersuchungen sind auch nach dieser Entschei-
dung möglich, allerdings nur unter engen Voraussetzungen. 
Vor allem muss es Hinweise dafür geben, dass so wichtige 
Rechtsgüter gefährdet sind wie Leib, Leben oder Freiheit. 
Nach diesen Maßstäben hat das Bundesverfassungsgericht 
2016 auch die entsprechende Vorschrift für das Bundes-
kriminalamt beanstandet. Für die Strafverfolgung darf die 
Online-Durchsuchung genutzt werden – die Strafprozess-
ordnung stellt ähnlich hohe Hürden wie für die Wohnraum-
überwachung, den großen Lauschangriff, vor. 

Während Datenschützer die Entscheidung und das neue 
Grundrecht begrüßten, bezweifelten manche Rechtswissen-
schaftlerinnen und -wissenschaftler, dass das Grundrecht 

außerhalb der Online-Untersuchung überhaupt noch ein-
mal zur Anwendung kommen würde und hielten deshalb 
die sehr grundsätzliche Herangehensweise des Bundesver-
fassungsgerichts für unnötig. Tatsächlich ist auch viele Jahre 
nach dieser Entscheidung noch nicht klar, wie breit sich das 
neue Grundrecht auswirken wird. Der frühere Innenminis-
ter Gerhart Rudolf Baum, einer der Verfassungsbeschwer-
deführer, der das Karlsruher Urteil erstritten hat, verlangt, 
dass die Ideen des Urteils auch viel breiter im Privatrecht zur 
Geltung kommen sollten, wenn Unternehmen Zugriff auf 
Daten haben können – sei es bei Nutzung von Speicherplatz 
in der Cloud oder über Worte, die Bürgerinnen und Bürger 
Siri oder Alexa anvertrauen.

Gudula Geuther 

Eigene Darstellung auf Grundlage von picture­alliance / dpa Grafik 

Möglichkeiten der Online-Durchsuchung

Remote Forensic Software 
(ferngesteuerte 
Überwachung)

Der „Staatstrojaner“ 

Ergebnisse werden heimlich  
an Ermittler/innen gesendet

Ermittlerteams dringen 
in Wohnung des/der 
Verdächtigen ein …

… und kopieren  
die Festplatte  
des Computers …

… analysieren die Daten 
und installieren Über-
wachungswerkzeug …

… z. B. Ausspähen des 
Bildschirms, Aufzeich-
nung der Tastaturbe-
wegungen.

Per Emails oder 
manipulierter 
Internetseiten …

… gelangt der 
Trojaner auf die 
Festplatte …

… und sammelt 
Daten.
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Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität  
informationstechnischer Systeme 
Gerade beim Umgang mit Daten zeigt sich, dass Grundrechte 
keine statischen Gebilde sind, sondern ständig auf ihre Taug-
lichkeit überprüft werden müssen. Veränderungen der Technik 
und der Lebensweise können neue Antworten erfordern. Bei 
Eingriffen in informationstechnische Systeme durch Sicher-
heitsbehörden genügen die Gewährleistungen des informatio-
nellen Selbstbestimmungsrechts nicht mehr, denn hier können 
Daten über die Betroffenen in einem großen Umfang gewonnen 
werden, die einen Einblick in wesentliche Teile ihrer Lebensge-
staltung und unter Umständen sogar ein aussagekräftiges Per-
sönlichkeitsbild ermöglichen. 

Wegen der Tiefe dieses Grundrechtseingriffs verlangt das 
Bundesverfassungsgericht hohe Anforderungen zu seiner Recht-
fertigung. So ist dieser nur zulässig, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte einer konkreten Gefahr für ein überragend wichtiges 
Rechtsgut (Leib, Leben, Freiheit der Person, Bestand des Staates, 
Grundlagen der Existenz der Menschen) bestehen. Auch muss 
ein Gericht eine solche Maßnahme anordnen, und der Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung ist zu beachten. Hierzu gehört 
insbesondere die Äußerung innerster Gefühle und die Sexual-
sphäre [= der Lebensbereich, in dem Menschen ihre Sexualität 
ausleben, Anm. d. Red.].

Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit 
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG regelt das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit. Beides erscheint uns heute als Selbstverständ-
lichkeit. Die Vorschrift wurde aber unter dem Eindruck der mas-
senhaften Morde geschaffen, die durch staatliche Maßnahmen 
in der Zeit des nationalsozialistischen Regimes geschahen. Die 
Weimarer Reichsverfassung enthielt keine vergleichbare Vor-
schrift. Das Grundrecht steht unter Gesetzesvorbehalt, das heißt 
Einschränkungen dürfen auf Grund eines Gesetzes vorgenom-
men werden. Wegen der hohen Bedeutung des Grundrechts auf 
Leben und der engen Verbindung zur Garantie der Menschen-
würde werden Eingriffsbefugnisse nur auf der Grundlage eines 
formellen Gesetzes geregelt werden können. 

Gesetzliche Befugnisse, die zu Eingriffen in das Recht auf Le-
ben, also zur Tötung eines Menschen ermächtigen, sind in der 
deutschen Rechtsordnung selten. Zudem ist die Todesstrafe als 
staatliche Strafsanktion für die Begehung einer Straftat durch 
Artikel 102 GG verboten. Es gibt jedoch Bereiche, in denen die 
Tötung eines Menschen als „ultima ratio“ (=letztes geeignetes 
Mittel, letztmöglicher Weg) erlaubt ist: 

§ 14 Abs. 3 des Luftsicherheitsgesetzes erlaubte in seiner ur-
sprünglichen Fassung den Abschuss eines Flugzeugs, das als Tat-
waffe gegen das Leben von Menschen eingesetzt werden soll. 
Die Vorschrift wurde als Reaktion auf die Terroranschläge vom 
11. September 2001 in den USA geschaffen und sollte als Rechts-
grundlage für Abwehrmaßnahmen gegen vergleichbare An-
schläge dienen. Das Bundesverfassungsgericht entschied, dass 
diese Vorschrift mit dem Grundrecht auf Leben insoweit ver-
einbar war, als sie die Anwendung von Waffengewalt gegen ein 
unbemanntes Flugzeug oder gegen ein nur von „Angreifern“ 
besetztes Flugzeug erlaubte. Nicht mehr grundrechtskonform 
war die Vorschrift aber, soweit sie auch zum Abschuss eines mit 
unschuldigen Passagierinnen und Passagieren besetzten Flug-
zeugs ermächtigte. Die Regelung war mit dem Grundrecht auf 
Leben in Verbindung mit der Garantie der Menschenwürde nicht 
mehr zu vereinbaren, weil die davon betroffenen Opfer durch 
ihre Tötung als Mittel zur Rettung anderer Menschen benutzt 
worden wären, also zum bloßen Objekt staatlichen Handelns 

geworden wären. Die Entscheidung war lange Zeit umstritten. 
Nach Uneinigkeit zwischen den Senaten des Bundesverfas-
sungsgerichts haben sie sich inzwischen geeinigt: Einige Punkte 
der Entscheidung wurden zwar relativiert, nicht aber der absolute 
Schutz der Menschenwürde. 

Eingriffe in das Recht auf körperliche Unversehrtheit sind 
demgegenüber in unserer Rechtsordnung schon häufiger vorge-
sehen. Ein Beispiel ist die in der Strafprozessordnung zur Auf-
klärung von Straftaten vorgesehene Blutentnahme. 

Das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit kann 
auch durch Umwelteinflüsse beeinträchtigt werden. Dies gilt 
insbesondere bei Technologien, von denen ein hohes Gefähr-
dungspotenzial ausgehen kann, wie etwa die Atomkraft. Es darf 
also nicht der freien Entscheidung etwa eines Stromerzeugers 
überlassen bleiben, ob er eine solche Anlage errichtet und wel-
che Sicherheitsvorkehrungen er dabei beachtet oder nicht. Der 
Staat ist verpflichtet, Maßnahmen zum Schutz gegen die Ge-
fahren der friedlichen Nutzung der Atomkraft zu treffen. Hier-
zu gehören Regelungen, die inhaltliche Anforderungen für die 
Errichtung und den Betrieb von Atomanlagen beinhalten und 
Verfahrensregelungen für die Genehmigung solcher Anlagen. 
In seiner Entscheidung zum Atomausstieg hat das Bundesver-
fassungsgericht zwar 2016 Konzernen wegen der konkreten Ge-
staltung des zweiten Ausstiegsgesetzes von 2012 dem Grund-
satz nach eine Entschädigung zugesprochen. Gleichzeitig stellte 
es aber auch klar, dass die Entscheidung über den Umgang mit 
Hochrisiko-Technologien und damit auch die Entscheidung über 
den Ausstieg Sache des Gesetzgebers ist.

Recht auf Freiheit der Person 
Das Recht auf Freiheit der Person ist in Zusammenhang mit 
Artikel 104 GG zu lesen. Geschützt wird die körperliche Bewe-
gungsfreiheit, also das Recht, einen beliebigen Ort aufzusuchen 
oder sich dort aufzuhalten, sofern dieser zugänglich ist. Eingriffe 

Die einzelnen Grundrechte

Mitglieder der Karlsruher Gruppe von „Fridays for Future“ demonstrieren vor dem 
Bundesverfassungsgericht. Kurz darauf verkündet das Gericht sein Urteil zum Klima­
schutzgesetz und verpflichtet den Gesetzgeber, die Reduktionsziele für Treibhaus­
gasemissionen für die Zeit nach 2030 näher zu regeln.
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sind nur auf der Grundlage eines vom Parlament verabschie-
deten Gesetzes (also nicht auf untergesetzlicher Grundlage wie 
etwa einer Satzung) möglich. Jede Beschränkung der Freiheit 
beschränkt das Grundrecht, insbesondere Verhaftungen, Fest-
nahmen oder auch zwangsweise Unterbringungen in Heimen 
oder Anstalten. Aus Art. 104 Abs. 2 GG ergibt sich zusätzlich, dass 
über jede Freiheitsentziehung ein Richter oder eine Richterin zu 
entscheiden hat, dass diese Entscheidung unverzüglich herbei-
zuführen ist und dass ohne eine richterliche Entscheidung nie-
mand länger als bis zum Ablauf des auf die Ergreifung folgen-
den Tages festgehalten werden darf.

Gleichheit vor dem Gesetz

Artikel 3
(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. 
(2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert 
die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nach-
teile hin. 
(3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstam-
mung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, 
seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauun-
gen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen 
seiner Behinderung benachteiligt werden. 

Art. 3 Abs. 1 GG beinhaltet eine der wichtigsten, aber auch 
schwierigsten Regelungen im Grundrechtsbereich. Der allgemei-
ne Gleichheitssatz verbietet, Gleiches ungleich zu behandeln. 

Ebenso darf Ungleiches nicht gleichbehandelt werden. Kurz ge-
fasst könnte man sagen: Gleiches Recht für alle. 

Wenn es heißt, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich 
sind, liegt die Formulierung nahe, dass der Gleichheitssatz in 
erster Linie die Verwaltung und die Rechtsprechung verpflich-
tet, da das Verhältnis dieser Gewalten zu den Bürgerinnen und 
Bürgern gerade durch die Anwendung von Gesetzen geprägt ist. 
Auch darf der Gesetzgeber nicht gegen den Gleichheitssatz ver-
stoßen, insoweit ist der Wortlaut etwas missverständlich. 

Der Gleichheitssatz kommt nicht nur in Art. 3 Abs. 1 GG zum 
Ausdruck, an anderer Stelle im Grundgesetz sind ebenfalls (spe-
ziellere) Gleichheitsgrundrechte geregelt: 

•  Art. 3 Abs. 2 GG regelt die Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen. 

•  Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG verbietet eine Ungleichbehandlung 
aufgrund verschiedener Kriterien (Geschlecht, Abstammung, 
„Rasse“, Sprache, Heimat, Herkunft, Glauben, religiöse/politi-
sche Anschauung). 

•  Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG verbietet eine Ungleichbehandlung von 
Menschen mit Behinderungen. 

•  Art. 6 Abs. 5 verbietet die Benachteiligung „unehelicher“ Kinder. 
•  Art. 33 Abs. 1 gibt jedem deutschen Staatsangehörigen die glei-

chen staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten. 
•  Art. 33 Abs. 2 verbietet beim Zugang zu öffentlichen Ämtern 

andere Unterscheidungen als nach Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung und 

•  Art. 33 Abs. 3 stellt klar, dass in diesen Fragen auch die Religion 
keine Rolle spielen darf. 

 Klima und Freiheit 

„Wir sind hier, wir sind laut, weil Ihr unsere Zukunft klaut!“ 
– das ist einer der Slogans auf Demonstrationen von „Fridays 
for Future“. Junge Menschen brachten diesen Gedanken vor 
das Bundesverfassungsgericht. Und die Karlsruher Richterin-
nen und Richter gaben ihnen teilweise Recht. Unter anderem 
hatten die Klägerinnen und Kläger das 2019 erlassene Klima-
schutzgesetz kritisiert. Der Staat schaffe keine ausreichenden 
Regelungen zur Verringerung der Emission von Treibhaus-
gasen, vor allem CO2 . Letztlich wollten sie konkretere Maß-
nahmen zum Klimaschutz erreichen. In diesem Punkt hatten 
sie keinen Erfolg. Aber der Erste Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts gab dem Klimaschutz Verfassungsrang. Er 
interpretierte einen Artikel des Grundgesetzes konkreter als 
andere ihn bis dahin verstanden hatten. Artikel 20a besagt: 
„Der Staat schützt auch in Verantwortung für künftige Gene-
rationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im 
Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetz-
gebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch die 
vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.“

Die Richterinnen und Richter folgerten daraus unter ande-
rem, dass der Staat verpflichtet sei, Klimaneutralität anzustre-
ben. Gleichzeitig sprachen sie dem Staat eine große Freiheit in 
der Frage zu, wie er das erreichen will. Sie akzeptierten das Ziel 
des Klimaschutzgesetzes, dass der Anstieg der globalen Durch-
schnittstemperatur auf deutlich unter 2 °C und möglichst auf 
1,5 °C gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen 
sei. Erfolg hatten die Klagen, weil die Richterinnen und Richter 
den Gesetzgeber sozusagen beim Wort nahmen und den Staat 

auf dieses Ziel verpflichteten. Deutschland müsse darauf auch 
international hinwirken und könne sich nicht darauf zurück-
ziehen, dass andere Länder nicht mitmachen. 

In dem Beschluss nutzt das Verfassungsgericht dafür eine 
neue rechtliche Konstruktion: Es stellt auf die Freiheit nicht 
nur der Klägerinnen und Kläger ab, sondern insgesamt auf 
die künftigen Generationen. Vereinfacht gesagt: Die Mög-
lichkeit, CO2 zu verbrauchen, kann Voraussetzung für die 
Verwirklichung von Freiheit sein. Das muss der Gesetzgeber 
im Blick haben, auch wenn er den Verbrauch von Kontingen-
ten regelt – immer mehr, je weniger CO2 oder Freiheit übrig 
bleibt. Ganz konkret folgt nach dem Beschluss daraus aller-
dings nur die Pflicht, die entsprechenden Pläne im Sinne von 
Transparenz und offener politischer Verantwortung über 
das Jahr 2030 hinaus fortzuschreiben. Nach wie vor sind viele  
Fragen in Zusammenhang mit diesem Beschluss offen.

Die Wirkung auf die Politik ist schwer zu messen. Gerichte 
haben sich nur in Einzelfällen auf den Klimabeschluss beru-
fen, etwa in Freiburg, wo hohe Parkgebühren für rechtmä-
ßig befunden wurden. Diskutiert wird auch, ob diese neue 
Konstruktion auch ein rechtliches Argument dafür sein 
kann, in Haushalts- oder Sozialversicherungsfragen die In-
teressen künftiger Generationen stärker zu berücksichtigen. 
Allerdings spielt für die Klima-Entscheidung Art 20a GG eine 
große Rolle. Eine vergleichbare Vorschrift im Grundgesetz 
gibt es für die anderen Themen nicht. 

Gudula Geuther 
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 Artikel 3 GG und die „Rasse“ 

Artikel 3 Abs. 3 Satz 1 GG enthält besondere Diskriminie-
rungsverbote. Die Verwendung des Begriffs der „Rasse“ 
lässt sich aus den Erfahrungen in der Zeit des National-
sozialismus erklären. Mit der Anknüpfung an den Rasse-
begriff wollte man dem Rassewahn der Nationalsozialis-
ten eine deutliche Absage erteilen und genau die damit  
einhergehende Diskriminierung verbieten. Die Vorschrift 
verbietet nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts eine Diskriminierung aus rassistischen 
Gründen (BVerfG, Beschl. vom 02.11.2020 - 1 BvR 2727/19 -).
Allerdings wird kritisiert, dass durch die weitere Ver-
wendung des Begriffs der „Rasse“ in der Verfassung 
der gedankliche Ansatz der NS-Ideologie, Menschen 
könnten nach unterschiedlichen „Rassen“ in einem bio-
logischen Sinne unterschieden werden, reproduziert 
wird. Daher wird die Abschaffung bzw. die Ersetzung 
dieses Begriffs gefordert. Der Koalitionsvertrag von SPD,  
Bündnis 90/Die Grünen und FDP für die 20. Wahlperiode 
sieht vor, den Begriff zu ersetzen, enthält aber noch kei-
nen Formulierungsvorschlag. 

Mathias Metzner

 Grundrechtsschutz durch das Selbstbestimmungsgesetz

Volljährige transidente, intergeschlechtliche und nicht  binäre 
Menschen können künftig mit einer einfachen Erklärung 
beim Standesamt ihren Geschlechtseintrag ändern lassen. 
Grundlage dafür ist das neue Selbstbestimmungsgesetz, das 
der Bundesrat abschließend gebilligt hat.

Bei Kindern unter 14 Jahren sollen die Eltern die nötige 
Erklärung beim Standesamt einreichen können. Jugendli-
che ab 14 Jahren können dies selbst tun, allerdings nur mit 
Einverständnis der Eltern. In beiden Fälle ist aber eine Erklä-
rung über eine vorherige Beratung notwendig.

Eine Begrenzung, wie oft der Geschlechtseintrag geän-
dert werden kann, gibt es nicht. Allerdings soll es eine Sperr-
frist von einem Jahr geben – erst danach ist eine erneute 
Änderung möglich. Für das Inkrafttreten der Änderung des 
Geschlechtseintrags gilt eine Dreimonatsfrist.

Die für eine Änderung verlangte „Erklärung mit Eigen-
versicherung“ erfordert keine Gutachten und wird nicht ge-
richtlich überprüft. Sie ist unabhängig davon, inwieweit sich 
der oder die Betroffene zu geschlechtsangleichenden medizi-
nischen Eingriffen entscheidet. Betroffene müssen lediglich 
erklären, dass die beantragte Änderung ihrer Geschlechts-
identität am besten entspricht.

Das Selbstbestimmungsgesetz ersetzt das umstrittene 
Transsexuellengesetz. Die bisherige Regelung aus dem Jahr 
1980 hatte vorgesehen, dass Betroffene für eine Änderung 
des Geschlechts- oder Vornamenseintrags zwei psychologi-
sche Gutachten einreichen müssen. Am Ende entschied dann 

das zuständige Amtsgericht. Teile der Vorschriften wurden 
aber inzwischen vom Bundesverfassungsgericht verworfen. 
Betroffene empfanden die bisherigen Regelungen vielfach 
als langwierig, teuer, erniedrigend und diskriminierend – sie 
sprechen von einer „psychiatrischen Zwangsbegutachtung“.

Das neue Gesetz ist ein Koalitionsvorhaben der Ampel-
regierung. Der Bundestag verabschiedete es im April, eine 
Zustimmung des Bundesrats war nicht dafür notwendig. 
Das Gesetz tritt zum 1. November 2024 in Kraft. Ab dem 1. 
August können betreffende Personen sich beim Standesamt 
für eine Änderung des Geschlechtseintrags und Vornamens 
anmelden.

Transidente oder transgeschlechtliche sind Menschen, 
die sich nicht mit dem Geschlecht identifizieren, das ihnen 
bei der Geburt zugewiesen wurde. Als intergeschlechtlich 
werden Menschen bezeichnet, die körperliche Geschlechts-
merkmale haben, die nicht ausschließlich männlich oder 
weiblich sind. Unter nicht binär werden Menschen verstan-
den, die sich selbst nicht in die gängige Geschlechtseintei-
lung in Frau/Mann einordnen.

Philip-Johann Moser, „Bundesrat billigt erleichterte Änderung des Geschlechts-
eintrags“, in: ZEIT Online vom 17. Mai 2024. Online: https://www.zeit.de/
politik/deutschland/2024-05/bundesrat-billigt-selbstbestimmungsgesetz-
geschlechtseintrag-transgender

Quelle: AFP

Die einzelnen Grundrechte

Die Gleichheit vor dem Gesetz ist in der Bundesrepublik Deutschland von hoher  
Bedeutung. Die Figur der Justitia symbolisiert dieses Ideal.

https://www.zeit.de/politik/deutschland/2024-05/bundesrat-billigt-selbstbestimmungsgesetz-geschlechtseintrag-transgender
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2024-05/bundesrat-billigt-selbstbestimmungsgesetz-geschlechtseintrag-transgender
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2024-05/bundesrat-billigt-selbstbestimmungsgesetz-geschlechtseintrag-transgender
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Persönliche Freiheits-
rechte und körperliche 
Unversehrtheit 
Alle Menschen sind frei und haben das Recht so 
zu leben, wie sie wollen – ohne dabei die Freiheit 
anderer einzuschränken.

Art. 2

Ehe – Familie – Kinder 
Ehe und Familie genießen in der  
Gesellschaft einen besonderen Schutz.

Art. 6

Schulwesen 
Der Staat regelt das deutsche Schul-
wesen und kontrolliert, dass Schulen 
bestimmte Standards einhalten. 

Art. 7
Versammlungs- 
freiheit 
Alle Bürgerinnen und Bürger haben das 
Recht, sich friedlich zu versammeln.

Art. 8

Berufsfreiheit 
Alle Bürgerinnen und Bürger dürfen frei entscheiden, welchen Beruf sie wählen und ausüben. 

Art. 12

Wehrdienst und  
andere Dienst- 
verpflichtungen 
In Deutschland kann jederzeit ein Wehr-

dienst eingeführt werden – dieser Dienst 

kann unter Umständen verweigert werden.

Art. 12a

Gleichheit vor dem 
Gesetz 
Alle Menschen sind vor dem Gesetz 
gleich. Niemand darf bevorzugt oder 
benachteiligt werden. 

Art. 3

Schutz der  
Menschenwürde 
Die Würde jedes Menschen ist unan-
tastbar – unabhängig der Herkunft, 
sexuellen Orientierung oder des Alters.

Art. 1

Unverletzlichkeit  
der Wohnung 
Die räumliche Privatsphäre wird vor  

staatlichen Eingriffen geschützt. 

Art. 13
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Grundrechts- 
verwirkung 
Die Grundrechte dürfen durch 
niemanden verletzt werden – bei 
Verstoß dagegen können die eigenen 
Grundrechte eingeschränkt werden.

Art. 18

Petitionsrecht 
Alle Menschen können ihre  

Beschwerden direkt an den Staat  

adressieren. Der Staat ist verpflichtet, 

jede Beschwerde zu prüfen.

Art. 17

Glaubens-,  
Gewissens- und  
Bekenntnisfreiheit 
Jeder Mensch hat das Recht, sich zu seinem 
Glauben, seinem Gewissen und seiner 
Weltanschauung zu bekennen. 

Art. 4 Freiheit von Meinung, 
Kunst und  
Wissenschaft 
Jeder Mensch hat das Recht, seine  
Meinung zu sagen und diese zu verbreiten. 
Dieser Artikel schützt fünf Grundrechte:  
die Meinungs-, Informations-, Presse-, 
Rundfunk- und die Filmfreiheit. 

Art. 5

Vereinigungs- 
freiheit 
Alle Bürgerinnen und Bürger haben  

das Recht, Vereine und Gesellschaften 

zu gründen.

Art. 9

Freizügigkeit 
Alle Bürgerinnen und Bürger dürfen 
frei entscheiden, wo im Bundes-
gebiet sie leben und wohin sie 
reisen wollen.

Art. 11

Vergesellschaftung 
Der Staat kann Grund und Boden, Natur-

schätze und Produktionsmittel vergesell-

schaften – also aus Eigentum von Einzel-

nen Eigentum von allen machen.

Art. 15

Staatsangehörigkeit 
Der Schutz vor dem Entzug der deutschen 
Staatsangehörigkeit sowie der Schutz  
deutscher Bürgerinnen und Bürger vor Aus - 
lieferung an das Ausland sind gewährleistet.

Art. 16

Justizgrundrechte 
Der Staat darf die Grundrechte nur in geringem Umfang verändern. Verstößt der Staat gegen die Grundrechte, kann er vor Gericht verklagt werden.

Art. 19

Asylrecht 
Politisch verfolgten Menschen ist  
in Deutschland Schutz garantiert. 

Art. 16a

Brief-, Post- und  
Fernmeldegeheimnis 
Das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis ist gewährleistet – die persönliche Kommu-nikation ist vertraulich und darf nicht durch den Staat kontrolliert werden. 

Art. 10

Eigentum – Erbrecht –  
Enteignung 
Alle Menschen dürfen Eigentum besitzen –  
es muss jedoch so genutzt werden, dass es  
allen dient.

Art. 14

http://stock.adobe.com
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 Nicht nur ein Stück Stoff? 

Es sind vor allem Bekleidungsvorschriften aus muslimisch 
geprägten Kulturen, die immer wieder für Diskussionen sor-
gen. Dabei ist es im Allgemeinen völlig klar, dass alle, die das 
wollen, auch ein Kopftuch tragen können. Grundrechtlich 
geschützt ist das nicht nur durch die Religionsfreiheit (wenn 
das der Grund für das Kopftuch ist), sondern auch durch die 
allgemeine Handlungsfreiheit. 

Fragen stellen sich aber, wenn der Staat mit ins Spiel 
kommt. Kritische Stimmen bemühen sich aus unterschied-
lichen Gründen, das Kopftuch möglichst aus dem staatlich 
geprägten Bereich des öffentlichen Lebens zu verbannen. 
Vor allem Frauenrechtlerinnen befürchten, junge Mädchen 
könnten durch das Kopftuch in ihrer Entwicklung behin-
dert werden. Für diese Gruppe steht das Tuch für ein Gesell-
schaftsbild, in dem sich die Frau dem Mann unterzuordnen 
hat. Je mehr ein junges Mädchen mit solchen Bekleidungs-
regeln konfrontiert würde, desto weniger habe es der Fami-
lie entgegenzusetzen, die sie zum Tragen des Tuchs zwingen 
will. 

Zum Streit führt die Frage deshalb vor allem, wenn Leh-
rerinnen, die für ihre Schülerinnen Vorbild sein können, 
mit Kopftuch unterrichten wollen. Das Land Baden-Würt-
temberg stellte deshalb schon 1998 eine Lehrerin nicht ein, 
die auch im Unterricht nicht auf die Bekleidung verzichten 
wollte. 2003 entschied das Bundesverfassungsgericht, dass 
das ohne Gesetz nicht möglich sei. Das Land Baden-Würt-
temberg hatte argumentiert, dass der Koran das Kopftuch 
nicht unbedingt vorschreibe. Eine solche Definition religiö-
ser Interpretation durch Dritte ließ das Gericht nicht gelten, 
die Richterinnen und Richter hinterfragten aber auch da-
rüber hinaus die Motivation der Lehrerin nicht. In der Ent-
scheidung spielten die Grundrechte der Lehrerin eine gro-
ße Rolle. Anders als beim Kruzifix im Klassenzimmer steht 
den Lernenden hier eben nicht nur der Staat, sondern eine 
Persönlichkeit gegenüber. Die Richterinnen und Richter des 
Zweiten Senats gestanden dabei zu, dass wegen der zuneh-
menden weltanschaulichen Pluralität in Deutschland mög-
licherweise neue Regeln sinnvoll sein könnten. Die könne 
ein Landesgesetzgeber dann allgemein – nicht mit Blick zum 
Beispiel nur auf das Kopftuch – schaffen. 

Acht Länder taten das, mit unterschiedlichen Regeln. Teil-
weise wird dabei argumentiert, ein Kopftuch sei gar nicht 
unbedingt religiös, sondern möglicherweise politisch und als 
Zeichen einer bestimmten Ideologie, gemeint und zu verste-
hen. Das Land Nordrhein-Westfalen zum Beispiel bestimm-
te in seinem Schulgesetz: „Lehrerinnen und Lehrer dürfen in 
der Schule keine politischen, religiösen, weltanschaulichen 
oder ähnliche äußere Bekundungen abgeben, die geeignet 
sind, die Neutralität des Landes gegenüber Schülerinnen 
und Schülern sowie Eltern oder den politischen, religiösen 
oder weltanschaulichen Schulfrieden zu gefährden oder zu 
stören. Insbesondere ist ein äußeres Verhalten unzulässig, 
welches bei Schülerinnen und Schülern oder den Eltern den 
Eindruck hervorrufen kann, dass eine Lehrerin oder ein Leh-
rer gegen die Menschenwürde, die Gleichberechtigung nach 
Artikel 3 des Grundgesetzes, die Freiheitsgrundrechte oder 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung auftritt.“ 

Das Bundesverfassungsgericht hatte 2015 über dieses 
Gesetz aus Nordrhein-Westfalen zu entscheiden, und es 

änderte seine Rechtsprechung: Pauschale Kopftuchverbote 
dürfe der Staat nicht erlassen. Eine äußere religiöse Bekun-
dung wie das Kopftuch könne der Lehrkraft nur verboten 
werden, wenn daraus nicht nur ein abstrakte, sondern eine 
„hinreichend konkrete“ Gefahr für den Schulfrieden ent-
steht. Und: Wenn sich ein Land gegen solche äußeren Be-
kundungen wendet, dann darf nicht zwischen Religionen 
oder Weltanschauungen unterschieden werden. „Christliche 
Bildungs- und Kulturwerte oder Traditionen“ dürfen des-
halb nicht besser behandelt werden als andere. Eine ent-
sprechende Vorschrift des nordrhein-westfälischen Gesetzes 
erklärten die Richterinnen und Richter deshalb für nichtig. 
Seitdem hat es um Lehrerinnen, die im Unterricht ein Kopf-
tuch tragen wollten, immer wieder Auseinandersetzungen 
gegeben. In Berlin zum Beispiel hat sich die Regierung 2023 
vorgenommen, die Möglichkeit von Verboten zu erhalten. 
Sie muss dafür aber belegen, wann konkrete Gefahren für 
Bildungsauftrag und Schulfrieden vorliegen.

Streit um Bekleidungsregeln gibt es nach wie vor. Für 
die rechtliche Bewertung kommt es darauf an, in welchem 
Zusammenhang sich die Fragen stellen. So wäre es etwa 
unproblematisch, die Vollverschleierung durch Burka oder 
Niqab überall dort zu verbieten, wo sie den Staat an der Auf-
gabenerfüllung hindert, vor allem um Sicherheit zu gewähr-
leisten – sei es am Steuer eines Autos (dort ist das seit 2017 
der Fall) oder bei der Aussage vor Gericht. Anders könnte 
es aussehen, wenn es nur darum geht, dass sich eine Frau 
vollverschleiert in der Öffentlichkeit bewegen will. Wieder 
andere Fragen stellen sich zum Beispiel beim Burkini beim 
Schulschwimmen. Hier geht es auch um die Frage, ob sol-
che Bekleidung andere Bedenken lindern kann. Ob also eine 
Schülerin zum Sportunterricht verpflichtet werden kann, 
wenn sie dabei einen Burkini tragen darf. 

Gudula Geuther 

Schulen handhaben Kleidungsvorgaben beim Schwimmunterricht sehr unter­
schiedlich. Immer wieder gibt es Debatten um den sogenannten Burkini. Hier 
im Bild zeigt eine niederländische Muslima 2008 ihren Burkini, mit dem sie von 
einem Schwimmbad in Zwolle abgewiesen wurde.
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Wann aber liegt eine Ungleichbehandlung vor? Genau ge-
nommen gibt es ja gerade nicht zwei völlig gleiche Menschen, 
alle Menschen unterscheiden sich voneinander. Auch wird es 
nie zwei völlig gleiche Lebenssachverhalte geben. Die Vergleich-
barkeit hängt immer von bestimmten Gesichtspunkten ab. Mit 
jeder Regelung eines bestimmten Sachverhalts ist also immer 
auch eine Differenzierung verbunden. Letztlich hängt es von 
den für eine Differenzierung angeführten Gründen ab, ob eine 
gleichheitswidrige Behandlung vorliegt oder nicht. 

Der Gesetzgeber, die Verwaltung und die Gerichte können 
also differenzieren, regelmäßig müssen sie es sogar. Will der 
Gesetzgeber zum Beispiel Arbeitslose unterstützen, schließt er 
damit diejenigen von der Hilfe aus, die Arbeit haben, das liegt 
in der Natur der Sache. Nicht immer liegt das aber so klar auf 
der Hand. Ob eine Differenzierung den Gleichheitssatz verletzt 
und die Ungleichbehandlung dadurch verfassungswidrig wird, 
hängt davon ab, ob sie durch einen hinreichend gewichtigen 
Grund gerechtfertigt ist. 

Wird zwischen Personengruppen unterschieden (Beispiel: 
Arbeiter oder Angestellte; Ausländer oder Deutsche), gilt grund-
sätzlich ein strenger Prüfungsmaßstab. Die Ungleichbehand-
lung muss durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt sein, 
wobei dieser Rechtfertigungsgrund in einem angemessenen 
Verhältnis zu der Ungleichbehandlung stehen muss. Je schwerer 
die Ungleichbehandlung wiegt, desto gewichtiger müssen die 
Gründe sein, die dafür angeführt werden.

Beispiel: Bei der Einführung der Pflegeversicherung als Volks-
versicherung bestimmte der Gesetzgeber, dass alle krankenver-
sicherten Bürgerinnen und Bürger auch pflegeversichert sein 
sollten. Hierzu sah er eine Versicherungspflicht für die gesetz-
lich oder privat krankenversicherten Bürgerinnen und Bürger 
(zusammen 98 Prozent der Bevölkerung) vor. Der übrige Teil der 
Bevölkerung – der also nicht krankenversichert war – unterlag 
nicht der Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. Die be-
troffenen Personen hatten aber auch keine andere Möglichkeit, 
in die Pflegeversicherung einzutreten. Das Bundesverfassungs-
gericht sah darin eine nicht gerechtfertigte Ungleichbehand-
lung: Der Gesetzgeber hätte diese Menschen, die gleichermaßen 
pflegebedürftig werden könnten, nicht generell vom Zugang zur 
Pflegeversicherung ausschließen dürfen. Sie müssten sich zu-
mindest freiwillig versichern können. Hinreichend gewichtige 
Gründe, dies zu verwehren, sah das Gericht nicht: Der Gesetz-
geber habe auch bei der ursprünglichen Regelung Menschen 
einbezogen, die bereits pflegebedürftig seien oder bei denen 
ein hohes Risiko für eine Pflegebedürftigkeit bestehe. Die Sorge, 
dass bei der Möglichkeit einer freiwilligen Versicherung eben-
falls Personen mit hohem Risiko der Pflegebedürftigkeit in die 
Pflegeversicherung eintreten könnten, sei daher keine Recht-
fertigung. Der Ausschluss der betroffenen Personen war somit 
gleichheitswidrig, der Gesetzgeber wurde aufgefordert, auch für 
diese einen Zugang zur Pflegeversicherung zu schaffen. 

Von vornherein verboten ist allerdings eine Anknüpfung der 
Ungleichbehandlung an die in Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG genannten 
Merkmale (Geschlecht, Abstammung, „Rasse“, Sprache, Heimat, 
Herkunft, Glauben, religiöse/politische Anschauung). Differenzie-
rungen, die an diese Merkmale anknüpfen, sind in keinem Fall zu 
rechtfertigen. Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG wurde erst im Zuge einer Ver-
fassungsreform im Jahre 1994 eingefügt und erweitert den Kreis 
der speziellen Diskriminierungsverbote: Die Vorschrift verbietet 
die Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen. 

Die sexuelle Orientierung wird in Artikel 3 nicht genannt. 
Das Bundesverfassungsgericht hat aber entschieden, dass der 
Gesetzgeber besonders gute Gründe braucht, wenn es um eine 

Ungleichbehandlung wegen der sexuellen Orientierung geht. 
Immer wieder haben die Richterinnen und Richter unter ande-
rem deshalb gefordert, dass Personen, die in einer eingetrage-
nen Lebenspartnerschaft leben, nicht schlechter gestellt werden 
dürfen als Eheleute.

Viele Unterschiede in der rechtlichen Behandlung von Ehe 
und eingetragener Lebenspartnerschaft wurden allmählich be-
seitigt. So ist in einer Lebenspartnerschaft zwar eine gemeinsa-
me Adoption eines Kindes bis heute nicht möglich, allerdings hat 
das Bundesverfassungsgericht in einem Urteil vom 19. Februar 
2013 (1 BvL 1/11) entschieden, dass die Sukzessivadoption – also 
die Adoption eines Kindes, welches ein Lebenspartner adoptiert 
hatte, durch den anderen Lebenspartner – möglich sein muss. 
Auch im Einkommenssteuerrecht hat das Bundesverfassungs-
gericht den Ausschluss der eingetragenen Lebenspartnerinnen 
und -partner von der Begünstigung des Ehegattensplittings als 
gleichheitswidrig angesehen (Beschluss vom 7. Mai 2013 - 2 BvR 
909/06). Im Recht der Beamtenbesoldung, bei der betrieblichen 
Altersversorgung und im Erbschaftssteuerrecht wurden an-
fänglich noch bestehende Unterschiede unter Berufung auf den 
Gleichbehandlungsgrundsatz beseitigt. 

Einen größeren Spielraum hat der Gesetzgeber aber dort, wo 
nicht Personen ungleich behandelt werden, sondern lediglich 
Sachverhalte, wie etwa bei technischen Regelungen, die von 
vornherein keinen menschlichen Bezug aufweisen. Hier darf der 
Gesetzgeber lediglich nicht willkürlich handeln. 

Art. 3 Abs. 2 GG ist die Grundlage für die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau. Danach ist das Geschlecht eines Menschen 
kein zulässiger Grund für eine Differenzierung. 

Beispiel: Eine im Jahre 1957 vorgenommene Änderung des 
Familienrechts sah vor, dass das Sorgerecht zwar grundsätzlich 
von Mutter und Vater ausgeübt werden sollte. Für den Fall aber, 
dass sich beide nicht einig werden konnten, war der sogenannte 
Stichentscheid des Vaters maßgeblich. Er sollte also das letzte 
Wort haben. Das Bundesverfassungsgericht entschied, dass dies 
gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz verstoße. Der Grund-
satz der Gleichberechtigung von Mann und Frau entfalte auch 
im durch Art. 6 Abs. 2 GG geschützten Verhältnis der Eltern zu 
ihren Kindern seine volle Bedeutung. 

Die einzelnen Grundrechte

Teilnehmende bei der Kölner CSD­Parade 2022: Der Kölner Christopher­Street­Day  
ist eine der größten Veranstaltungen der lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans­
geschlechtlichen, queeren, intergeschlechtlichen und asexuellen (LGBTQIA+) 
Community in Europa.
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Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit

Artikel 4 
(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des 
religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unver-
letzlich. 
(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet. 
(3) Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der 
Waffe gezwungen werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz. 

Artikel 4 GG regelt die Glaubensfreiheit, die Gewissensfrei-
heit und das Recht der Kriegsdienstverweigerung. 

Die Glaubens- und Weltanschauungsfreiheit beinhaltet zum  
einen die innere Freiheit, einen Glauben oder eine Weltanschau-
ung zu haben, und zum anderen die nach außen gerichtete  
Freiheit, den Glauben zu äußern, sich zu ihm zu bekennen, ihn  
zu verbreiten und dem Glauben und der Weltanschauung ent-
sprechend zu handeln. Umgekehrt ist es von der Glaubensfreiheit 
auch geschützt, seinen Glauben nicht zu bekennen. Besonders 
wichtig bei der durch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG geschützten Religions-
freiheit ist der Schutz des nach außen gerichteten Handelns. Hier-
zu gehört nicht nur die ungestörte Religionsausübung zu Hause 
sowie in Kirchen und Gebetsräumen. Erfasst werden auch eine 
missionarische Tätigkeit, der Bau von Kirchen, Synagogen und 

Moscheen, Sammlungen für kirchliche Zwecke, aber auch sakra-
les Kirchengeläut (nicht allerdings das Schlagen der Kirchturm-
uhr), der Ruf des Muezzins und bestimmte Bekleidungsvorschrif-
ten, wie etwa das Tragen eines Kopftuchs (siehe S. 34). 

Die von Art. 4 Abs. 1 und 2 GG geschützte Glaubensfreiheit 
ist zwar vorbehaltlos gewährleistet. Dies bedeutet jedoch nicht, 
dass sich jedwedes Verhalten, dass sich auf religiöse Überzeu-
gungen und Regeln zurückführen lässt, uneingeschränkt durch-
setzen kann. So ist zwar anerkannt, dass religiöse Verhaltensre-
geln von Art. 4 Abs. 1 und 2 GG geschützt sind. Unter manchen 
Musliminnen und Muslimen gibt es den Brauch, dass Mädchen 
sich etwa ab dem 7. Lebensjahr außerhalb der Familie so kleiden, 
dass der Körper mit Ausnahme von Händen und Gesicht bedeckt 
bleibt. Dies bedeutet aber nicht, dass unter Berufung auf diese 
Vorschrift die Teilnahme am Schwimmunterricht verweigert 
werden dürfte. Die Verpflichtung zur Teilnahme am schulischen 
Sport- und Schwimmunterricht ist vom staatlichen Bildungs- 
und Erziehungsauftrag aus Art. 7 Abs. 1 GG getragen. Auch kann 
die Schülerin durch das Tragen eines sogenannten Burkinis im 
Schwimmunterricht die religiösen Bekleidungsregeln einhalten. 

Gleichzeitig ist die Freiheit geschützt, nicht zu glauben. So 
darf die Einzelperson nicht gegen ihren Willen von staatlicher 
Seite den Einflüssen einer bestimmten religiösen Überzeugung 

 Erich Lüth und die Meinungsfreiheit 

Schon sehr früh machte das Bundesverfassungsgericht deut-
lich, dass die Grundrechte sehr viel mehr sein können als Ab-
wehrrechte gegen den Staat. In einer Auseinandersetzung 
über Meinungsfreiheit und Boykott vor dem Hintergrund der 
NS-Vergangenheit erklärten sie das Grundgesetz zu einem 
„Wertesystem“. In seinem Mittelpunkt steht demnach die 
menschliche Persönlichkeit, die sich innerhalb der sozialen 
Gemeinschaft frei entfaltet – und das hat Auswirkungen 
auch im Verhältnis von Privatleuten zueinander. 

1950 sollte der Film „Unsterbliche Geliebte“ in der „Woche 
des deutschen Films“ gezeigt werden. Dies veranlasste den 
Publizisten Erich Lüth zu einer scharfen Kritik, denn der Re-
gisseur des Films, Veit Harlan, war in der Nazizeit mit sei-
nem antisemitischen Hetzfilm „Jud Süß“ bekannt geworden. 
Harlans Produktionsfirma forderte Lüth daraufhin zu einer 
Klarstellung auf. Doch Lüth legte nach, er bezeichnete es 
als „Pflicht aller anständigen Deutschen“, den Film zu boy-
kottieren. Im darauffolgenden Streit vor den Zivilgerichten 
bekamen die Produktions- und die Verleihfirma Recht: Veit 
Harlan sei im Strafverfahren freigesprochen worden, für sei-
ne Berufsausübung gebe es keine Beschränkungen. Den Boy-
kottaufruf qualifizierten die Zivilrichter als „vorsätzliche sit-
tenwidrige Schädigung“ nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch. 

Beim Bundesverfassungsgericht dagegen hatte Erich Lüth 
Erfolg. Sein Aufruf, so entschieden die Verfassungsrichter, 
sei vom Grundrecht auf freie Meinungsäußerung gedeckt. 
In dieser Entscheidung stellten die Richter Weichen für das 
Grundrecht auf Meinungsfreiheit und für die Grundrechte 
allgemein: 

Was das Recht auf Meinungsfreiheit betrifft, so hat es 
nach dem Grundgesetz seine Schranken in „allgemeinen 
Gesetzen“ zum Schutz der Jugend und der persönlichen 
Ehre. Die Richter entschieden: Solche „allgemeinen Gesetze“ 
können an sich in Ordnung sein – im Einzelfall müssten 

Behörden und Gerichte die Gesetze aber trotzdem noch ein-
mal im Licht der Grundrechte genau daraufhin prüfen, ob 
die Meinungsfreiheit ausreichend zur Geltung komme. In 
Lüths Fall entschieden sie: Er habe befürchtet, dass das Wie-
derauftreten Harlans – vor allem im Ausland – so gedeutet 
werden könne, als habe sich im deutschen Kulturleben seit 
der Nazizeit nichts geändert. Gegen ein solches Bild habe 
Lüth sich auch sonst eingesetzt. Andere Mittel als den Boy-
kottaufruf habe er nicht gehabt, dieser sei deshalb rechtmä-
ßig gewesen. 

Weit über das Urteil und auch über die Meinungsfrei-
heit hinaus gaben die Richter aber auch dem Verhältnis 
der Grundrechte zwischen Privaten eine neue Basis. Den 
Müttern und Vätern des Grundgesetzes war es ja vor allem 
darum gegangen, Abwehrrechte gegen den Staat zu schaf-
fen. Hier aber ging es darum, wie sich der Privatmann Lüth 
gegenüber den ebenfalls privaten Verleih- und Produktions-
firmen verhalten durfte; ein, wie es scheint, rein zivilrecht-
liches Problem also. Trotzdem sagten die Verfassungsrichter: 
Auch im Zivilrecht können die Grundrechte wirken. Sie bil-
den eine objektive Werteordnung, in deren Mittelpunkt sich 
die menschliche Persönlichkeit befindet, die sich innerhalb 
der sozialen Gemeinschaft frei entfaltet. Der Gesetzgeber 
ist nach dem Grundgesetz ohnehin an diese Werteordnung 
gebunden. Aber auch Behörden und Gerichte müssen seit-
dem auch im Zivilrecht die Grundrechte immer dann beach-
ten, wenn sie es mit Begriffen zu tun haben, die mit Werten 
ausgefüllt werden können oder müssen. Hier entfalten die 
Grundrechte nun – mit ihrer Ausstrahlungswirkung – eine 
sogenannte mittelbare Drittwirkung. 

Gudula Geuther
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Die einzelnen Grundrechte

ausgesetzt werden. Der Staat muss hier den religiösen Frieden 
in der Gesellschaft wahren, er darf nicht einer bestimmten Glau-
bensgemeinschaft, selbst wenn diese die Mehrheitsgesellschaft 
darstellt, den Vorzug geben bzw. sich mit dieser Religionsge-
meinschaft identifizieren. 

Die Gewissensfreiheit schützt die moralische Identität und 
Integrität des Individuums. Als Gewissensentscheidung ist jede 
ernsthafte sittliche, das heißt an den Kategorien von „Gut und 
Böse“ orientierte, Entscheidung anzusehen, die die Einzelperson 
in einer bestimmten Lage als für sich bindend und unbedingt 
verpflichtend empfindet, sodass sie gegen sie nicht ohne ernste 
innere Not handeln könnte. Das Grundrecht schützt ebenso wie 
bei der Glaubensfreiheit den rein inneren Vorgang des Denkens, 
das Entäußern von Gewissensentscheidungen wie auch das da-
durch bedingte Handeln.

Das Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung wiederum 
knüpft an den Begriff der Gewissensentscheidung an. Es besteht 
nur, wenn der oder die Betroffene aufgrund einer Gewissens-
entscheidung den mit dem Kriegsdienst verbundenen Zwang 
zum Töten ablehnt. Dabei genügt es nicht, nur bestimmte Kriege 
(etwa aus einer bestimmten politischen Überzeugung heraus) 
abzulehnen, die Entscheidung muss schlechthin jeden Kriegs-
dienst mit der Waffe betreffen. Darunter fällt auch der Dienst 
mit der Waffe in Friedenszeiten, also insbesondere die Ausbil-
dung an Waffen. Folge einer berechtigten Kriegsdienstverweige-
rung ist, dass die anerkannte kriegsdienstverweigernde Person 
von der Pflicht zur Landesverteidigung freigestellt ist. Das Recht 
der Kriegsdienstverweigerung hat gegenwärtig – nach der Aus-
setzung der Wehrpflicht – nur noch Bedeutung für Zeit- und Be-
rufssoldatinnen und -soldaten, die sich nach ihrem freiwilligen 
Eintritt in die Bundeswehr auf Gewissensgründe berufen. 

Freiheit von Meinung, Kunst und Wissenschaft 

Artikel 5 
(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild 
frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein zugäng-
lichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit 
und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film 
werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt. 
(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der 
allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum 
Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre. 
(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die 
Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung. 

Artikel 5 enthält verschiedene Grundrechte. Absatz 1 regelt 
die Meinungsfreiheit und die Informationsfreiheit sowie die 
Medienfreiheiten (Presse-, Rundfunk- und Filmfreiheit). Art. 5 
Abs. 3 GG regelt die Freiheit von Kunst und Wissenschaft. 

Meinungsfreiheit 
Frei seine Meinung sagen zu dürfen, ist in einer Demokratie nicht 
nur eine Selbstverständlichkeit, sondern sogar eine unabding-
bare Voraussetzung dafür, dass sie funktioniert. Das Grundrecht 
auf Meinungsfreiheit ist daher grundsätzlich weit zu verstehen. 
Es umfasst jede Form der Meinungsäußerung, ohne dass es auf 
ihren „Wert“ ankäme. Auch polemische Äußerungen sind von 
der Meinungsfreiheit geschützt. Meinungsäußerungen haben 
eine subjektive Prägung, sie enthalten ein Element der Stellung-
nahme, des Dafürhaltens. Allerdings fallen auch Tatsachenbe-
hauptungen unter die Meinungsfreiheit. Dies hat seinen Grund 
darin, dass tatsächliche Annahmen die Voraussetzung für die 

Meinungsbildung sind oder sein können. Jedoch findet die Mei-
nungsfreiheit ihre Grenze dort, wo bewusst eindeutig unwahre 
Tatsachen behauptet werden, da diese zu der von Art. 5 Abs. 1 Satz 
1 GG geschützten Meinungsbildung nicht beitragen können. 

Beispiel: Die Stadt München befürchtete, dass bei einer Ver-
anstaltung der NPD, bei der ein einschlägig bekannter Redner 
auftreten sollte, der Holocaust geleugnet werden könnte. Es er-
ging daher gegenüber dem Veranstalter NPD die Auflage, solche 
Äußerungen während der Veranstaltung sofort zu unterbinden 
und auf die Strafbarkeit solcher Äußerungen hinzuweisen. Diese 
Auflage verstieß nicht gegen Art. 5 Abs. 1 GG. Die Verbreitung 
der Behauptung, es habe in der Zeit des nationalsozialistischen 
Regimes keine Judenverfolgung und -vernichtung gegeben, 
unterliegt als eindeutig unwahre Tatsachenbehauptung nicht 
der Meinungsfreiheit. Allerdings bedeutet dies nicht, dass jede 
Äußerung, die sich im Nachhinein als unwahr erweist, automa-
tisch den Schutz der Meinungsfreiheit verliert. Die Anforderun-
gen an die Wahrheitspflicht dürfen nur so bemessen werden, 
dass die Ausübung der Meinungsfreiheit nicht aus Furcht vor 
staatlichen Sanktionen unterbleibt. 

Die Bürgerinnen und Bürger dürfen also ihre Meinung äu-
ßern, und sie dürfen sie verbreiten. Welche Medien sie dafür 
wählen („Wort, Schrift und Bild“), bleibt ihnen überlassen, auch 
Meinungsäußerungen im Internet sind davon erfasst. Um-
gekehrt schützt die Meinungsfreiheit aber auch das Recht, die 
eigene Meinung nicht äußern zu müssen. Dabei ist es nicht von 
Bedeutung, aus welchen Gründen die Meinung geäußert oder 
zurückgehalten wird. Ob aus politischen, rein privaten oder auch 
wirtschaftlichen Motiven.

Art. 5 Abs. 2 GG ist zu entnehmen, dass die Meinungsfreiheit 
(wie auch die Pressefreiheit) ihre Grenzen in den Vorschriften 
der allgemeinen Gesetze findet. Das heißt jedoch nicht, dass der 
Gesetzgeber beliebig Gesetze erlassen dürfte, in denen er die 
Äußerung bestimmter Meinungen oder die Meinungsäußerung 
überhaupt untersagt, im Gegenteil. Denn ein „allgemeines Ge-
setz“ im Sinne von Art. 5 Abs. 2 GG ist eine Regelung, die we-
der gegen eine bestimmte Meinung noch gegen den Prozess der 
Meinungsbildung als solche gerichtet ist. Vielmehr muss diese 
Regelung dazu dienen, anderweitige Rechtsgüter (wie beispiels-
weise das allgemeine Persönlichkeitsrecht des und der Einzel-
nen, wenn es um die Veröffentlichung von Einzelheiten aus der 
Privatsphäre geht) zu schützen, die schlechthin, also ohne Rück-
sicht auf bestimmte Meinungen, geschützt werden. 

Um Meinungsfreiheit zu gewährleisten, braucht es eine lebendige Medienlandschaft: 
Auf der Leipziger Buchmesse präsentieren jedes Jahr im Frühjahr über 2000 Verlage 
aus über 40 Ländern ihre Programme. 
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Aber die Beschränkungsmöglichkeiten haben wiederum eine 
Grenze, nämlich das Zensurverbot, Art. 5 Abs. 1 Satz 3 GG. Das 
Zensurverbot kann durch beschränkende Gesetze im Sinne von 
Art. 5 Abs. 2 GG nicht durchbrochen werden. Das Grundgesetz 
verbietet die sogenannte Vorzensur, also ein präventives Verfah-
ren, vor dessen Abschluss ein Werk nicht veröffentlicht werden 
darf. Die Zensur verpflichtet also die Autorin oder den Autor 
eines Werkes, dieses zunächst einer staatlichen Stelle zuzulei-
ten, die allein entscheidet, ob das Werk veröffentlicht werden 
darf. 

Während der Zeit der Coronavirus-Pandemie wurde  gerade 
aus verschwörungstheoretischen Kreisen und von Corona-
Leugnerinnen und -Leugnern häufig der Vorwurf erhoben, sie 
seien Opfer einer staatlichen Zensur, man hindere sie an der 
Äußerung ihrer Meinung. Doch gerade der Umstand, dass man 
in zahlreichen Internetportalen derlei Meinungsäußerungen 

dieser Agitatoren [Agitation = aggressive Tätigkeit zur Beeinflus-
sung anderer, vor allem in politischer Hinsicht, Anm. d. Red.] 
lesen kann, belegt das Gegenteil. Ob diese Äußerungen wahr 
sind oder nicht, spielt keine Rolle, denn auch sie unterliegen der 
Meinungsfreiheit.

Allerdings haben die Landesmedienanstalten gerade Fälle 
von Falschinformationen über die Auswirkungen der Corona-
Infektion zum Anlass genommen, von den betreffenden Inter-
netmedien die Einhaltung journalistischer Grundsätze einzu-
fordern, wozu sie auf der Grundlage des Medienstaatsvertrags 
berechtigt sind. Hierbei handelt es sich freilich nicht um eine 
verbotene Zensur in dem grundgesetzlichen Sinne. Die Befug-
nisse der Landesmedienanstalten, „alternativen Wahrheiten“ 
entgegenzutreten, liegen im Abwägungsbereich zwischen der 
Meinungsäußerungsfreiheit und dem Interesse der Allgemein-
heit, vor gezielter Desinformation geschützt zu werden.

 Die Freiheit der Medien 

Als die Väter und Mütter des Grundgesetzes die Freiheit von 
Presse und Rundfunk besonders schützten, hatten sie eine 
völlig andere Medienlandschaft im Blick, als sie heute exis-
tiert. Internet und Social Media gab es noch nicht, welche 
Struktur der Rundfunk haben würde, war nicht klar – zu-
mal das damals nur das Radio war. Seitdem hat sich nicht 
nur die Medienwirklichkeit verändert. Vor allem durch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts wurde aus 
dem kurzen Satz in Artikel 5 Absatz 1 zur Rundfunkordnung 
ein komplexes Gebilde. Wie weit Internet-Dienste oder auch 
Internet-Zeitungen überhaupt unter die Pressefreiheit fal-
len, ist aus juristischer Perspektive umstritten. Geregelt sind 
diese Angebote zum Teil trotzdem. 

In dem Sinn, wie er heute verwendet wird, meinte der 
Begriff der Pressefreiheit ursprünglich die Möglichkeit, 
Druckerzeugnisse ohne staatliche Beschränkungen veröf-
fentlichen zu können. In einem weiteren Sinn wird unter 
Pressefreiheit bis heute die Freiheit von Medien insgesamt 
verstanden. Heute geht es bei dem Begriff auch nicht mehr 
nur ums Veröffentlichen-Dürfen. Geschützt ist auch der 
Weg, auf dem eine Veröffentlichung entsteht, also zum Bei-
spiel der Schutz von Informantinnen und Informanten. Aus 
dem ergibt sich, dass Journalistinnen und Journalisten vor 
Gericht ein Zeugnisverweigerungsrecht haben können oder 
dass sie nur unter engen Bedingungen abgehört werden dür-
fen. Außerdem muss der Staat dazu beitragen, dass es eine 
freie Presse überhaupt geben kann. Deshalb ist er zu einem 
gewissen Grad auch für die Rahmenbedingungen verant-
wortlich, zum Beispiel indem er verhindert, dass nur be-
stimmte einzelne Gruppen Einfluss auf Medien haben und 
so die Meinungsbildung in Deutschland bestimmen können. 

Trotz solcher und anderer Rahmenbedingungen heißt für 
Print-Medien (und auch für Tele-Medien wie Internetzeitun-
gen) Pressefreiheit vor allem, von staatlichen Einflüssen in 
Ruhe gelassen zu werden. Beim Rundfunk ist das kompli-
zierter. Mindestens bei den klassischen Verbreitungswegen 
sind Frequenzen und Kanäle beschränkt, ist die Technik teuer. 
Das Bundesverfassungsgericht hat hier früh festgestellt: Es 
ist nicht Sache des Staates, selbst Fernsehen oder Hörfunk 
zu betreiben. Andererseits darf er aber die Rundfunkfreiheit 
auch nicht einfach dem freien Spiel der Kräfte überlassen. Er 

muss dafür sorgen, dass nicht nur wenige gesellschaftliche 
Gruppen Einfluss bekommen. Das erklärt einen Teil der viel-
fältigen Voraussetzungen für das Verfahren der Zuteilung 
von Frequenzen, der Zusammensetzung von Gremien, der 
Aufsicht, die es gibt. Teilweise hat diese Voraussetzungen 
das Bundesverfassungsgericht vorgegeben. Inhaltlich soll 
die Meinungsfreiheit und -vielfalt durch so genannte Bin-
nenpluralität gewährleistet sein. Als in den 1980er-Jahren 
private Rundfunkanbieter hinzukommen sollten, ermöglich-
te das Bundesverfassungsgericht mit seinen Rundfunkurtei-
len die Einrichtung des „dualen Systems“. Das Ergebnis ist 
eine auch für Fachleute oft anspruchsvolle Konstruktion, in 
der das Zusammenspiel von Öffentlich-Rechtlichen und Pri-
vaten immer wieder beobachtet werden muss und in dem 
andere verfassungsrechtliche Belange wie der Jugendschutz 
eine Rolle spielen.

Wenn redaktionell gestaltete Inhalte über das Internet 
verbreitet werden, ist umstritten, wie weit sie verfassungs-
rechtlich geschützt sind. Rechtliche Regelungen gibt es in 
einem Staatsvertrag, den die Bundesländer mit ihren Geset-
zen umsetzen, daraus können sich zum Beispiel Sorgfalts-
pflichten ergeben. Die Frage nach dem Schutz des Grundge-
setzes bleibt trotzdem relevant. Das haben zum Beispiel die 
Mitarbeitenden des Internetportals „Frag den Staat“ erlebt. 
Die wollten vom Kanzleramt und vom Büro von Altkanz-
ler Gerhard Schröder Auskunft zu Gesprächsterminen des 
ehemaligen Bundeskanzlers – auf der Grundlage journalis-
tischer Auskunftsansprüche. Dabei ging es um Schröders 
Nähe zu russischen Energiekonzernen. Im Verfahren vor 
dem Verwaltungsgericht Berlin stand infrage, ob sich ein 
solches Internetportal auf die Pressefreiheit berufen kann – 
oder ob es dafür gedruckt werden müsste. Der Betreiber von 
„Frag den Staat“ fertigte daraufhin kurzerhand eine Druck-
version an – und wurde in der nächsten Instanz deshalb als 
Presse angesehen. Die Frage, wie weit Online-Medien dem 
Schutz der Presse unterliegen, dürfte immer wichtiger wer-
den, zumal auch bisherige Print-Medien immer mehr ins 
Internet wandern.

Gudula Geuther 
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Informationsfreiheit 
Es erscheint uns heute als eine Selbstverständlichkeit, uns jeder-
zeit ungehindert aus „allgemein zugänglichen Quellen“ (Art. 5 
Abs. 1 GG) informieren zu können. Insbesondere das Internet ist 
inzwischen ein Medium, durch das sich Informationen in bis-
lang nicht gekannter Fülle abrufen lassen. In der Zeit des NS-Re-
gimes wurde der Zugang zu Informationsquellen jedoch dras-
tisch eingeschränkt: Inländische Zeitungen unterlagen einer 
starken Zensur. Damals kam insbesondere dem Rundfunk eine 
besondere Bedeutung zu. Denn ausländische Radioprogramme, 
die mit starken Kurzwellensendern in deutscher Sprache vom 
Ausland her in das Deutsche Reich gesendet wurden, unterla-
gen diesen Beschränkungen nicht. Um zu verhindern, dass sich 
die Bevölkerung aus diesen Quellen informierte, ordnete der Mi-
nisterrat für die Reichsverteidigung mit der „Verordnung über 
außerordentliche Rundfunkmaßnahmen“ vom 1. September 
1939 ein Verbot des „absichtlichen Abhörens ausländischer Sen-
der“ an. Verstöße, sogenannte Rundfunkverbrechen, konnten 
mit Freiheitsstrafe, schwere Verstöße sogar mit der Todesstrafe 
geahndet werden. 

Die grundgesetzlich abgesicherte Informationsfreiheit geht 
auf diese Erfahrungen zurück. Sie schützt die Freiheit, sich un-
gehindert aus allgemein zugänglichen Quellen zu unterrichten. 
Gemeint sind damit solche Medien, die der Allgemeinheit und 
nicht bloß einem beschränkten Personenkreis zugänglich sein 
sollen, also beispielsweise Zeitungen, Rundfunkprogramme und 
das Internet. Als Abwehrrecht verbietet die Informationsfreiheit 
dem Staat, die Informationsaufnahme zu ver- oder behindern. 
Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG beinhaltet allerdings kein Leistungsrecht, 
das den Staat verpflichten würde, bestimmte, allgemein zu-
gängliche Informationsquellen einzurichten. 

Das Grundrecht hat allerdings nicht nur Bedeutung im Ver-
hältnis Staatsangehörige – Staat, sondern es hat auch eine Aus-
strahlungswirkung im Verhältnis der Bürgerinnen und Bürger 
untereinander: So kann etwa eine Vermieterin einem Mieter 
nicht verwehren, dass er eine Parabolantenne installiert, um be-
stimmte Fernsehprogramme sehen zu können; es sei denn, diese 
Programme wären über einen Kabelanschluss zu empfangen. 

Die Kunstfreiheit 
Was ist Kunst? Kommt Kunst von Können? Und wer entschei-
det das? Häufig geht es bei Konflikten, die die Kunstfreiheit be-
treffen, um die Frage, ob bestimmte Darstellungen, etwa von 
Personen oder Geschehnissen, erlaubt sind. So wird sich eine 
dargestellte Person möglicherweise dagegen wehren, wenn sie 
sich durch eine künstlerische Darstellung verunglimpft fühlt. 
Oftmals kommt es auch zu Protesten, weil betrachtende Per-
sonen durch die Art der Darstellung ihr Schamgefühl oder ihre 
moralischen Wertevorstellungen verletzt sehen. 

Diese Konflikte führen sehr häufig zu gerichtlichen Ausei-
nandersetzungen. Dann sollen Richterinnen und Richter ent-
scheiden, ob die Darstellung, das Gemälde, das Theaterstück 
als Kunstwerk zu bewerten ist und deshalb das Werk von der 
Kunstfreiheit geschützt ist oder nicht. Hier zeigt sich das Pro-
blem der Kunstfreiheit: Bewerten jetzt Gerichte aufgrund von 
Gesetzestexten den „Wert“ einer gestaltenden Arbeit als Kunst-
werk? Sollen sie sich dabei auf Gutachten stützen? Welche An-
forderungen muss ein Werk erfüllen? 

Es liegt auf der Hand, dass eine vorgegebene Definition 
die Kunstfreiheit einschränken würde. Wenn etwa in Male-
rei, Bildhauerei und Dichtung nur noch das Kunst wäre, was 
bestimmte, vorher festgelegte Kriterien erfüllt, dürften sich 
die Künstlerinnen und Künstler nur noch in den festgelegten 

Darstellungsformen bewegen. Neue, eigene Formen der Dar-
stellung wären von der Freiheit der Kunst nicht mehr geschützt. 
Daher geht das Grundgesetz von einem sehr weiten Kunstbe-
griff aus. Es kommt also nicht darauf an, welches künstlerische 
Niveau oder gar welche „Kunstfertigkeit“ in einem Werk zum 
Ausdruck kommt oder welchen Wert das Kunstwerk hat. 

Als Kunst im Sinne von Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG wird daher die 
„freie schöpferische Gestaltung“ bezeichnet, „in der Eindrücke, 
Erfahrungen, Erlebnisse des Künstlers durch das Medium einer 
bestimmten Formensprache zur unmittelbaren Anschauung 
gebracht werden“. Beim künstlerischen Schaffen wirken Intui-
tion, Phantasie und Kunstverstand zusammen. Dieses Schaffen 
ist unmittelbarer Ausdruck der Persönlichkeit der kunstschaf-
fenden Person und damit Kunst, wobei auch wichtig ist, dass 
der Urheber oder die Urheberin selbst das Werk als Kunstwerk 
ansieht. Bei Letzterem muss es sich nicht notwendig um et-
was Gegenständliches handeln, möglich ist auch, dass sich das 
Kunstwerk in einer bestimmten Handlung manifestiert. 

Der Schutz der Kunstfreiheit umfasst zweierlei: Zunächst ist 
die eigentliche schöpferische Tätigkeit, also die Herstellung des 
Kunstwerks, geschützt. Man bezeichnet diesen Bereich als Werk-
bereich. Für Künstlerinnen und Künstler ist es aber ebenso be-
deutsam, ihr Werk der Öffentlichkeit präsentieren zu können. 
Der Verfasser eines Theaterstücks möchte sein Werk auf einer 
Bühne aufführen, die Autorin eines Romans will, dass ihr Buch 
von möglichst vielen Leserinnen und Lesern gelesen wird. Die-
ser Teil der Kunstfreiheit wird als Wirkbereich bezeichnet. 

Wie wichtig dieser Freiheitsbereich für die Einzelperson ist, 
wird im Vergleich zur Verfahrensweise des NS-Regimes deut-
lich: Die nationalsozialistischen Machthaber verboten beispiels-
weise die Aufführung von Theaterstücken, und die Bücher miss-
liebiger Autoren durften nicht mehr gedruckt und verbreitet 
werden. Als Kunstschaffende waren die durch diese Maßnah-
men betroffenen Menschen öffentlich nicht mehr präsent. 

Trotzdem muss es Grenzen geben; Möglichkeiten, sich gegen 
bestimmte, herabwürdigende Darstellungen der eigenen Per-
son zu wehren. So ist in jedem Einzelfall zu prüfen, wo die Gren-
zen zwischen Kunstfreiheit und Persönlichkeitsschutz jeweils 
verlaufen. Eine Möglichkeit, die Kunstfreiheit durch einfaches 
Recht beschränken zu können, sieht Art. 5 Abs. 3 GG nicht vor. 
Die Kunstfreiheit findet jedoch ihre Grenzen in kollidierendem 
Verfassungsrecht. 

Die einzelnen Grundrechte

Der Streetart­Künstler Banksy ist bekannt für seine Graffitis, die politische Statements 
verkörpern. An einer kriegszerstörten Hauswand in Horenka (Ukraine) symbolisiert die 
Darstellung eines Mannes in der Badewanne, wie schutzlos Menschen im Krieg sind. 
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 Satire darf alles? 

„Was darf die Satire? – Alles.“ Was der Jurist Kurt Tucholsky 
unter dem Alias Ignaz Wrobel 1919 schrieb, war ein künst-
lerisches Statement, ein Aufruf gegen Duckmäusertum. Als 
rechtliche Leitlinie taugt der Satz nicht. Aber gerade in letz-
ter Zeit gibt es immer wieder Künstlerinnen und Künstler, 
die die Grenzen der Satire ganz bewusst austesten. 2021 war 
das Danger Dan, der mit rhetorischen Figuren rechtsextre-
mistischer Veröffentlichungen spielte, sie gegen Exponenten 
der Neuen Rechten oder der AfD richtete und im Refrain im-
mer wieder feststellte: „Das ist alles von der Kunstfreiheit 
gedeckt.“ Ob es das ist, ist richterlich nicht entschieden – so-
weit ersichtlich, hat niemand geklagt. Aber klar ist, dass die 
Grenzen gar nicht so einfach zu ziehen sind. Das zeigte im 
Jahr 2016 die Auseinandersetzung zwischen dem türkischen 
Präsidenten Recep Tayyip Erdoğan und dem deutschen Sati-
riker Jan Böhmermann. 

Der hatte im März 2016 in seiner ZDF-Sendung Neo Maga-
zin Royale ein sogenanntes Schmähgedicht gegen Erdoğan 
vorgetragen. Hintergrund waren Menschenrechtsverletzun-
gen in der Türkei, das scharfe Vorgehen Erdoğans gegen Jour-
nalisten und sein Versuch, andere satirische Kritik an seinem 
Regierungsstil auch in Deutschland gerichtlich verfolgen zu 
lassen. Böhmermann erklärte nun, die Grenzen des rechtlich 
Erlaubten demonstrieren zu wollen (übrigens ähnlich wie 
später Danger Dan), und nannte das Gedicht selbst als ein 
Beispiel für Satire, die rechtlich nicht erlaubt sei. 

Anders als im Fall des Rappers, gegen den nicht geklagt 
wurde, erstattete Erdoğan Strafanzeige. Für Diskussionen 
sorgte das auch, weil er sich auf Paragraf 103 des Strafge-
setzbuches stützte, der (damals noch) die Beleidigung aus-
ländischer Staatsoberhäupter besonders streng unter Strafe 
stellte – und weil Bundeskanzlerin Angela Merkel die Er-
mächtigung zur Strafverfolgung erteilte. Für die grundrecht-
liche Bewertung macht das aber keinen Unterschied. 

Die Strafanzeigen Erdoğans gegen das Gedicht hatten kei-
nen Erfolg. Die Staatsanwaltschaft Mainz ließ offen, ob die 
Sendung den objektiven Tatbestand der Beleidigung erfüllte 
– also nach ihrem objektiven Verlauf. Auf jeden Fall sei nicht 
auszuschließen, dass Böhmermann Erdoğan nicht habe belei-
digen wollen, dass er angesichts der krassen Übertreibungen 
nicht auf Erdoğans Persönlichkeit gezielt habe. Die Staatsan-
waltschaft stellte das Ermittlungsverfahren deshalb ein. 

Das Landgericht Hamburg dagegen verbot im Februar 2017 
ganz überwiegend, das Gedicht zu wiederholen. Einige der 
„Beleidigungen und Beschimpfungen“ seien derart schwer-
wiegend, dass sie zu untersagen seien. Da es dort um ein Zivil-
verfahren ging, kam es auf den Vorsatz nicht an. 

Aus den Begründungen von Staatsanwaltschaft und 
Landgericht geht aber hervor, dass die Juristinnen und Juris-
ten den Sachverhalt hier mindestens in Einzelfragen unter-
schiedlich bewerteten. Die rechtliche Auseinandersetzung 
ging danach weiter. Hinter dem Streit steht auch die Frage, 
wie sich die Grundrechte der Beteiligten darauf auswirken. 

Fühlt sich eine angegriffene Person beleidigt, wird vor Ge-
richt immer wieder darüber gestritten, ob überhaupt Satire 
vorliegt oder ob die Person nicht zum Beispiel durch bloße 
Schmähkritik nur noch diffamiert werden soll. Satire ist 
nicht immer Kunst, kann es aber sein. Dann wird sie gleich 

durch drei Grundrechte geschützt: die Meinungs-, die Presse- 
und die Kunstfreiheit. 

Anders als man erst einmal denken könnte, hilft der Satz 
in Artikel 5 Absatz 1 Grundgesetz „eine Zensur findet nicht 
statt“ hier nicht weiter. Denn der verbietet nur die soge-
nannte Vorzensur, nicht nachträgliche Abwägungen. Den 
größten Schutz entfaltet hier die Kunstfreiheit, denn für sie 
nennt das Grundgesetz gar keine Schranke. Das heißt aber 
nicht, dass alles erlaubt ist. 

Wenn durch die Satire andere Grundrechte verletzt wer-
den, muss abgewogen werden. Dabei geht es fast immer um 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht der angegriffenen Per-
son. Bei der Abwägung kann Vieles berücksichtigt werden. 
Wie satirisch ist das Gedicht und seine Einkleidung, wie tief 
geht die Bedeutungsebene jenseits der Beleidigung, wie sehr 
wird Kritik geübt? Welche Rolle spielt es, dass Erdoğan selbst 
hart gegen politische Gegner austeilt? Wie ist es zu bewer-
ten, dass Böhmermann stereotype Vorurteile gegen Türkin-
nen und Türken aufnimmt? 

Der Schutz der Kunstfreiheit geht weit. Trotzdem sind 
Kunstschaffende vor Gericht auch immer wieder unterlegen. 
Besonders umstritten war die Entscheidung über Zeichnun-
gen des Karikaturisten Rainer Hachfeld. Er hatte den dama-
ligen bayerischen Ministerpräsidenten Franz Josef Strauß 
mehrfach als kopulierendes Schwein dargestellt, unter an-
derem mit einem anderen Schwein, das mit Robe, Fliege und 
Barett einen Richter darstellen sollte. Gerichte entschieden 
unterschiedlich. Das Bundesverfassungsgericht wies Hach-
felds Verfassungsbeschwerde gegen die Verurteilung wegen 
Beleidigung zurück. 

Gudula Geuther 

Mit dem Song „Das ist alles von der Kunstfreiheit gedeckt“ testet Danger Dan 
die Grenzen der Kunstfreiheit aus. Hier spielt der Rapper 2023 auf dem Demo­
kratiefestival „Jamel rockt den Förster“ in Jamel, Mecklenburg­Vorpommern.
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Die Wissenschaftsfreiheit 
Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG beinhaltet nicht nur die Freiheit der Kunst, 
sondern auch die Freiheit von Wissenschaft, Forschung und Lehre. 

Diese drei Begriffe werden unter dem Begriff der Wissen-
schaftsfreiheit zusammengefasst. Sie schützt „die auf wis-
senschaftlicher Eigengesetzlichkeit beruhenden Prozesse, 
Verhaltensweisen und Entscheidungen bei der Suche nach Er-
kenntnissen, ihrer Deutung und Weitergabe.“ Es geht also um die 
Suche nach Wahrheit, wobei mit der Lehre nicht etwa der Schul-
unterricht, sondern die wissenschaftliche Lehre gemeint ist.

Die Freiheit der Wissenschaft umfasst die Fragestellung, also 
die Auswahl des Forschungsobjekts. Auch die Art und Weise 
der Untersuchung, die Methodik der Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler wird geschützt, ebenso wie die Bewertung des 
Forschungsergebnisses. Ähnlich wie bei der Kunstfreiheit ist 
auch der Bezug zur Öffentlichkeit einbegriffen: Die Verbreitung 
des Forschungsergebnisses und das Recht, eine wissenschaftli-
che Meinung zu äußern, sind ein wesentlicher Teil der Wissen-
schaftsfreiheit. 

Art. 5 Abs. 3 GG schützt dabei nicht eine bestimmte Auffas-
sung von der Wissenschaft oder eine bestimmte Wissenschafts-
theorie. Der Wissenschaftsfreiheit liegt die Erkenntnis  zugrunde, 
dass eine Wissenschaft, die frei von gesellschaftlichen und poli-
tischen Nützlichkeitserwägungen ist und sich anhand immer  
wieder neuer Fragestellungen weiterentwickelt, Staat und Gesell-
schaft im Ergebnis am besten dienen kann. Diese Auffassung 
hat sich in der europäischen Gesellschaftsentwicklung relativ  
spät durchgesetzt; unter welchen Schwierigkeiten und zu wel chem 
Vorteil dies geschah, belegt anschaulich der Fall des Galileo Ga-
lilei. Er sprengte die im Mittelalter vorherrschende Verkettung 
von Physik und vorgegebenen philosophischen und theologi-
schen Grundsätzen, indem er Naturvorgänge nicht mehr theo-
logisch oder philosophisch, sondern aus Naturgesetzen erklärte. 
Damit geriet er aber in Konflikt mit der kirchlichen Lehre. In zwei 
Prozessen (1616 und 1632) vor dem Heiligen Offizium [Name der 
Zentralbehörde der römisch-katholischen Kirche bis 1965, Anm. 
d. Red.] wurde Galilei gezwungen, sich von zwei Aussagen zu 
distanzieren, die heute selbstverständlich sind: die Auffassungen, 
dass die Sonne der Mittelpunkt unseres Planetensystems sei 
und dass sich die Erde um die Sonne bewege. Den wissenschaft-
lichen Fortschritt konnten die Galilei auferlegten Restriktionen 
dennoch nicht aufhalten. Auf ihn geht die moderne Naturwis-
senschaft zurück, die auf Erfahrung und Beobachtung beruht. 

Solche massiven Einwirkungen auf Wissenschaft und For-
schung sind heute zwar kaum noch vorstellbar. Dennoch ent-
faltet die Wissenschaftsfreiheit nach wie vor dort ihre Wirkung 
als Abwehrrecht, wo es um den Schutz der Tätigkeit der Wissen-
schaftlerin oder des Wissenschaftlers vor Beeinflussung geht, 
etwa durch Weisungen, die die eigene wissenschaftliche Initia-
tive, die Auswahl und die Durchführung von Forschungsprojek-
ten einschränken. Dabei schützt das Grundrecht schon vor sehr 
geringfügigen Beeinträchtigungen. Bereits inhaltliche Vorgaben 
über die Gestaltung des Studienplans oder organisatorische 
Maßnahmen können die Wissenschaftsfreiheit beschneiden:

So regelte beispielsweise das niedersächsische Hochschul-
gesetz, dass den Kollegialorganen der Hochschulen neben Ver-
treterinnen der Professoren und wissenschaftlichen Mitarbei-
terinnen auch Vertreter der Studierenden und der sonstigen 
Mitarbeiter angehörten. Die Repräsentation der Professorinnen 
und Professoren in den verschiedenen Organen betrug zwischen 
30 und 50 Prozent, erreichte aber nie eine absolute Mehrheit. Das 
Bundesverfassungsgericht entschied, dass bei Entscheidungen, 
die unmittelbar die Lehre betreffen, den Hochschullehrenden 

die Hälfte der Stimmen zustehen muss. Bei Entscheidungen, die 
unmittelbar Fragen der Forschung beträfen, genüge dies jedoch 
nicht. Dort müsse den Professorinnen und Professoren wegen 
der in Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG enthaltenen wertentscheidenden 
Grundsatznorm ein darüber hinausgehender ausschlaggeben-
der Einfluss vorbehalten bleiben (BVerfGE 35, 79, 132f.). Wegen 
ihrer wissenschaftlichen Qualifikation, ihrer Funktion und ihrer 
Verantwortung müssten sich die Professorinnen und Professo-
ren in diesem Bereich allen anderen Gruppen gegenüber durch-
setzen können. 

Die Wissenschaftsfreiheit schützt aber nicht nur vor dem 
Staat, sie fordert außerdem, dass er selbst aktiv wird (sogenann-
ter objektiver Gehalt): Der Staat muss für die Idee der freien Wis-
senschaft einstehen und an ihrer Verwirklichung mitwirken. 
Konkret bedeutet dies, dass der Staat die Freiheit der Wissen-
schaft fördern muss, indem er beispielsweise finanzielle Mittel 
und Personal bereitstellt und organisatorische Maßnahmen 
trifft, die die Freiheit der Wissenschaft sicherstellen. 

Die Wissenschaftsfreiheit kann (ebenso wie die Kunstfrei-
heit) nicht durch einfaches Gesetz eingeschränkt werden. Ins-
besondere gilt auch die in Art. 5 Abs. 2 Satz 1 GG vorgesehene 
Schranke nicht im Bereich von Art. 5 Abs. 3 GG. Dies bedeutet 
aber nicht, dass sich die Wissenschaftsfreiheit immer und über-
all durchsetzen würde. Sie findet insbesondere dort ihre Gren-
zen, wo andere Grundrechte ihre Wirkung entfalten. Das zeigt 
sich zum Beispiel bei der Frage, wie gelehrt wird: Die Bestim-
mung der Lehrinhalte von Vorlesungen und Übungen gehört 
zur Lehrfreiheit der Hochschullehrerin bzw. des Hochschulleh-
rers. Sieht jedoch beispielsweise der Lehrinhalt eines Studien-
fachs wie Medizin oder Biologie die Durchführung von Tierver-
suchen oder Übungen an getöteten Tieren vor, kann dies in das 
Grundrecht der Gewissensfreiheit der Studierenden aus Art. 4 
Abs. 1 GG eingreifen. Von einem Studenten, der sich auf seine 
Gewissensfreiheit beruft, darf daher nur dann die Teilnahme an 
Tierversuchen oder die Präparation von Tieren verlangt werden, 
wenn keine alternativen, gleichwertigen Unterrichtsmethoden 
zur Verfügung stehen. 

Schutz von Ehe und Familie und von Kindern 
nicht verheirateter Eltern
Artikel 6 
(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der 
staatlichen Ordnung. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht 
der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre 
Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 
(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder 
nur auf Grund eines Gesetzes von der Familie getrennt werden, 
wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die Kin-
der aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. 
(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge 
der Gemeinschaft. 
(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die 
gleichen Bedingungen für ihre leibliche und seelische Entwick-
lung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den 
ehelichen Kindern. 

Artikel 6 GG enthält Regelungen, die sich in ihrer Wirkungs-
weise stark unterscheiden: 

Art. 6 Abs. 1 GG verpflichtet den Staat, Ehe und Familie 
zu schützen. Mit der Ehe ist die grundsätzlich auf Lebenszeit 
angelegte Verbindung von Mann und Frau gemeint. Dieser 

Die einzelnen Grundrechte
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grundgesetzliche Ehebegriff erfasst gleichgeschlechtliche Le-
bensgemeinschaften nicht. Er stand aber auch einer Weiterent-
wicklung des Familienrechts in diesem Bereich nicht entgegen. 
Zunächst wurde es mit dem am 1. August 2001 in Kraft getre-
tenen Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft gleich-
geschlechtlichen Paaren ermöglicht, eine Lebenspartnerschaft 
einzugehen. Mit der Änderung von § 1353 BGB zum 1. Oktober 
2017 wurde schließlich auch die Ehe für gleichgeschlechtliche 
Paare geöffnet. 

Unter dem Begriff der Familie wird das Zusammenleben von 
Eltern und Kindern in einer tatsächlichen Lebensgemeinschaft 
verstanden. Geschützt sind dabei auch Lebensgemeinschaften, 
bei denen die Eltern nicht miteinander verheiratet sind, bei 
denen nur ein Elternteil mit einem oder mehreren Kindern zu-
sammenlebt, in denen ein Kind adoptiert wurde oder bei Pflege-
eltern lebt. 

Das Grundrecht enthält zunächst ein klassisches Abwehr-
recht, das staatliche Eingriffe verbietet. So schützt die Vorschrift 
das Recht, seinen Ehepartner oder -partnerin frei zu wählen. 
Eheverbote sind nur äußerst eingeschränkt zulässig (beispiels-
weise bei der Ehemündigkeit, § 1303 BGB). Die Eheleute können 
ihre Ehe im Innern frei ausgestalten, also etwa frei entschei-
den, wie sie untereinander die Erwerbsarbeit und die Arbeit im 
Haushalt aufteilen. Im Hinblick auf die Familie schützt Art. 6 
Abs. 1 GG die Entscheidung, ob eine Familie gegründet wird und 
wie die familiäre Gemeinschaft ausgestaltet wird. 

Praktisch wirkt das Grundrecht vor allem als Verbot, Ehe und 
Familie zu diskriminieren. Das bedeutet, dass Ehe und Familie 
nicht schlechter behandelt werden dürfen als andere Lebensge-
meinschaften. Beispiel: Bei der Berechnung von Leistungen der 
Arbeitslosenhilfe wurde arbeitslosen Eheleuten, die in familiä-
rer Gemeinschaft zusammenlebten, nur ein gemeinsamer An-
spruch auf Arbeitslosenhilfe zugebilligt. Dieser war niedriger als 
es zwei einzelne Ansprüche gewesen wären. Partnerinnen und 
Partnern, die in nicht ehelicher Lebensgemeinschaft wie Ehe-
leute zusammenlebten und „aus einem Topf wirtschafteten“, 
wurden dagegen wie zwei getrennt lebenden Personen jeweils 
ein Anspruch zugebilligt. Das Bundesverfassungsgericht sah das 
als verbotene Schlechterstellung der Ehe an. Dies führte letztlich 
dazu, dass der Gesetzgeber nun auch für nicht verheiratete Per-
sonen, die in einer eheähnlichen Einstandsgemeinschaft leben, 
also füreinander mit ihrem Einkommen oder Vermögen einste-
hen, eine Anrechnung vorgesehen hat. 

Der Staat ist außerdem verpflichtet, Ehe und Familie zu för-
dern. Allerdings ist dieses Fördergebot wenig konkret. Grund-
sätzlich kann daraus – wie generell aus den Grundrechten 
– nicht ein Anspruch auf eine bestimmte Leistung oder Förder-
maßnahme abgeleitet werden. Auch der Wortlaut hilft nicht 
weiter: Wenn danach Ehe und Familie unter dem „besonderen 
Schutze des Staates“ stehen, bleibt gleichzeitig offen, wie der 
Staat diesen Schutz verwirklicht. Er hat dabei also einen großen 
Spielraum. 

Der Schutz von Ehe und Familie findet seine Grenzen allen-
falls an konkurrierendem Verfassungsrecht. Dies bedeutet aber 
nicht, dass es gar keine Regelungen über Ehe und Familie geben 
dürfte. Die Eheschließung setzt vielmehr gesetzliche Regelun-
gen geradezu voraus, etwa Festlegungen, unter welchen Voraus-
setzungen sie wirksam ist, wofür das Standesamt zuständig ist 
und in welcher Form sie durchgeführt wird. Diese Regelungen 
dürfen aber die garantierten Freiheiten nicht einschränken. 

Gleichzeitig wird Art. 6 Abs. 1 GG als sogenannte Instituts-
garantie verstanden: Der Staat darf das Rechtsinstitut der Ehe 
nicht abschaffen. 

Art. 6 Abs. 2 GG regelt das sogenannte Elternrecht. Damit 
ist im Wesentlichen die freie Entscheidung der Eltern über die  
Pflege und Erziehung des Kindes gemeint. Allerdings weist 
das Elternrecht eine bedeutsame Unterscheidung zu anderen 
Grundrechten auf: Das Elternrecht wird als ein pflichtengebun-
denes Recht bezeichnet. Die Ausübung des Elternrechts ist näm-
lich am Wohl des Kindes orientiert. Es bedeutet also gerade nicht 
ein einseitiges Recht der Eltern am Kind, die Eltern müssen statt-
dessen dieses Recht im Interesse des Kindes ausüben. Sie kön-
nen zwar ohne staatliche Beeinflussung über die Lebens- und 
Entwicklungsbedingungen des Kindes entscheiden, also grund-
sätzlich selbst bestimmen, in welche Schule das Kind geht, wie 
es sich kleidet und wie es sich ernährt. Die Grenze dieser Freiheit 
liegt jedoch beim Wohl des Kindes. So gibt das Elternrecht gerade 
kein Recht auf eine körperliche Züchtigung der Kinder. 

Das Elternrecht steht grundsätzlich den leiblichen Eltern zu, 
das heißt Mutter und Vater gleichberechtigt. Gleichgültig ist, 
ob die Eltern verheiratet, geschieden oder nicht miteinander 
verheiratet sind. Auch den Adoptiveltern steht das Elternrecht 
in vollem Umfang zu, da sie durch die Adoption vollständig in 
die Elternrolle gelangen, welche die leiblichen Eltern durch die 
Adoptionsentscheidung verlieren. Deshalb ist die Adoption 
nur unter sehr hohen Voraussetzungen zulässig: wenn sie dem 
Wohl des Kindes dient und zu erwarten ist, dass zwischen dem 
Annehmenden und dem Kind ein Eltern-Kind-Verhältnis ent-
steht. Aktuelle Reformpläne (Koalitionsvertrag von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP in der 20. Wahlperiode) sehen auch 
vor, dass bei der Ehe zweier Frauen, in die ein Kind geboren 
wird, beide Frauen rechtliche Mütter des Kindes werden; einer 
Adoption durch die Ehefrau der Mutter bedarf es danach nicht 
mehr. 

Welche Bedeutung das Kindeswohl, also die Ausübung des 
Elternrechts zum Wohle des Kindes hat, erkennt man an den in 
Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG und Art. 6 Abs. 3 GG enthaltenen Regeln: 
Der Staat muss über die Ausübung des Elternrechts wachen 
(staatliches Wächteramt), um die Menschenwürde des Kindes 
zu schützen. Verletzen die Eltern das Kindeswohl, ist der Staat 
aufgerufen, einzuschreiten. 

So findet das staatliche Wächteramt etwa in den Regelun-
gen des Jugendhilferechts wie auch des Familienrechts seine 
Ausprägung. Danach ist es im Extremfall erlaubt, das Kind aus 
der Familie herauszunehmen. Dafür allerdings stellt Art. 6 Abs. 
3 GG hohe Hürden auf: Nur wenn die Erziehungsberechtigten 

Kinderrechte sind nicht ausdrücklich im Text des Grundgesetzes festgeschrieben, 
jedoch in einigen Landesverfassungen, in Hessen beispielsweise seit 2018. Im Mai 2024 
wurde der Platz der Kinderrechte in Wiesbaden eröffnet.
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versagen oder wenn das Kind aus anderen Gründen zu verwahr-
losen droht, kann es von den Eltern getrennt werden. Entschei-
dend ist, dass das Versagen der Eltern zu Schädigungen des Kin-
des führt. Andere als im Kindeswohl wurzelnde Gründe können 
eine Trennung des Kindes von den Eltern aber nicht rechtferti-
gen. Auch diese Vorschrift geht auf negative Erfahrungen in der 
Zeit des nationalsozialistischen Regimes zurück, als Kinder aus 
rassistischen oder politischen Gründen durch staatliche Maß-
nahmen von den Eltern getrennt wurden. 

Art. 6 Abs. 4 GG gibt Müttern den Anspruch auf Schutz und 
Fürsorge. Vorrangig geht es darum, die mit der Schwangerschaft, 
Geburt und Stillzeit verbundenen besonderen Belastungen aus-
zugleichen. Verwirklicht wurde dieser Schutzauftrag unter an-
derem durch den Kündigungsschutz für Schwangere.

Art. 6 Abs. 5 GG enthält wiederum einen Auftrag an den Ge-
setzgeber: Kinder von Eltern, die nicht miteinander verheiratet 
sind, dürfen deshalb nicht benachteiligt werden. Das Grund-
gesetz enthält noch die früher gebräuchliche Formulierung 
„unehelich“. Der Gesetzgeber hatte den Verfassungsauftrag, 
die Gleichstellung der Kinder nicht miteinander verheirateter 
Eltern zu verwirklichen, bis zum Ende der 5. Wahlperiode des 
Deutschen Bundestages (1969) zu erfüllen. Nach diesem Zeit-
punkt war entgegenstehendes Recht verfassungswidrig. Mütter 
nicht ehelicher Kinder erhielten selbst das eheliche Sorgerecht, 
mussten also nicht mehr die automatische Vormundschaft des 
Jugendamtes hinnehmen, und ihre Kinder wurden erbberech-
tigt. Beim Lesen von Artikel 6 GG fällt auf, dass die Kinder in die-
ser Regelung erwähnt werden, dies aber nicht als Träger eigener 
Rechte, sondern im Zusammenhang mit den Rechten der Eltern 
und dem staatlichen Wächteramt. Dass Kinder auch Träger der 
Grundrechte sind, ist seit langem allgemein anerkannt. So hat 
das Bundesverfassungsgericht in einem Beschluss vom 29. Juli 
1968 (1 BvL 20/63; 1 BvL 31/66; BVerfGE 24, 119, 144) ausgeführt, 
dass das Kind „ein Wesen mit eigener Menschenwürde und dem 
eigenen Recht auf Entfaltung seiner Persönlichkeit im Sinne der 
Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 GG“ ist. 

Die Stellung des Kindes als eigener Grundrechtsträger ist 
auch in der Folge durch die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts, die für die Gerichte und Behörden Gesetzeskraft 
hat, immer weiter ausgebaut worden. Danach dürften jedenfalls 
die Richterinnen und Mitarbeiter von Behörden, die sich mit An-
gelegenheiten von Kindern zu befassen haben, keinen Zweifel 
über den Umfang und Inhalt der verfassungsrechtlich verbürg-
ten Kinderrechte haben. Es wird jedoch gefordert, diese Rechts-
position ausdrücklich im Text des Grundgesetzes niederzulegen, 
um ein ausdrückliches Bekenntnis der Verfassung zu den Rech-
ten des Kindes zu haben und um eine längst fällige Klarstellung 
vorzunehmen. Eine Gesetzesinitiative zur Änderung des Grund-
gesetzes im Jahre 2021 hatte folgenden Wortlaut:

„Die verfassungsmäßigen Rechte der Kinder einschließlich 
ihres Rechts auf Entwicklung zu eigenverantwortlichen Persön-
lichkeiten sind zu achten und zu schützen. Das Wohl des Kindes 
ist angemessen zu berücksichtigen. Der verfassungsrechtliche 
Anspruch von Kindern auf rechtliches Gehör ist zu wahren. Die 
Erstverantwortung der Eltern bleibt unberührt.“

Die für diese Verfassungsänderung notwendige Zweidrittel-
mehrheit in Bundestag und Bundesrat fand sich hierfür jedoch 
nicht. In der 20. Wahlperiode haben sich die Regierungspar-
teien erneut vorgenommen, Kinderrechte im Grundgesetz zu 
verankern. Sie wollen sich dabei an den Vorgaben der UN-Kin-
derrechtskonvention orientieren, die auf den Grundsätzen der 
Entwicklung, der Nichtdiskriminierung, der Beteiligung und der 
Wahrung der Interessen der Kinder beruht.

Einzelne Landesverfassungen, wie etwa die der Freien Han-
sestadt Bremen, enthalten Regelungen zu den Kinderrechten: 

„Jedes Kind hat ein Recht auf Entwicklung und Entfaltung 
seiner Persönlichkeit, auf gewaltfreie Erziehung und den beson-
deren Schutz vor Gewalt, Vernachlässigung und Ausbeutung. 
Die staatliche Gemeinschaft achtet, schützt und fördert die 
Rechte des Kindes und trägt Sorge für kindgerechte Lebensbe-
dingungen. 

Es ist Aufgabe des Staates, die Jugend vor Ausbeutung und vor 
körperlicher, geistiger und sittlicher Verwahrlosung zu schützen. 
Fürsorgemaßnahmen, die auf Zwang beruhen, bedürfen der ge-
setzlichen Grundlage.“ (Artikel 25 der Bremer Landesverfassung) 

Schulwesen 

Artikel 7
(1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates. 
(2) Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teil-
nahme des Kindes am Religionsunterricht zu bestimmen. 
(3) Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit 
Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. 
Unbeschadet des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Reli-
gionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der 
Religionsgemeinschaften erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen 
Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen. 
(4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewähr-
leistet. Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedür-
fen der Genehmigung des Staates und unterstehen den Landes-
gesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten 
Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wis-
senschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öf-
fentlichen Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schü-
ler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. 
Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und 
rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist. 
(5) Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unter-
richtsverwaltung ein besonderes pädagogisches Interesse an-
erkennt oder, auf Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie 
als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis¬ oder Weltanschau-
ungsschule errichtet werden soll und eine öffentliche Volksschu-
le dieser Art in der Gemeinde nicht besteht. 
(6) Vorschulen bleiben aufgehoben. 

Art. 7 Abs. 1 GG ist kein Grundrecht, sondern eine organisa-
tionsrechtliche Regelung. Wichtig ist jedoch, dass der in Art. 7 
Abs. 1 GG enthaltene staatliche Erziehungsauftrag dem elterli-
chen Erziehungsrecht aus Art. 6 Abs. 2 GG gleichgeordnet ist. So 
ist beispielsweise die allgemeine Schulpflicht mit dem Eltern-
recht vereinbar. 

Art. 7 Abs. 2 GG konkretisiert das in Art. 6 Abs. 2 GG enthal-
tene elterliche Erziehungsrecht für den Bereich des Religions-
unterrichts. Es bleibt danach den Eltern vorbehalten, zu ent-
scheiden, ob und an welchem Religionsunterricht ihre Kinder 
teilnehmen sollen. 

Art. 7 Abs. 3 GG enthält ein Grundrecht der Religionsgemein-
schaften: Der Religionsunterricht wird innerhalb des Unterrichts 
an staatlichen Schulen garantiert (Ausnahmen: Gemäß Art. 141 
GG findet Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG keine Anwendung in einem 
Lande, in dem am 1. Januar 1949 eine andere landesrechtliche 
Regelung bestand, was auf Bremen und Berlin zutrifft. Auch in 
Brandenburg gelten nach einem Vergleich der Beschwerdefüh-
rende und der Einstellung des Verfassungsgerichtsverfahrens 
2002 weiterhin Ausnahmeregelungen.).

Die einzelnen Grundrechte
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 Grenzen der Versammlungsfreiheit?

Das Versammlungsrecht ist Ausdruck der freiheitlichen De-
mokratie. Es ist ein zentrales Grundrecht, weil es eng mit der 
Meinungsfreiheit und der Möglichkeit zu freier Willensbil-
dung verbunden ist. Trotzdem oder gerade deshalb gibt es 
darum immer wieder Streit, es muss immer wieder neu er-
kämpft werden – und seine Grenzen müssen immer wieder 
neu bestimmt werden. Das ist auch deshalb nötig, weil das 
Grundrecht in seiner Eigenschaft als Demonstrationsrecht 
– also für Versammlungen unter freiem Himmel – unter be-
stimmten engen Voraussetzungen eingeschränkt werden 
kann. Zu Streitigkeiten führt das oft, weil gerade Minder-
heiten das Demonstrationsrecht nutzen wollen, um auf ihre 
Positionen aufmerksam zu machen, und auch dafür ist dieses 
Recht da. Naturgemäß geht es dabei oft um unliebsame Mei-
nungen. Verantwortliche vor Ort fühlen sich deshalb häufig 
unter Druck, Demonstrationen zu unterbinden. Das ist aber 
kein Grund für ein Verbot oder für Auflagen. Verboten wer-
den darf eine Demonstration nur, wenn durch sie die öffentli-
che Sicherheit oder Ordnung unmittelbar gefährdet ist. 

Besonders umstritten waren die Grenzen der Versamm-
lungsfreiheit zu Beginn der Coronavirus-Pandemie. Die 
Corona-Verordnungen der Länder verboten zum Schutz 
der Gesundheit und um den Zusammenbruch des Gesund-
heitswesens zu verhindern durchweg Ansammlungen, auch 
unter freiem Himmel. Protestaktionen und Demonstratio-
nen wurden deshalb anfangs ganz überwiegend verboten 
– auch Aktionen und Demonstrationen gegen die Corona-
Schutzmaßnahmen und gegen die Demonstrationsverbote 
selbst. Für viele Gegnerinnen und Gegner der Pandemie-
bedingten Einschränkungen entstand so der Eindruck, ihre 
Meinungsäußerung solle unterdrückt werden. Die ersten 
Entscheidungen, mit denen das Bundesverfassungsgericht 
Anti-Corona-Maßnahmen für verfassungswidrig erklärte, 
bezogen sich denn auch auf diese Demonstrationsverbo-
te, während andere Einschränkungen ganz überwiegend 
nicht beanstandet wurden. Die Gerichte entschieden, dass 
auch unter Bedingungen der Pandemie über jeden Einzel-
fall entschieden werden müsse. Die Bundesländer passten 
danach ihre Verordnungen an und verlangten bei Anmel-
dungen Hygienekonzepte, insbesondere mit Obergrenzen, 
Abstandsregeln und Maskenpflicht. Trotzdem blieb in der 
Folge vieles umstritten. Das lag auch daran, dass bei solchen 
Demonstrationen immer wieder Auflagen verletzt wurden. 
Mit der nichtzutreffenden Behauptung, die Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit würde generell verletzt, versuchten 
sich Organisatorinnen und Organisatoren teilweise dem 
Versammlungsrecht zu entziehen, indem sie zum Beispiel zu 
„Spaziergängen“ aufriefen oder in nicht angemeldeten Ver-
sammlungen versuchten, auf Politikerinnen und Politiker in 
ihrem persönlichen Umfeld Druck auszuüben. 

Nach dem Überfall der Hamas auf Israel und dem fol-
genden Krieg im Gazastreifen wurde ebenfalls teilweise der 
Vorwurf laut, Behörden würden bestimmte Meinungen 
unterdrücken. Vielfach wurden in den ersten Tagen pro- 
palästinensische Demonstrationen mit der Begründung 
verboten, dass dort Straftaten zu erwarten seien. Solche 
Prognosen treffen Behörden und Gerichte auch nach den 
Erfahrungen mit den Anmeldern der Demonstrationen bei 
früheren Gelegenheiten. In manchen Bundesländern, etwa 
in Berlin, sieht das Gesetz auch vor, dass Demonstrationen 

verboten werden können, wenn zu Hass gegen eine ethni-
sche oder nationale Gruppe aufgestachelt wird. In jedem Fall 
genügt nicht einfach die Straftaten-Prognose. Das Verbot 
muss immer das letzte Mittel sein, wenn Auflagen oder Ver-
haftungen während der Demonstration nicht genügen. Auch 
hier geht es also wieder um die Frage, ob die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung unmittelbar gefährdet ist. Gerichte in 
Deutschland sehen das immer wieder unterschiedlich. Da-
bei spielt die Frage eine Rolle, ob die Gefahr zum Beispiel von 
volksverhetzenden Äußerungen als solche ein Verbot tragen 
kann. Es geht auch um das erwartete Ausmaß von Gewalt. 
Problematisch werden solche Verbote, wenn der Eindruck 
entsteht, dass auch friedliche Demonstrationen für ein An-
liegen kaum noch möglich sind, weil die Gefahr besteht, dass 
Einzelne die Grenzen überschreiten.

Im Fall von rechtsextremen Demonstrationen hat das 
Bundesverfassungsgericht selbst seine Rechtsprechung ge-
ändert, nach einer Intervention des Gesetzgebers. Schon 
länger hatten einzelne Gerichte wie das Oberverwaltungsge-
richt Münster die Ansicht vertreten, solche Demonstrationen 
könnten schon wegen des rechtsextremen Gedankengutes 
verboten werden, das darin zum Ausdruck kommen sollte. 
Denn dabei handle es sich nicht einfach um missliebige Mei-
nungen von Andersdenkenden. Stattdessen gehe es um An-
schauungen, die mit grundgesetzlichen Wertvorstellungen 
schlechterdings unvereinbar seien. Das rechtfertige es, bezo-
gen und beschränkt auf dieses Gedankengut, die Freiheit der 
Meinungsäußerung inhaltlich zu begrenzen. 

Das Bundesverfassungsgericht sah das anders. 2004 ent-
schied der Senat sinngemäß: Mit welchen Mitteln sich die 
Demokratie wehrhaft zeigt, sei im Grundgesetz abschlie-
ßend geregelt. Zusätzliche Grundrechtseinschränkungen 
könne ein Gericht deshalb nicht aus der Verfassung ableiten. 
Rechtsextreme Demonstrationen konnten demnach also nur 
dann verboten oder mit Auflagen belegt werden, wenn das 
auch für Versammlungen mit anderen Inhalten galt. Aufla-
gen waren und sind trotzdem möglich. Sei es, dass – so die 
Kammer – wegen der provokativen Wirkung eine solche 
Demonstration nicht am Holocaust-Gedenktag stattfinden 
darf, sei es, dass als einschüchternd wahrgenommene Insig-
nien wie Springerstiefel unter bestimmten Umständen ver-
boten werden können. 

Nicht nur dem Oberverwaltungsgericht in Münster, auch 
anderen Juristinnen und Juristen und einigen Politikerinnen 
und Politikern ging dieser Schutz der Demonstrationsfreiheit 
zu weit. 2005 fürchteten Angehörige fast aller Fraktionen, am 
8. Mai, 60 Jahre nach Kriegsende, würden Neonazis durch das 
Brandenburger Tor marschieren oder vorbei am Denkmal für 
die ermordeten Juden Europas. Auch die jährlich wiederkeh-
renden Demonstrationen in Wunsiedel zum Gedenken an 
Hitlers Stellvertreter Rudolf Heß bestimmten die Diskussion. 

Mit den Stimmen der rot-grünen Koalitionsfraktionen 
und der oppositionellen CDU/CSU verschärfte der Gesetzge-
ber das Versammlungsrecht und den Volksverhetzungspara-
graphen 130 des Strafgesetzbuches. Haft bis zu drei Jahren 
droht seither denjenigen, die in einer die Würde der Opfer 
verletzenden Weise öffentlich oder in einer Versammlung 
die nationalsozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft 
billigen, verherrlichen oder rechtfertigen. 2005 wurde das 
Verbot einer Demonstration in Wunsiedel damit begründet, 
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Ob eine Versammlung innerhalb der 
Grenzen der Versammlungs freiheit verläuft, 

ist immer neu zu bestimmen. Hier wird 
das Dorf Lützerath durch Einsatzkräfte der 

Polizei geräumt, weil sich Aktivistinnen 
und Aktivisten zuvor in Baumkronen und 

leerstehenden Häusern verschanzt haben. 
Sie wollen verhindern, dass der Ort abge­

baggert wird. Lützerath, 11. Januar 2023

Die einzelnen Grundrechte

dass durch die Verherrlichung von Rudolf Heß Straftaten 
nach dem 2005 geänderten Volksverhetzungsparagraphen 
zu erwarten seien. Nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts von 2004 wäre das verfassungsrechtlich 
problematisch gewesen. 

Auf eine Verfassungsbeschwerde hin urteilte das Gericht 
aber 2009: Es handelt sich bei der Strafvorschrift zwar tat-
sächlich nicht um ein allgemeines Gesetz, wie es das Grund-
gesetz bei Einschränkungen der Meinungsfreiheit an sich 
verlangt. Denn es stellt nicht allgemein die Verherrlichung 
totalitärer Willkürregime unter Strafe, sondern allein Äuße-
rungen mit Bezug zum Nationalsozialismus. 

Aber da sich das Grundgesetz gegen den Nationalsozialis-
mus wende, vor dem Hintergrund der deutschen Geschichte, 
sei die Norm trotzdem verfassungskonform; geschützt werde 
der öffentliche Frieden. Die Befürwortung der NS-Herrschaft 
sei in Deutschland ein Angriff auf die Identität des Gemein-
wesens nach innen mit friedensbedrohendem Potenzial. Dies 
könne nicht zuletzt auch im Ausland tiefgreifende Beunruhi-
gung auslösen. Die Richterinnen und Richter übernahmen 
also zu Teilen die Auffassung ihrer früheren Kritiker. 

Gudula Geuther 

Im Zuge der Corona­Schutzmaßnahmen werden Ansammlungen – auch 
unter freiem Himmel – verboten. Das Bundesverfassungsgericht erklärt diese 
Demonstrationsverbote im Nachhinein für verfassungswidrig. Demonstration 
gegen Schulschließungen in München, 2021

Demonstrationen können aber auch innerhalb der Grenzen der Versammlungs­
freiheit verlaufen, wie hier im Januar 2024 in München. Ca. 300 000 Menschen 
demonstrieren gegen Rechtsextremismus nach Berichten über ein Treffen von 
Rechtsextremen im November 2023, an dem AfD­Politiker sowie einzelne Mit­
glieder der CDU und der Werteunion teilgenommen hatten. 
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Unter Religionsgemeinschaften im Sinne von Art. 7 Abs. 3 
Satz 1 GG sind zunächst die beiden großen christlichen Konfes-
sionskirchen zu verstehen, andere sind jedoch dadurch nicht 
ausgeschlossen. Es wird allerdings gefordert, dass eine Reli-
gionsgemeinschaft, die sich auf Art. 7 Abs. 3 Satz 1 GG beruft, ein 
Minimum an Organisationsstruktur aufweist und eine allseitige 
Aufgabenerfüllung für die Identität der Glaubensgemeinschaft 
leistet. Da bislang nur wenige islamische Religionsgemein-
schaften diese Voraussetzungen erfüllen, gibt es bisher neben 
einzelnen Pilotprojekten, einen islamischen Religionsunterricht 
nur in wenigen Ländern. So wird etwa in Hessen ein bekennt-
nisorientierter Religionsunterricht auf der Grundlage von Art. 
7 Abs. 3 GG in Kooperation mit zwei Religionsgemeinschaften 
angeboten. 

Art. 7 Abs. 4 GG beinhaltet das Grundrecht, Privatschulen er-
richten zu dürfen. Es besteht also kein staatliches Schulmonopol. 
Die Errichtung von Privatschulen steht jedoch teilweise unter 
einem Genehmigungsvorbehalt: Soll die Privatschule eine staat-
liche Schule ersetzen (Ersatzschule), müssen bestimmte Voraus-
setzungen erfüllt sein. Insbesondere darf die Schule mit ihren 
Lehrzielen und Einrichtungen sowie der Ausbildung der Lehr-
kräfte den öffentlichen Schulen nicht nachstehen. Ist dies ge-
währleistet, wird mit dem Besuch dieser Schule auch die Schul-
pflicht erfüllt. Ergänzungsschulen, deren Besuch nicht unter die 
Schulpflicht fällt, unterliegen diesen Beschränkungen nicht. 

Versammlungsfreiheit 

Artikel 8 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder 
Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln. 
(2) Für Versammlungen unter freiem Himmel kann dieses Recht 
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes beschränkt werden. 

Die freie Entfaltung der Persönlichkeit ist nicht nur auf die 
Privatsphäre oder die Meinungsäußerung beschränkt, sie kann 
auch in Gemeinschaft stattfinden. Diesen Bereich schützt Art. 8 
Abs. 1 GG. Versammlung wird dabei als Ausdruck gemeinschaft-
licher, auf Kommunikation angelegter Entfaltung verstanden. 
Im Unterschied dazu fallen bloße Menschenansammlungen auf 
Volksfesten, bei Konzerten oder Kinovorführungen nicht unter 

den Schutz der Versammlungsfreiheit. Ausschlaggebend ist 
vielmehr die innere Verbindung der Teilnehmenden zu einem 
gemeinsamen Handeln. Der gemeinsame „Zweck“ kann, muss 
aber nicht zwangsläufig die Äußerung einer Meinung sein – 
dann spricht man von einer Demonstration. 

Nicht von der Versammlungsfreiheit geschützt ist dagegen 
die Teilnahme an einer Versammlung, um diese zu stören oder 
zu beenden. Eine „Gegendemonstration“, mit der die Teilneh-
menden bekunden wollen, dass sie mit den von der ursprüng-
lichen Demonstration verfolgten Zielen nicht einverstanden 
sind, ist aber wiederum wie jede andere Versammlung von dem 
Grundrecht geschützt. 

Nach Art. 8 Abs. 2 GG kann das Grundrecht für Versammlun-
gen unter freiem Himmel gesetzlich beschränkt werden. Dies 
darf jedoch nicht beliebig geschehen. Beispiel: Das Versamm-
lungsgesetz vom 15. November 1978 sah in § 14 vor, dass Ver-
sammlungen unter freiem Himmel spätestens 48 Stunden vor 
der Bekanntgabe anzumelden sind. Wurde diese Bestimmung 
nicht eingehalten, konnte die Versammlung nach § 15 Abs. 2 Ver-
sammlungsgesetz aufgelöst werden. 

Widersprach diese Regelung nicht Art. 8 Abs. 1 GG, der aus-
drücklich besagt, dass alle Deutschen das Recht haben, sich ohne 
Anmeldung und Erlaubnis versammeln zu dürfen? Das Bundes-
verfassungsgericht entschied, dass die Anmeldepflicht keine un-
verhältnismäßige Beschränkung sei, solange die Verletzung dieser 
Verpflichtung nicht automatisch zu einer Auflösung der Demons-
tration führe. Für „Spontandemonstrationen“ bestehe keine An-
meldungspflicht. Die Vorschriften des Versammlungsgesetzes, die 
im Übrigen die Auflösung nicht angemeldeter Versammlungen 
nicht zwingend vorsahen, träten insoweit hinter das Grundrecht 
aus Art. 8 Abs. 1 GG zurück. 

Vereinigungsfreiheit 

Artikel 9 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften 
zu bilden. 
(2) Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Straf-
gesetzen zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungsmä-
ßige Ordnung oder gegen den Gedanken der Völkerverständi-
gung richten, sind verboten. 
(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirt-
schaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann 
und für alle Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses Recht ein-
schränken oder zu behindern suchen, sind nichtig, hierauf ge-
richtete Maßnahmen sind rechtswidrig. Maßnahmen nach den 
Artikeln 12a, 35 Abs. 2 und 3, Artikel 87a Abs. 4 und Artikel 91 
dürfen sich nicht gegen Arbeitskämpfe richten, die zur Wahrung 
und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen von 
Vereinigungen im Sinne des Satzes 1 geführt werden. 

Art. 9 Abs. 1 GG garantiert die Vereinigungsfreiheit. Das 
Grundrecht ähnelt der Versammlungsfreiheit insoweit, als beide 
Grundrechte die Gemeinschaft von Menschen betreffen. Art. 9 
Abs. 1 GG hat zwei Funktionen: Zum einen wird das Recht des 
und der Einzelnen geschützt, sich mit anderen zusammenzu-
schließen, in bestehende Vereine einzutreten, aber auch diesen 
fern zu bleiben. Zum anderen sind diese Vereinigungen selbst 
in ihrem Bestand und ihrer Funktionsfähigkeit vor staatlichen 
Übergriffen geschützt. Lediglich solche Vereine, die sich zu 
einem strafbaren Zweck gebildet haben, und Vereine, die sich 
gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder den Gedanken der 
Völkerverständigung richten, können sich nicht auf den Schutz 

Demonstrierende der Eisenbahn­ und Verkehrsgewerkschaft (EVG) stehen 2023 mit 
Plakaten vor dem Hauptbahnhof in Bremen. Mit einem großangelegten bundeswei­
ten Warnstreik haben die Gewerkschaften EVG und Verdi weite Teile des öffentlichen 
Verkehrs lahmgelegt – gesetzlich legitimiert durch die Vereinigungsfreiheit. 
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der Vereinigungsfreiheit berufen. Solche Vereinigungen sind 
nach Art. 9 Abs. 2 GG verboten. 

Art. 9 Abs. 3 GG schützt Vereinigungen mit einem besonde-
ren Zweck, nämlich um die Arbeits- und Wirtschaftsbedingun-
gen zu wahren. Damit sind im Wesentlichen die Gewerkschaf-
ten und die Arbeitgeberverbände gemeint. Auch hier sind die 
Bildung solcher Vereinigungen und ihre Existenz geschützt. Zu-
gleich werden diese Vereinigungen vor Eingriffen in ihre „spezi-
fisch koalitionsmäßige Betätigung“ geschützt. Damit ist insbe-
sondere ihre Befugnis zum Aushandeln von Tarifverträgen, die 
sogenannte Tarifautonomie, gemeint. 

Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis

Artikel 10 
(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis 
sind unverletzlich. 
(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes an-
geordnet werden. Dient die Beschränkung dem Schutze der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung oder des Bestandes 
oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann das 
Gesetz bestimmen, dass sie den Betroffenen nicht mitgeteilt 
wird und dass an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung 
durch von der Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane 
tritt. 

Menschen sind auf Kommunikation miteinander angewiesen 
und nutzen dazu oft Hilfsmittel – seien es Briefe, Telefone oder 
Angebote der modernen Telekommunikation wie E-Mails oder 
die Internet-Telefonie und soziale Medien. Allen Kommunika-
tionsmitteln ist eines gemeinsam: Dritte können auf den Kom-
munikationsvorgang zugreifen. Die vertrauliche Kommunika-
tion wird dann von Personen zur Kenntnis genommen, für die 
sie nicht bestimmt ist. Briefe können auf dem Beförderungsweg 
gelesen werden, Telefonanrufe können mitgehört oder E-Mails 
gelesen werden, ohne dass die absendende oder die empfangen-
de Person dies erkennen kann. 

In der Vergangenheit waren die wichtigsten Erbringer von 
Postdienstleistungen staatliche Unternehmen. Staatliche Ein-
griffe in den Post- und Telekommunikationsbereich wären daher 
ein Leichtes gewesen, wenn nicht Art. 10 Abs. 1 GG die Unver-
letzlichkeit des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses vorge-
schrieben hätte. 

Das Grundrecht entfaltet seine Wirkung in allen Bereichen 
der Kommunikation über Distanzen in gleicher Weise: Der Über-
mittlungsvorgang wird geschützt. Die Bürgerinnen und Bürger 
sollen sich sicher sein, dass ihre Briefe, Telefonate und E-Mails 
grundsätzlich ohne eine Kenntnisnahme des Staates oder an-
derer Personen als den empfangenden übermittelt werden. Ge-
schützt sind dabei nicht nur die Inhalte, sondern auch die Um-
stände der Kommunikation, also wer mit wem telefoniert hat, 
wer an wen Briefe geschickt hat und wann dies geschehen ist. 

Umstritten ist in diesem Zusammenhang die sogenannte Vor-
ratsdatenspeicherung von Telekommunikations-Verbindungs-
daten. Dabei geht es nicht um die Inhalte der Kommunikation, 
sondern darum, wer wann von wo mit wem Kontakt hatte. 
Mehrfach haben Gerichte deutlich gemacht, dass auch solche 
Verbindungsdaten nur in engen Grenzen anlasslos gespeichert 
werden dürfen. Eine EU-Richtlinie von 2006 verlangte, dass die 
Anbieter von Telekommunikations-Dienstleistungen verpflich-
tet werden, diese Verbindungsdaten von Festnetztelefonie,  
Mobilfunk, E-Mail, SMS, MMS, Fax und Internetdiensten min-
destens sechs Monate lang zu speichern. In Deutschland sollte 

das mit einem Gesetz aus dem Jahr 2007 vorgeschrieben wer-
den. 

Ca. 350 000 Bürgerinnen und Bürger unterstützten Verfas-
sungsbeschwerden gegen das Gesetz. Das Bundesverfassungs-
gericht gab ihnen 2010 Recht. So äußerte es sich in seinem Urteil 
vom 2. März: „Die verfassungsrechtliche Unbedenklichkeit einer 
vorsorglich anlasslosen Speicherung der Telekommunikations-
verkehrsdaten setzt voraus, dass diese eine Ausnahme bleibt. 
Dass die Freiheitswahrnehmung der Bürger nicht total erfasst 
und registriert werden darf, gehört zur verfassungsrechtlichen 
Identität der Bundesrepublik Deutschland, für deren Wahrung 
sich die Bundesrepublik in europäischen und internationalen 
Zusammenhängen einsetzen muss. Durch eine vorsorgliche 
Speicherung der Telekommunikationsverkehrsdaten wird der 
Spielraum für weitere anlasslose Datensammlungen auch über 
den Weg der Europäischen Union erheblich geringer.“ 

Allerdings sagten die Richterinnen und Richter nicht, dass die 
Vorratsdatenspeicherung als solche, wie sie die EU-Richtlinie 
verlangt, verfassungswidrig wäre. Was der deutsche Gesetzge-
ber daraus gemacht habe, verstoße aber gegen das Fernmelde-
geheimnis. Wenn so umfangreich Daten gespeichert würden, 
müsse der Gesetzgeber für einen besseren Schutz dieser Daten 
sorgen und näher eingrenzen, für was die Daten verwendet 
werden könnten. Solche Datensammlungen müssten die Aus-
nahme bleiben, bei der Vorratsdatenspeicherung handle es sich 
um einen „besonders schweren Eingriff mit einer Streubreite, 
wie sie die Rechtsordnung bisher nicht kennt.“ 

Vier Jahre später erklärte der Europäische Gerichtshof auch 
die zugrunde liegende Richtlinie für unvereinbar mit den Rech-
ten auf Privatsphäre und Schutz der personenbezogenen Daten 
aus der EU-Grundrechtecharta. Die Luxemburger Richterinnen 
und Richter befanden, die Richtlinie sei unverhältnismäßig um-
fassend, weil sie sich „ohne irgendeine Differenzierung, Ein-
schränkung oder Ausnahme anhand des Ziels der Bekämpfung 
schwerer Straftaten […] generell auf sämtliche Personen, elek-
tronische Kommunikationsmittel und Verkehrsdaten“ erstreckt 
und den Zugriff auf die gespeicherten Daten nur unzureichend 
einschränkt. Außerdem kritisierten auch die europäischen Rich-
terinnen und Richter, dass Vorgaben für den Schutz gegen Miss-
brauch fehlen. Nach langer innenpolitischer Diskussion erließ 
der deutsche Gesetzgeber trotzdem eine neue Regelung zur Vor-
ratsdatenspeicherung. Mehrere Bündnisse von Klagenden ha-
ben auch diese Neuregelung vor dem Bundesverfassungsgericht 
angegriffen. Sie argumentieren dabei unter anderem mit der 
Warnung der Verfassungsrichterinnen und -richter vor einer zu 
großen „Überwachungs-Gesamtbilanz“ aus dem früheren Urteil. 

Die einzelnen Grundrechte



48

Grundrechte

izpb | 359 2/2024

Umstritten ist auch der Umgang von in- und ausländischen 
Geheimdiensten mit solchen Verbindungsdaten. Das Gesetz 
unterscheidet hier zwischen Telekommunikationsvorgängen im 
Inland, die nur in engen Grenzen ausgewertet werden dürfen, 
solchen, die zwischen Deutschland und dem Ausland stattfin-
den und der Kommunikation von Ausland zu Ausland. 

Nachdem bekannt wurde, dass der US-Nachrichtendienst 
NSA massenhaft Verbindungsdaten auswertet, stieß dies teil-
weise auf massive Kritik. Vor allem durch die Arbeit des zu-
ständigen Untersuchungsausschusses des Bundestages wurde 
bekannt, dass der deutsche Auslandsgeheimdienst, der Bundes-
nachrichtendienst (BND), in Zusammenarbeit mit befreundeten 
ausländischen Diensten und auch allein solche Auslands-Aus-
lands-Kommunikation auswertet. Umstritten ist dabei unter 
anderem, wie weit dort der Schutz des Artikels 10 greift und ob 
die Kommunikation von Deutschen ausreichend ausgefiltert 
wird und werden kann. Das Bundesverfassungsgericht war da-
raufhin mit einer Verfassungsbeschwerde befasst, mit der die 
gesetzlichen Befugnisse des BND zur Überwachung von im Aus-
land befindlichen Ausländerinnen und Ausländern angegriffen 
wurden. Mit seinem Urteil vom 19. Mai 2020 (1 BvR 2835/17) 
hob das Gericht verschiedene Befugnisse zur Überwachung des 
Telekommunikationsverkehrs im Ausland auf. Zur Begründung 
führte es aus, dass die Bindung der deutschen Staatsgewalt an 
die Grundrechte nicht auf das deutsche Staatsgebiet begrenzt 
ist. Die Auslandsüberwachung sei grundsätzlich mit Art. 10 Abs. 
1 GG vereinbar, jedoch seien die Anforderungen des Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatzes zu beachten. 

Da sich der Schutz auf den Kommunikationsvorgang selbst 
beschränkt, bedeutet das aber auch, dass dann, wenn der Über-
mittlungsvorgang abgeschlossen ist, also etwa der geöffnete 
Brief auf dem Schreibtisch liegt oder die gelesene E-Mail gespei-
chert wird, Artikel 10 GG keinen Schutz mehr bietet. Der Schutz 
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses wirkt jedoch nicht 
uneingeschränkt. Zwar spricht Art. 10 Abs. 1 GG von der Unver-
letzlichkeit des Grundrechts, aus Abs. 2 Satz 1 ergibt sich jedoch, 
dass Beschränkungen zulässig sind. Diese dürfen nur „auf Grund 
eines Gesetzes“ angeordnet werden, Verwaltungsanordnungen 
und Ähnliches genügen also grundsätzlich nicht. Allerdings darf 
ein Eingriff in das Grundrecht (etwa durch eine Telefonüber-
wachung) nie zu einer Verletzung des Kernbereichs privater  
Lebensgestaltung führen (siehe Artikel 13). 

Beispiel: In den 1960er-Jahren schrieb ein Strafgefangener 
einen Brief an eine Gefangenenorganisation, in dem er sich über 
die Verhältnisse in der Justizvollzugsanstalt beschwerte und 
sich abfällig über den Anstaltsleiter äußerte. Dieser Brief wurde 
von der Anstaltsverwaltung angehalten. Grundlage hierfür war 
eine Verwaltungsanordnung, ein Strafvollzugsgesetz gab es da-
mals noch nicht. Das Bundesverfassungsgericht stellte fest, dass 
es entgegen Art. 10 Abs. 2 Satz 1 GG kein Gesetz gab, welches 
die Postüberwachung bei Strafgefangenen regelte. Diesen Zu-
stand hielt es nur für eine Übergangsfrist für hinnehmbar, der 
Gesetzgeber wurde also zur Schaffung einer Rechtsgrundlage 
aufgefordert, wobei sich für die Gefangenen kurzfristig nichts 
änderte. 

Art. 10 Abs. 1 GG schützt mittelbar aber ebenso vor Eingriffen 
durch Private. Dies ist auch deshalb wichtig, weil mittlerweile 
die Übermittlungsvorgänge regelmäßig von privaten Unter-
nehmen erbracht werden. Insoweit muss der Staat die Bürgerin-
nen und Bürger auch vor Eingriffen durch diese Unternehmen 
schützen. Gleichzeitig ist es ihm nicht erlaubt, für seine Zwecke 
auf diese Privaten zuzugreifen, um dadurch ihm auferlegte Be-
schränkungen zu umgehen. 

Freizügigkeit 

Artikel 11 
(1) Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet. 
(2) Dieses Recht darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines 
Gesetzes und nur für die Fälle eingeschränkt werden, in denen 
eine ausreichende Lebensgrundlage nicht vorhanden ist und 
der Allgemeinheit daraus besondere Lasten entstehen würden 
oder in denen es zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den 
Bestand oder die freiheitliche demokratische Grundordnung des 
Bundes oder eines Landes, zur Bekämpfung von Seuchengefahr, 
Naturkatastrophen oder besonders schweren Unglücksfällen, 
zum Schutze der Jugend vor Verwahrlosung oder um strafbaren 
Handlungen vorzubeugen, erforderlich ist. 

Mit der in Artikel 11 GG geregelten Freizügigkeit ist die Freiheit 
gemeint, an jedem Ort in der Bundesrepublik Deutschland Auf-
enthalt oder Wohnsitz nehmen zu können. Nicht erfasst ist das 
Recht auf Auswanderung oder Ausreise aus dem Bundesgebiet. 
Die Einreise oder Einwanderung von Deutschen in das Bundes-
gebiet ist jedoch von Artikel 11 GG geschützt. Kurz gefasst könnte 
man sagen, das Ende der „Reise“ muss im Gebiet der Bundesre-
publik Deutschland liegen. Das Grundrecht steht nur Deutschen 
zu, nicht jedoch Ausländerinnen und Ausländern. Mit Aufent-
halt ist ein vorübergehendes Verweilen an einem Ort gemeint, 
wie etwa bei einem Urlaub. Wohnsitznahme ist demgegenüber 
die ständige Niederlassung an einem Ort. Von diesem Inhalt 
ausgehend, mutet der in Absatz 2 geregelte Gesetzesvorbehalt 
angesichts einer immer mobiler werdenden Gesellschaft etwas 
antiquiert an: Dort ist unter anderem von nicht ausreichender 
Lebensgrundlage sowie den daraus entstehenden besonderen 
Lasten für die Allgemeinheit die Rede. Die Regelung versteht 
sich in erster Linie vor dem Hintergrund der Nachkriegsverhält-
nisse, als eine Vielzahl von Menschen von Evakuierung, Flucht 
und Vertreibung betroffen waren, kann aber auch heute noch 
von Bedeutung sein: So sah beispielsweise das Wohnortzuwei-
sungsgesetz zwischen 1996 und 2009 vor, dass Spätaussiedelnde  
für eine begrenzte Zeit nur Sozialhilfeleistungen erhielten, wenn 
sie an dem ihnen zugewiesenen Ort Wohnsitz nahmen. Das 
Bundesverfassungsgericht sah darin eine Beeinträchtigung der 
Freizügigkeit, die es aber für gerechtfertigt hielt: angesichts 
eines Zuzugs von drei Millionen Aussiedelnden und Spätaus-
siedelnden in die Bundesrepublik Deutschland seit 1987 sei die 
Regelung geeignet, die hierdurch entstehenden Belastungen 
gleichmäßig auf alle Gemeinden zu verteilen. Eine ähnliche Re-
gelung erließ die Große Koalition nach dem Zuzug vieler Flüch-
tenden 2016 für anerkannte Asylbewerberinnen und -bewerber. 
Der Europäische Gerichtshof, der für die deutschen Spätaussie-
delnden nicht zuständig war, hat hier engere Grenzen aufge-
zeigt: Solche Regelungen sind demnach nur dann möglich, wenn 
sie der Integration der Menschen dienen. 

Berufsfreiheit 

Artikel 12 
(1) Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Aus-
bildungsstätte frei zu wählen. Die Berufsausübung kann durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes geregelt werden. 
(2) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwungen wer-
den, außer im Rahmen einer herkömmlichen allgemeinen, für 
alle gleichen öffentlichen Dienstleistungspflicht. 
(3) Zwangsarbeit ist nur bei einer gerichtlich angeordneten Frei-
heitsentziehung zulässig. 
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 Der streitbare Apotheker 

Viele wesentliche Grundrechtsentwicklungen gehen auf 
Verfassungsbeschwerden zurück, hinter denen erst einmal 
nicht mehr als die unmittelbare Betroffenheit derjenigen 
steht, die Verfassungsbeschwerde einlegen. So war es zum 
Beispiel bei der grundlegenden Entscheidung zur Berufs-
freiheit: Der Apotheker Karl-Heinz Röber war aus der DDR 
nach Bayern geflohen. Dort wollte er in den 1950er-Jahren 
eine Apotheke aufmachen. Er sah sich um und fand – wie er 
meinte – einen geeigneten Ort und einen Architekten, der 
ihm helfen wollte. Nur die Apothekenbetriebserlaubnis be-
kam er nicht. Es gebe genug Apotheken in der Umgebung, 
hieß es. Bei einer Überversorgung bestünde die Gefahr, dass 
er unbefugt Arzneimittel abgeben würde. Karl-Heinz Röber 
kaufte sich eine bayerische Verfassung und ein Grundge-
setz und sagte: „Das hört sich anders an“. Vor dem Bundes-
verfassungsgericht hatte er Erfolg. Die Apotheke konnte er 
sich zwar schließlich doch nicht leisten. Artikel 12 aber sieht 
seit seiner Verfassungsbeschwerde anders aus als zuvor: Die 
Unterscheidung zwischen subjektiven und objektiven Zu-
lassungsvoraussetzungen und Eingriffen in die Berufsaus-
übungsfreiheit geht auf die Apotheker-Entscheidung zurück. 

Gudula Geuther 

 
Leistungsrechte und Staatsziele 

Wer die formalen Voraussetzungen erfüllt, also zum Beispiel 
Abitur hat, kann an sich einen Studienplatz verlangen. Das 
folgt aus der Berufsfreiheit. Das heißt aber nicht, dass der 
Staat unbegrenzt Plätze in allen Fächern zur Verfügung stel-
len muss. Sehr früh begannen Bundesländer und Universitä-
ten aus Kosten- und Kapazitätsgründen höhere Hürden auf-
zustellen, zum Beispiel für diejenigen, die Medizin studieren 
wollten. Das Bundesverfassungsgericht verlangte 1972, dass 
die Vergabe solcher Studienplätze mit beschränktem Zugang 
bundesweit koordiniert wird. 
Bekannt ist dieses sogenannte erste Numerus-clausus-Ur-
teil des Bundesverfassungsgerichts aber vor allem, weil 
die Richterinnen und Richter sich dort Gedanken darüber 
gemacht haben, ob aus dem Recht auf Berufsfreiheit nicht 
auch die Pflicht des Staates folgt, eine bestimmte Anzahl von 
Studienplätzen zu schaffen. Das schlossen die Richterinnen 
und Richter in dem Urteil zwar nicht aus. Gleichzeitig aber 
begrenzten sie den Anspruch auf das, „was der Einzelne ver-
nünftigerweise von der Gesellschaft beanspruchen kann“. 
Nur wenn dieser Anspruch evident verletzt ist, kann der 
oder die Einzelne klagen. 
Das Gericht kam auf diesen Gedanken nicht wieder zurück, 
Klagen auf Schaffung neuer Studienplätze hatten keinen 
Erfolg. Trotzdem werden seitdem vermehrt sogenannte 
Leistungsrechte oder auch Teilhaberechte diskutiert. Kann 
also der oder die Einzelne vom Staat nicht nur verlangen, in 
Ruhe gelassen zu werden (Abwehrrechte), sondern darüber 
hinaus unmittelbar aus den Grundrechten fordern, etwas 
zu bekommen? Nach der Konzeption des Grundgesetzes ist 
das nur sehr selten der Fall. Beispiele sind Rundfunkanstal-
ten und Privatschulen, die als Institutionen Unterstützung 
verlangen können. Ein Recht des oder in diesem Fall der 

Einzelnen auf staatliche Leistung ergibt sich für Mütter aus 
dem Anspruch auf Schutz und Fürsorge in Artikel 6 Absatz 4. 
Wie dieser Schutz allerdings aussieht, ist nicht genau defi-
niert. Echte Leistungsrechte gibt es also kaum. Trotzdem 
kann eine Einzelperson oft konkrete staatliche Zuwendun-
gen verlangen – immer dann, wenn der Staat überhaupt 
etwas gewährt. Denn dabei muss er gerecht sein. Wer also 
zum Beispiel glaubt, er habe zu Unrecht keinen Studienplatz 
bekommen, obwohl er mindestens so gute Voraussetzungen 
habe wie andere, die berücksichtigt wurden, kann sich auf 
das Gleichheitsrecht in Artikel 3 berufen. Er kann also – auch 
vor Gericht – verlangen, dass er so behandelt wird wie an-
dere. 
Dass das Grundgesetz so zurückhaltend dabei ist, staatliche 
Leistungen zu versprechen, hat mehrere Gründe: Die Grund-
rechte sollen unmittelbar wirken und dem oder der Einzel-
nen einklagbare Rechte verschaffen. Das kann aber bei staat-
lichen Leistungen nicht funktionieren: Die Mittel des Staates 
sind begrenzt; wie viel er geben kann, ändert sich außerdem 
ständig. Damit würde die Entscheidung über staatliche Leis-
tungen statt vom Gesetzgeber von dafür weniger legitimier-
ten Richterinnen und Richtern getroffen. Je mehr die Grund-
rechte außerdem versprechen, ohne es einlösen zu können, 
desto mehr werden sie entwertet. 
Das ist auch der Grund, warum das Grundgesetz – anders 
als die Weimarer Verfassung, anders als die Verfassung der 
DDR und auch viele aktuelle Landesverfassungen – keine 
sozialen Grundrechte vorsieht. Solche sozialen Grundrechte  
können ganz unterschiedlich aussehen. Klassischerweise 
versteht man darunter Rechte wie das auf Arbeit oder Woh-
nung. Während gegnerische Stimmen anführen, damit wür-
den Hoffnungen geweckt, die der Staat nicht erfüllen kann, 
argumentieren befürwortende Stimmen anders: Ein Recht 
auf Arbeit zum Beispiel soll demnach gar kein konkretes Ver-
sprechen sein. Es soll den Staat aber verpflichten, für mög-
lichst viele Arbeitsplätze zu sorgen und die Einzelperson bei 
der Suche unterstützen. So steht es zum Beispiel in der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union. Diskutiert wur-
den solche sozialen Grundrechte in Deutschland vor allem 
bei den Überlegungen zu Verfassungsänderungen nach der 
Wiedervereinigung. Die Befürwortenden konnten sich aber 
nicht durchsetzen. 
Ein ähnlicher Gedanke wie hinter den sozialen Grundrech-
ten – verstanden als Pflicht des Staates, auf ihre Verwirkli-
chung hinzuwirken – steckt hinter den Staatszielen. Unter 
den vielen Aufgaben des Staates heben sie einzelne hervor. 
Diese müssen Gesetzgeber, Gerichte und Verwaltung dann 
bei ihren Entscheidungen besonders beachten. Beispiele im 
Grundgesetz sind das Sozialstaatsgebot in Artikel 20 oder 
neuerdings der Schutz von natürlichen Lebensgrundlagen 
oder der Tiere in Artikel 20a. Derzeit fordern manche, zum 
Beispiel die Förderung von Sport oder Kultur als Staatsziel 
in die Verfassung zu schreiben. Von den Grundrechten des 
Grundgesetzes unterscheiden sich auch solche Ziele – wie 
die sozialen Grundrechte – vor allem dadurch, dass sie der 
Einzelperson keine konkreten Ansprüche geben, die sie 
durchsetzen könnte. 

Gudula Geuther 
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Die Berufsfreiheit betrifft einen sehr wesentlichen Lebens-
bereich: Menschen ergreifen einen Beruf, um sich eine Lebens-
grundlage zu schaffen; um das Geld zu verdienen, das sie für sich 
und ihre Familie benötigen. Andererseits erfolgt die Wahl eines 
bestimmten Berufs nicht allein „des Geldes wegen“, sondern 
auch aufgrund bestimmter Begabungen, Fähigkeiten und zur 
Selbstverwirklichung des Menschen. Schon die Entscheidung, 
welche Berufsausbildung oder welches Studium angestrebt wird,  
geht von der Überlegung aus, welcher Beruf den eigenen Fähig-
keiten und Interessen entspricht. Der Beruf ist also „Lebensgrund-
lage und Lebensaufgabe“ zugleich. Das Grundrecht schützt die 
freie Wahl eines bestimmten Berufs und seine Ausübung wie 
auch die Wahl eines bestimmten Arbeitsplatzes. Als Vorstufe 
der späteren Berufsausübung wird auch bereits die Wahl der 
Ausbildungsstätte geschützt. 

Wie kann es dann aber sein, dass beispielsweise der Zugang 
zu einem Studienplatz für Medizin einer Zulassungsbeschrän-
kung unterliegt? Wieso kann ich eine Autoreparaturwerkstatt 
nur dann eröffnen, wenn ich eine bestimmte Berufsausbildung 
abgeschlossen habe? Dass nicht die völlige, uneingeschränkte 
Freiheit der Berufsausübung vom Grundgesetz garantiert ist, 
lässt sich am Wortlaut des Artikels 12 GG erkennen: 

Wenn es dort heißt, dass die Berufsausübung durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, be-
deutet dies, dass jedenfalls die wesentlichen Regelungen über 
den Zugang und die Ausübung eines Berufes nur durch das Par-
lament entschieden werden können. Auch kann nicht nur, was 
der Wortlaut nahelegt, die Berufsausübung eingeschränkt wer-
den. Auch Regelungen über die Berufswahl sind möglich, denn 
Berufswahl und Berufsausübung sind untrennbar miteinander 
verbunden.

Grundsätzlich gilt: Je höher die Hürden für den Zugang und 
bei der Ausübung eines Berufes sind, desto gewichtiger müssen 
die Gründe sein, die der Gesetzgeber mit der Einschränkung ver-
folgt. Letztlich bedeutet dies, dass Einschränkungen am Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit zu messen sind (siehe S. 14). Sehr 
hohe Anforderungen im Hinblick auf die Rechtfertigung gibt es 
bei den sogenannten objektiven Zulassungsvoraussetzungen. 
Diese beruhen auf Kriterien, die weder mit den Eigenschaften 
der Betroffenen in Zusammenhang stehen noch von ihnen be-
einflusst werden können. Hierzu gehören etwa Regelungen, die 
den Zugang zu einem Beruf von einer Bedarfsprüfung abhän-
gig machen. Solche Regelungen sind nur zulässig, wenn sie zur 
„Abwehr nachweisbarer oder höchst wahrscheinlicher schwerer 
Gefahren für ein überragend wichtiges Gemeingut zwingend 
geboten“ sind. So entschied es das Bundesverfassungsgericht 
zuerst im Fall eines Apothekers, der ursprünglich keine Betriebs-
erlaubnis bekommen sollte, weil es schon mehrere Apotheken 
in der Umgebung gab (siehe S. 49). 

Nicht ganz so hoch sind die Anforderungen, wenn es um sub-
jektive Zulassungsvoraussetzungen geht. Damit sind Kriterien 
gemeint, welche persönliche Eigenschaften oder Fähigkeiten be-
treffen, also etwa die persönliche Zuverlässigkeit und die fach-
lichen Qualifikationen, die durch bestandene Prüfungen nach-
gewiesen werden müssen. Solche Einschränkungen sind nur 
gerechtfertigt, wenn die Ausübung des Berufs ohne die Erfül-
lung der Voraussetzungen unmöglich oder unsachgemäß wäre 
oder wenn sie Schäden für die Allgemeinheit mit sich brächte. 

Regelungen, die lediglich die Ausübung eines Berufs betreffen, 
sind wiederum unter weniger hohen Anforderungen zulässig. 
Für sie genügen vernünftige Gründe des Gemeinwohls. So recht-
fertigt es beispielsweise der Gesichtspunkt des Arbeitsschutzes, 
für den Einzelhandel Ladenöffnungszeiten vorzusehen. 

Art. 12 Abs. 2 und 3 GG enthalten das Verbot des Arbeits-
zwangs und der Zwangsarbeit. Arbeitszwang bedeutet nur die 
Verpflichtung zu einzelnen Tätigkeiten, Zwangsarbeit die Er-
bringung der gesamten Arbeitskraft der Betroffenen. Auch diese 
Vorschriften sind vor dem Hintergrund der massenhaften Ver-
pflichtung zu Zwangsarbeit im nationalsozialistischen Regime 
zu verstehen. Sie gelten allerdings nicht bei ehrenamtlichen Tä-
tigkeiten wie etwa dem Schöffendienst, dem Einsatz als Wahl-
helfer, Volkszählerin oder Feuerwehrmitglied. 

Wehrdienst- und andere Dienstverpflichtungen

Artikel 12a 
(1) Männer können vom vollendeten achtzehnten Lebensjahr an 
zum Dienst in den Streitkräften, im Bundesgrenzschutz oder in 
einem Zivilschutzverband verpflichtet werden. 
(2) Wer aus Gewissensgründen den Kriegsdienst mit der Waffe 
verweigert, kann zu einem Ersatzdienst verpflichtet werden. Die 
Dauer des Ersatzdienstes darf die Dauer des Wehrdienstes nicht 
übersteigen. Das Nähere regelt ein Gesetz, das die Freiheit der 
Gewissensentscheidung nicht beeinträchtigen darf und auch 
eine Möglichkeit des Ersatzdienstes vorsehen muss, die in kei-
nem Zusammenhang mit den Verbänden der Streitkräfte und 
des Bundesgrenzschutzes steht. 
(3) Wehrpflichtige, die nicht zu einem Dienst nach Absatz 1 oder 2 
herangezogen sind, können im Verteidigungsfalle durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes zu zivilen Dienstleistungen für 
Zwecke der Verteidigung einschließlich des Schutzes der Zivilbe-
völkerung in Arbeitsverhältnisse verpflichtet werden; Verpflich-
tungen in öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse sind nur zur 
Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben oder solcher hoheitlichen 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung, die nur in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis erfüllt werden können, zuläs-
sig. Arbeitsverhältnisse nach Satz 1 können bei den Streitkräften, 
im Bereich ihrer Versorgung sowie bei der öffentlichen Verwal-
tung begründet werden; Verpflichtungen in Arbeitsverhältnisse 
im Bereich der Versorgung der Zivilbevölkerung sind nur zuläs-
sig, um ihren lebensnotwendigen Bedarf zu decken oder ihren 
Schutz sicherzustellen. 
(4) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an zivilen Dienst-
leistungen im zivilen Sanitäts- und Heilwesen sowie in der 

Auf Ausbildungsmessen können sich Jugendliche über verschiedene Berufe und 
Ausbildungsplätze informieren. Auf der Messe „Forum Berufsstart“ präsentiert ein 
Auszubildender den Beruf Steinmetz, Erfurt 2022.
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ortsfesten militärischen Lazarettorganisation nicht auf freiwil-
liger Grundlage gedeckt werden, so können Frauen vom voll-
endeten achtzehnten bis zum vollendeten fünfundfünfzigsten 
Lebensjahr durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes zu der-
artigen Dienstleistungen herangezogen werden. Sie dürfen auf 
keinen Fall zum Dienst mit der Waffe verpflichtet werden. 
(5) Für die Zeit vor dem Verteidigungsfalle können Verpflich-
tungen nach Absatz 3 nur nach Maßgabe des Artikels 80a Abs. 1 
begründet werden. Zur Vorbereitung auf Dienstleistungen nach 
Absatz 3, für die besondere Kenntnisse oder Fertigkeiten erfor-
derlich sind, kann durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
die Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen zur Pflicht ge-
macht werden. Satz 1 findet insoweit keine Anwendung. 
(6) Kann im Verteidigungsfalle der Bedarf an Arbeitskräften für 
die in Absatz 3 Satz 2 genannten Bereiche auf freiwilliger Grund-
lage nicht gedeckt werden, so kann zur Sicherung dieses Bedarfs 
die Freiheit der Deutschen, die Ausübung eines Berufs oder den 
Arbeitsplatz aufzugeben, durch Gesetz oder auf Grund eines Ge-
setzes eingeschränkt werden. Vor Eintritt des Verteidigungsfal-
les gilt Absatz 5 Satz 1 entsprechend. 

Art. 12a Abs. 1 GG enthält eine Grundentscheidung für die 
Legitimität und Notwendigkeit einer militärischen Landesver-
teidigung. Danach kann eine Wehrpflicht eingeführt werden, 
es besteht jedoch keine Verpflichtung dazu. Die Wehrpflicht be-
stand von 1956 bis 2011. Sie wurde durch das Wehrrechtsände-
rungsgesetz 2011 zum 1. Juli 2011 ausgesetzt und ist seitdem nur 
noch für den Spannungs- und Verteidigungsfall vorgesehen. 

Der auch in Art. 12a Abs. 2 GG angesprochene Ersatzdienst hat 
daher nur für den Fall Bedeutung, dass die Wehrpflicht noch ein-
mal aktiviert wird. Hat ein Wehrpflichtiger von seinem Grund-
recht auf Kriegsdienstverweigerung aus Gewissensgründen aus 
Art. 4 Abs. 3 GG Gebrauch gemacht, folgt letztlich aus Art. 3 Abs. 
1 GG, dass eine Ersatzdienstpflicht geschaffen werden muss, 
damit für alle gleiche Pflichten gelten (sog. Wehrgerechtigkeit). 
Dabei ergibt sich aus Art. 12a Abs. 2 Satz 2 GG, dass kein unmit-
telbarer Funktionszusammenhang mit Aufgaben der Bundes-
wehr und des Bundesgrenzschutzes bestehen darf, das heißt, 
der Kriegsdienstverweigerer darf nicht zu Tätigkeiten gezwun-
gen werden, die letztlich doch zu einem Mitwirken beim Kriegs-
dienst führen können, wie etwa bei Tätigkeiten innerhalb der 
Bundeswehrverwaltung. 

In der Vergangenheit wurde die Ersatzdienstpflicht bis zur 
Aussetzung der Wehrpflicht im Jahre 2011 dadurch umgesetzt, 
dass anerkannte Kriegsdienstverweigerer als Ersatz für den 
Wehrdienst in der Regel den Zivildienst zu leisten hatten. Dort 
hatten sie Tätigkeiten zu verrichten, die dem Gemeinwohl dien-
ten, insbesondere im sozialen Bereich. Die Dienststellen für die 
Zivildienstleistenden mussten zuvor vom Bundesamt für den  
Zivildienst anerkannt worden sein. Mit der Aussetzung der 
Wehrpflicht wurde auch der Zivildienst zum 1. Juli 2011 ausge-
setzt und durch den Bundesfreiwilligendienst ersetzt, der die 
schon bestehenden Freiwilligendienste ergänzt.

In der aktuellen politischen Diskussion wird angesichts des 
russischen Angriffskriegs auf die Ukraine die Möglichkeit einer 
Wiedereinführung der Wehrpflicht, die ja nur ausgesetzt ist, dis-
kutiert. Ebenso wird davon unabhängig die Einführung einer all-
gemeinen sozialen zivilen Dienstpflicht für Frauen und Männer 
diskutiert. Dem wird jedoch entgegengehalten, dass die Einfüh-
rung neuer allgemeiner Dienstpflichten sowohl aus grundrechtli-
cher Sicht (Art. 12 Abs. 2 GG) wie auch aufgrund völkerrechtlicher 
Regelungen (Art. 4 Abs. 2 der Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte sowie Art. 8 Abs. 3 des Internationalen Paktes über 
bürgerliche und politische Rechte) unzulässig wäre. 

Unverletzlichkeit der Wohnung

Artikel 13 
(1) Die Wohnung ist unverletzlich. 
(2) Durchsuchungen dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im 
Verzuge auch durch die in den Gesetzen vorgesehenen anderen 
Organe angeordnet und nur in der dort vorgeschriebenen Form 
durchgeführt werden. 
(3) Begründen bestimmte Tatsachen den Verdacht, dass jemand 
eine durch Gesetz einzeln bestimmte besonders schwere Straf-
tat begangen hat, so dürfen zur Verfolgung der Tat auf Grund 
richterlicher Anordnung technische Mittel zur akustischen Über-
wachung von Wohnungen, in denen der Beschuldigte sich ver-
mutlich aufhält, eingesetzt werden, wenn die Erforschung des 
Sachverhalts auf andere Weise unverhältnismäßig erschwert 
oder aussichtslos wäre. Die Maßnahme ist zu befristen. Die An-
ordnung erfolgt durch einen mit drei Richtern besetzten Spruch-
körper. Bei Gefahr im Verzuge kann sie auch durch einen einzel-
nen Richter getroffen werden. 
(4) Zur Abwehr dringender Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit, insbesondere einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensge-
fahr, dürfen technische Mittel zur Überwachung von Wohnun-
gen nur auf Grund richterlicher Anordnung eingesetzt werden. 
Bei Gefahr im Verzuge kann die Maßnahme auch durch eine an-
dere gesetzlich bestimmte Stelle angeordnet werden; eine rich-
terliche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen. 
(5) Sind technische Mittel ausschließlich zum Schutze der bei 
einem Einsatz in Wohnungen tätigen Personen vorgesehen, 
kann die Maßnahme durch eine gesetzlich bestimmte Stelle 
angeordnet werden. Eine anderweitige Verwertung der hierbei 
erlangten Erkenntnisse ist nur zum Zwecke der Strafverfolgung 
oder der Gefahrenabwehr und nur zulässig, wenn zuvor die 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt ist; bei 
Gefahr im Verzuge ist die richterliche Entscheidung unverzüg-
lich nachzuholen. 
(6) Die Bundesregierung unterrichtet den Bundestag jährlich 
über den nach Absatz 3 sowie über den im Zuständigkeitsbe-
reich des Bundes nach Absatz 4 und, soweit richterlich überprü-
fungsbedürftig, nach Absatz 5 erfolgten Einsatz technischer Mittel. 
Ein vom Bundestag gewähltes Gremium übt auf der Grund lage 
dieses Berichts die parlamentarische Kontrolle aus. Die Länder 
gewährleisten eine gleichwertige parlamentarische Kontrolle. 
(7) Eingriffe und Beschränkungen dürfen im Übrigen nur zur Ab-
wehr einer gemeinen Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzel-
ne Personen, auf Grund eines Gesetzes auch zur Verhütung drin-
gender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, 
insbesondere zur Behebung der Raumnot, zur Bekämpfung von 
Seuchengefahr oder zum Schutze gefährdeter Jugendlicher vor-
genommen werden.

Jeder Mensch hat das Bedürfnis, einen Ort zu haben, an den 
er sich ungestört zurückziehen und an dem er sich frei entfalten 
kann. In diesen eigenen „vier Wänden“ soll der Mensch grund-
sätzlich frei von staatlichen Eingriffen sein. Dabei kommt es 
nicht darauf an, ob die Wohnung nun im Eigentum des betreffen-
den Menschen steht oder nicht. Entscheidend ist, dass sie nach 
dem Willen des Bewohners oder der Bewohnerin der Öffentlich-
keit entzogen ist. Geschützt ist also nicht bloß die Wohnung, 
sondern auch beispielsweise ein Hotelzimmer, ein Zimmer im 
Studierendenwohnheim, im Altersheim oder im Krankenhaus. 
Das Recht, in seiner Privatsphäre in Ruhe gelassen zu werden, 
hat einen sehr starken Bezug zur Menschenwürde. Die hohe Be-
deutung dieses Grundrechts erklärt auch die hohen Schranken, 
die gegen Beeinträchtigungen des Grundrechts bestehen. 

Die einzelnen Grundrechte
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Durchsuchungen einer Wohnung stellen einen schweren Ein-
griff in die Privatsphäre der Betroffenen dar. Deshalb soll sicher-
gestellt werden, dass dieser Eingriff durch eine unabhängige, 
neutrale Instanz bewertet wird. So sieht Art. 13 Abs. 2 GG vor, 
dass Durchsuchungen grundsätzlich nur durch einen richterli-
chen Beschluss angeordnet werden dürfen. Das Gericht hat also 
zu prüfen, ob die gesetzlich vorgeschriebenen Voraussetzungen 
einer Durchsuchung vorliegen. Es muss auch prüfen, ob nicht 
mit weniger einschneidenden Mitteln das erstrebte Ziel – etwa 
Beweismittel für die Verfolgung von Straftaten zu finden – er-
reicht werden kann. Es muss ferner dafür sorgen, dass nicht 
mehr oder weitergehend durchsucht wird als unbedingt erfor-
derlich. Auch hier ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
(siehe S. 14) strengstens zu beachten. In der Entscheidung, mit 
der die Durchsuchung anordnet wird, muss das Gericht deshalb 
genau angeben, was aufgefunden werden soll, um damit zu ver-
hindern, dass die Durchsuchung zu unnötigen Erforschungen 
der Privatsphäre führt. 

Der Schutz der Wohnung wird auch beeinträchtigt, wenn 
Vorgänge in der Wohnung überwacht werden. Dies kann durch 
technische Vorrichtungen wie etwa Kameras oder Mikrofone ge-
schehen, wobei es keine Rolle spielt, ob diese Geräte von außen 
auf die Wohnung gerichtet oder in ihr installiert werden. Für 
solche Eingriffe stellen Art. 13 Abs. 3 bis 5 GG besonders hohe 
Anforderungen. Für den sogenannten großen Lauschangriff zur 
Aufklärung von Straftaten sieht Art. 13 Abs. 3 GG vor, dass die 
Maßnahme nur zur Aufklärung besonders schwerer Straftaten, 
also etwa Mord, schwerer Raub oder Geiselnahme, zulässig ist. 
Auch darf der große Lauschangriff nur dann angeordnet wer-
den, wenn der Sachverhalt ohne die akustische Wohnraumüber-
wachung gar nicht oder nur unter unverhältnismäßig großen 
Erschwernissen aufgeklärt werden könnte. Auch darf über diese 
Maßnahme grundsätzlich nur ein mit drei Richterinnen bzw. 
Richtern besetzter Spruchkörper entscheiden. 

Weil aber das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung 
einen starken Bezug zur Menschenwürde aufweist, dürfen Maß-
nahmen wie der Lauschangriff selbst unter all diesen Voraus-
setzungen dann nicht stattfinden, wenn sie den Kernbereich 

privater Lebensgestaltung berühren. Das Bundesverfassungsge-
richt hat den Schutz des sogenannten Kernbereichs unmittelbar 
aus der Menschenwürde abgeleitet. Es hat den Kernbereich nicht 
abschließend definiert, es hat lediglich bestimmte Beispiele ge-
nannt: Dazu gehören die Äußerung innerster Gefühle und die 
sexuelle Sphäre. Wo es also intim wird, dürfen Ermittlerinnen 
und Ermittler nicht mehr zuhören. Für das Bundesverfassungs-
gericht folgten der Schutz des Kernbereichs privater Lebens-
gestaltung und das Verbot, ihn anzutasten, unmittelbar aus der 
Menschenwürde. Da die Menschenwürde nicht, auch nicht durch 
anderweitiges Verfassungsrecht, eingeschränkt werden kann, ist 
jeder Eingriff in die Menschenwürde ausnahmslos verboten. 

Eigentum, Erbrecht, Enteignung und 
Sozialisierung
Artikel 14 
(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt 
und Schranken werden durch die Gesetze bestimmt. 
(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle  
der Allgemeinheit dienen. 
(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zu-
lässig. Sie darf nur durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes 
erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Ent-
schädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der All-
gemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe 
der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten offen. Artikel 15 Grund und Boden, Na-
turschätze und Produktionsmittel können zum Zwecke der Ver-
gesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Ent-
schädigung regelt, in Gemeineigentum oder in andere Formen 
der Gemeinwirtschaft überführt werden. Für die Entschädigung 
gilt Artikel 14 Absatz 3 Satz 3 und 4 GG entsprechend. 

Art. 14 Abs. 1 GG gewährleistet das Eigentum, die Vorschrift 
erläutert aber nicht, was mit Eigentum gemeint ist. Das ist zwar 
im Bürgerlichen Gesetzbuch geregelt. Die Verfassung hat aber 
ein eigenes Bild vom Eigentum, das weiter gefasst ist als das des 

Bei einer Demonstration in Berlin 2017 protestieren die Teilnehmenden gegen steigende Mieten und mögliche 
Räumungen im Berliner Stadtteil Kreuzberg.
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einfachen Rechts. Eigentum im Sinne von Art. 14 Abs. 1 GG sind 
alle vom Gesetzgeber gewährten konkreten vermögenswerten 
Rechte. Der grundgesetzliche Eigentumsschutz hängt also zuerst 
davon ab, dass überhaupt gesetzliche Regelungen bestehen. Die 
bestimmen nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG dann auch Inhalt und 
Schranken des Eigentums, das bedeutet: Sie regeln nicht nur, 
welche Rechtspositionen es geben kann, sondern auch, wie weit 
sie geschützt sind. Zu den vom Eigentumsgrundrecht geschütz-
ten Rechten gehören Forderungen (etwa gegen eine Bank auf 
Auszahlung eines Sparguthabens), das Eigentum im Sinne des 
Zivilrechts (also Eigentum an beweglichen Sachen und Grund-
eigentum), aber auch Ansprüche gegenüber dem Staat. Diese 
müssen allerdings auf nicht unerheblichen Eigenleistungen be-
ruhen, wie beispielsweise der Anspruch auf Zahlung einer Rente 
aus der Sozialversicherung. 

Dass es aber nach dem Grundgesetz nicht lediglich um den 
einseitigen Schutz des Eigentumsrechts geht, ergibt sich aus Art. 
14 Abs. 2 GG: Das Eigentum ist sozialpflichtig. Das muss vor al-
lem der Gesetzgeber berücksichtigen, wenn er regelt, was Eigen-
tum ist und wie weit es geht. Konkret bedeutet dies, dass der 
Gesetzgeber etwa bei der Ausgestaltung des Mietrechts sowohl 
die Interessen der Eigentümerinnen und Eigentümer wie auch 
die Interessen der Mieterinnen und Mieter in einen gerechten 
Ausgleich bringen muss. 

Art. 14 Abs. 3 GG sieht vor, dass Enteignungen nur zum Wohle 
der Allgemeinheit zulässig sind. Dies stellt jedoch die Eigen-
tumsgarantie selbst nicht infrage, da die Enteignung nur unter 
sehr eingeschränkten Bedingungen zulässig ist. Wesentlich ist 
dabei, dass eine Enteignung immer auch eine Entschädigung 
voraussetzt. 

Auch im Artikel 15, dem Sozialisierungsartikel, sieht das 
Grundgesetz die Entziehung von Eigentum vor. Mit ihr würden 
nicht wie bei der Enteignung nur bestimmte Eigentumsposi-
tionen im Einzelfall entzogen, sondern die genannten verge-
sellschaftungsfähigen Güter insgesamt, mit dem Ziel, sie in die 
Gemeinwirtschaft zu überführen. Dies bedeutet, dass die Güter 
nicht mehr zum privaten Gewinnstreben eingesetzt werden, 
sondern ihre Nutzung unmittelbar der Allgemeinheit zugute-
kommt, wobei auch hier eine Entschädigung vorgesehen ist. 

Die Vorschrift hat wohl nur historische Bedeutung. Im par-
lamentarischen Rat hatte man sich früh verständigt, die hoch 
umstrittene Wirtschaftsordnung nicht im Grundgesetz festzu-
schreiben, sondern sie der Entwicklung der neuen Republik zu 
überlassen. Dort fiel schnell die Entscheidung für die soziale 
Marktwirtschaft. Artikel 15 ist nie angewendet worden. 

Artikel 15 GG ist eine Vorschrift, die in der Vergangenheit 
kaum eine praktische Bedeutung gehabt hat. Die Vorschrift er-
möglicht die Sozialisierung von Grund und Boden (und den dar-
auf errichteten Gebäuden), Naturschätzen und Produktionsmit-
teln (dazu gehören alle Wirtschaftsunternehmen). Diese Güter 
sollen nicht mehr der individuellen Gewinnerzielung dienen, 
sondern mit ihnen sollen Zwecke des Gemeinwohls verwirk-
licht werden. Für die Verwirklichung gemeinwirtschaftlicher 
Vorstellungen bedarf es eines Gesetzes, welches den mit der So-
zialisierung verfolgten Zweck konkretisiert. Zugleich muss das 
Gesetz aber auch eine Regelung zur Entschädigung enthalten. 
Diese Entschädigung ist auf der Grundlage einer Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit und der Betroffenen festzusetzen; 
diese muss nicht den Verkehrswert erreichen, denn sonst wäre 
eine Sozialisierung wohl faktisch unmöglich. 

In der Vergangenheit ist es nicht vorgekommen, dass be-
stehende privatwirtschaftliche Unternehmen sozialisiert wur den. 
Im Gegenteil, gerade in dem Bereich der Wohnungswirtschaft 

fand eine umgekehrte Entwicklung statt: In den 1980er-Jahren 
kam die gemeinnützige Wohnungswirtschaft in Misskredit. Das 
gemeinnützige Wohnungsunternehmen Neue Heimat, dass in 
der Nachkriegszeit erfolgreich einen großen Bestand an Woh-
nungen zur Linderung der kriegsbedingten Wohnungsnot ge-
schaffen hatte, war aufgrund von Misswirtschaft und persönli-
cher Bereicherung durch Vorstandsmitglieder überschuldet und 
musste liquidiert werden. Im Jahre 1990 wurde die Gemeinnüt-
zigkeit im Wohnungsbau abgeschafft, seit dieser Zeit verliert der 
Bereich des gemeinwirtschaftlichen Wohnbaus kontinuierlich 
an Bedeutung und große Teile dieses Wohnungsbestands wur-
den an private Unternehmen veräußert. So ist zwischenzeitlich 
der Bestand an preisgünstigen Wohnungen des sozialen Woh-
nungsbaus von einem Bestand von über drei Millionen Woh-
nungen im Jahre 1990 auf gegenwärtig lediglich eine Million 
geschrumpft.

Dem steht eine drastisch zunehmende Wohnungsnot gegen-
über. Gerade in Haushalten mit niedrigen Einkommen zehren 
die Mieten mittlerweile einen großen Teil des verfügbaren 
Einkommens auf. Die private Wohnungswirtschaft arbeitet 
gewinnorientiert und ist an einer Preissteigerung des Mietzin-
ses interessiert; so haben sich beispielweise in Berlin in vielen 
Wohnlagen die Mieten seit 2010 fast verdoppelt. 

Um diesem entgegenzutreten, wurde in Berlin 2018 eine 
Bürgerinitiative ins Leben gerufen, die eine Vergesellschaftung 
großer privater Immobilienkonzerne anstrebt. Diese Initiative 
beschränkt sich gerade nicht auf eine Forderung nach Enteig-
nung der Wohnungskonzerne. Vielmehr wird eine Überführung 
größerer Wohnungsbestände in eine Anstalt öffentlichen Rechts 
angestrebt. Diese soll nach den Prinzipien der Gemeinwirtschaft 
arbeiten. Die Wohnungsbestände würden danach nicht mehr 
der Gewinnmaximierung durch private Konzerne unterliegen, 
die erwirtschafteten Gewinne würden der Gemeinschaft blei-
ben und zur Finanzierung einer besseren Versorgung mit Wohn-
raum als lebensnotwendigem Grundbedarf eingesetzt. 

Im Jahre 2021 fand zugleich mit der Bundestagswahl und 
der Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus hierzu ein Volksent-
scheid statt. Fast 60 Prozent der abgegebenen Stimmen stimm-
ten für den zur Abstimmung gestellten Beschluss. Mit diesem 
wurde der Senat jedoch nur aufgefordert, die notwendigen Maß-
nahmen zur Vergesellschaftung der betreffenden Wohnungs-
bestände einzuleiten. Dabei hat der Senat, anders als bei einem 
Volksentscheid über ein konkretes Gesetz, einen Spielraum, 
letztlich ist er an den Beschluss nicht gebunden. Aufgrund der 
politischen Wirkung dieses Volksentscheides bleibt es jedoch 
abzuwarten, ob Art. 15 GG nicht doch noch praktische Relevanz 
bei der Bewältigung der Wohnungsnot bekommt.

Ausbürgerung und Auslieferung

Artikel 16 
(1) Die deutsche Staatsangehörigkeit darf nicht entzogen wer-
den. Der Verlust der Staatsangehörigkeit darf nur auf Grund 
eines Gesetzes und gegen den Willen des Betroffenen nur dann 
eintreten, wenn der Betroffene dadurch nicht staatenlos wird. 
(2) Kein Deutscher darf an das Ausland ausgeliefert werden. 
Durch Gesetz kann eine abweichende Regelung für Ausliefe-
rungen an einen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
an einen internationalen Gerichtshof getroffen werden, soweit 
rechtsstaatliche Grundsätze gewahrt sind. 

Art. 16 Abs. 1 GG schützt deutsche Bürgerinnen und Bürger 
vor dem Verlust der Staatsangehörigkeit. Unzulässig ist eine 
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Entziehung der Staatsangehörigkeit, das heißt eine Ausbür-
gerung aus Gründen, die die Betroffenen nicht in zumutbarer 
Weise vermeiden können. Hierzu gehört insbesondere die Ent-
ziehung aufgrund einer politischen Anschauung, die in der Zeit 
des Nationalsozialismus massenhaft erfolgte. Es wird aller-
dings zwischen Entziehung und Verlust der Staatsangehörigkeit 
unterschieden. Mit Verlust sind die Fälle gemeint, in denen die 
Betroffenen durch ein in zumutbarer Weise vermeidbares Ver-
halten die Staatsangehörigkeit verlieren. 

Artikel 16 Abs. 2 GG schützt alle deutschen Staatsangehöri-
gen davor, gegen ihren Willen aus der Bundesrepublik Deutsch-
land ausgeliefert zu werden. Auslieferung bedeutet die Entfer-
nung eines Bürgers oder einer Bürgerin aus der Bundesrepublik 
Deutschland und die Überstellung an einen ausländischen Staat. 
Ein ausländischer Staat wird eine Auslieferung eines Bürgers 
bzw. einer Bürgerin von der Bundesrepublik Deutschland insbe-
sondere dann verlangen, wenn die betreffende Person dort eine 
Straftat begangen hat und diese Tat geahndet werden soll. 

Die Bundesrepublik Deutschland möchte aber auch, dass die 
Völker verstärkt bei der Strafverfolgung zusammenarbeiten. 
Dies soll besonders auch im Rahmen der Europäischen Union 
geschehen, die zu einem „Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts“ weiterentwickelt werden soll. Auch hat die Bundes-
republik Deutschland das Statut des Internationalen Strafge-
richtshofs unterzeichnet. In diesem Rahmen war es erforderlich, 
ausnahmsweise auch die Auslieferung eigener Staatsangehöri-
ger zu ermöglichen. 

Daher wurden im Jahre 2000 Einschränkungen des Aus-
lieferungsverbots in dem neu eingefügten Art. 16 Abs. 2 Satz 2 
GG vorgesehen. Danach sind Auslieferungen auf gesetzlicher 
Grundlage nur dann zulässig, wenn das Auslieferungsgesuch 
von Seiten anderer Mitgliedstaaten der EU oder von internatio-
nalen Gerichtshöfen kommt, die sich zur Wahrung rechtsstaatli-
cher Grundsätze verpflichtet haben. Auf dieser Grundlage wurde 
2004 das Europäische Haftbefehlsgesetz erlassen.

Asylgrundrecht

Asylrecht, früher auch als „Freistättenrecht“ bezeichnet, bedeu-
tet das Recht, an einem Ort – dem Asyl – frei von Verfolgung zu 
sein. Der Schutz vor politischer Verfolgung besteht somit vorran-
gig darin, dass die Asylberechtigten nicht an den Staat, der ihn 
verfolgt, ausgeliefert werden, sondern im Aufnahmestaat blei-
ben dürfen. Das Asylgrundrecht gewährt also einen Anspruch 
auf Aufnahme im Bundesgebiet. Es richtet sich an politisch ver-
folgte Ausländerinnen und Ausländer, und es erlaubt ihnen die 
Einreise und den Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland. 

Der Begriff „Asylrecht“ wird unterschiedlich verwendet. In 
einem eher umgangssprachlichen Sinn versteht man darunter 
jeden Flüchtlingsschutz, den der Staat zuerkennt. In einem et-
was engeren Sinn umfasst das Asylrecht zumindest auch den 
Schutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention. Artikel 16a GG ist 
noch deutlich enger gemeint: Das Asylgrundrecht bietet Schutz 
vor politischer Verfolgung. 

Dem Asylgrundrecht liegt die Überzeugung zugrunde, dass 
kein Staat das Recht hat, Leib, Leben oder die persönliche Frei-
heit eines Menschen aus Gründen zu verletzen, die in seiner 
politischen oder religiösen Überzeugung oder sonstigen, für 
ihn unverfügbaren Merkmalen (also etwa der Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten Bevölkerungsgruppe) liegen. Das Asylrecht 
wurde in den Grundrechtskatalog aufgenommen, weil viele, die 
in der Zeit des nationalsozialistischen Regimes rassistisch oder 

politisch verfolgt wurden, nur hatten überleben können, indem 
sie Zuflucht im Ausland fanden, während anderen solcher Schutz 
nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten gewährt wurde. 
Beide Erfahrungen führten dazu, dass der Parlamentarische Rat 
das Asylrecht ohne weitere Diskussionen unumschränkt fest-
schrieb. Das Asylrecht soll also einer politisch verfolgten Person 
wirksamen Schutz vor Verfolgung bieten. Diese Grundidee hat 
Folgen für das Asylverfahren. Wäre es nämlich so konzipiert, 
dass die asylsuchende Person erst einreisen dürfte, wenn sie 
nachgewiesen hat, dass sie verfolgt wird, würde sie das bis zur 
endgültigen Entscheidung (die oft viel Zeit in Anspruch nimmt) 
schutzlos lassen. Sie wäre so lange weiterhin der Verfolgung in 
ihrem Heimatstaat ausgeliefert. 

Damit ist die Struktur des Verfahrens, in dem über das Asyl-
gesuch entschieden wird, im Grundsatz vorgegeben: Der Staat 
prüft, ob die asylsuchende Person tatsächlich vor Verfolgung aus 
ihrem Heimatstaat geflohen ist. Diese muss dabei mitwirken, 
ihre Asylberechtigung nachweisen muss sie aber nicht. Solange 
das Verfahren dauert, darf sie nicht an der Grenze abgewiesen 
werden oder in ihren Heimatstaat abgeschoben werden. Stellen 
Asylsuchende bei ihrer Einreise einen Asylantrag, ist ihnen da-
her – wenn nur Art. 16a GG berücksichtigt wird – die Einreise zur 
Durchführung des Asylverfahrens zu gestatten. Sie dürfen also 
nicht deshalb an der Grenze abgewiesen werden, weil ihnen das 
für ausländische Personen erforderliche Visum fehlt oder weil 
sonstige Regelungen des Ausländerrechts ihrer Einreise ent-
gegenstehen. 

Diese unmittelbar aus dem Grundrecht folgenden Maßgaben 
machen aber auch die Schwierigkeiten bei der Gewährleistung 
des Asylrechts deutlich: Das ansonsten für Einreise und Aufent-
halt maßgebliche Ausländerrecht verbietet demgegenüber einen 
ungehinderten Zuzug in das Bundesgebiet und macht – jeden-
falls im Grundsatz – jede Einreise einer ausländischen Person 
von einer vorherigen Erlaubnis abhängig. Das Asylgrundrecht 
mit seiner ganz anders gelagerten Gewährleistung sieht jedoch 
den eben beschriebenen, umgekehrten Mechanismus vor. 

Dieses rechtliche Verfahren geriet zu Beginn der 1990er-Jahre 
unter Druck. Unter anderem das Ende des Ost-West-Konflikts 
hatte offenere Grenzen, aber nicht die erhoffte „Friedensdivi-
dende“ bewirkt. Auch führten innerstaatliche Konflikte in man-
chen Ländern zu instabilen Verhältnissen. Diese Entwicklungen 

Migrantinnen stehen vor einem Schild mit der Aufschrift „Nein zum EU­Griechen­
land­Türkei­Abkommen“ und behindern die Schließung eines Auffanglagers für 
Flüchtende am Stadtrand von Athen, 2022.
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brachten es unter anderem mit sich, dass die Einreise von Aus-
länderinnen und Ausländern stark zunahm. Viele hatten Ar-
mut, mangelnde Verdienstmöglichkeiten und fehlende Sicher-
heit bewogen, das eigene Land zu verlassen, und sie beriefen 
sich auf das Asylgrundrecht, um Aufnahme zu finden. Aus Angst 
vor Überforderung der sozialen Sicherungssysteme wurden For-
derungen nach einer Änderung des Asylrechts laut. Im Grund-
gesetz lautete das Asylgrundrecht in seiner ursprünglichen 
Fassung in Art. 16 Abs. 2 Satz 2 GG knapp: „Politisch Verfolgte 
genießen Asylrecht.“ Damit war das Grundrecht vorbehaltlos 

garantiert, es konnte nicht durch ein einfaches Gesetz einge-
schränkt werden. 

Dies änderte sich nun durch den sogenannten Asylkompro-
miss vom 6. Dezember 1992. Der Gesetzgeber schränkte mit der 
für Verfassungsänderungen notwendigen Zweidrittelmehrheit 
das Grundrecht ein. Heute lautet die Vorschrift wie folgt: 
Artikel 16a 
(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht. 
(2) Auf Absatz 1 kann sich nicht berufen, wer aus einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaften oder aus einem 

Die einzelnen Grundrechte

 Asyl und Flüchtlingsschutz 

Lange Zeit spielte das Asylrecht nach Artikel 16a GG die 
wichtigste Rolle für den Flüchtlingsschutz – obwohl seit 
1953 in Deutschland auch die Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK) gilt. Diese UN-Konvention erkannte erstmals die Not-
wendigkeit an, Flüchtlinge unter den Schutz des Völkerrechts 
zu stellen. Allerdings galt sie anfangs nur für Europäerinnen 
und Europäer (gemeint waren vor allem Angehörige der 
kommunistischen Staaten) und nur wegen Verfolgung, die 
noch früher (bis 1951) stattgefunden hatte. Nach und nach 
wurde der Schutz durch die Konvention aber stärker, das Ver-
hältnis zwischen dem sogenannten großen Asyl nach Art. 
16a und dem „kleinen Asyl“ nach der GFK kehrte sich um: 
Völkerrechtlich wurde die Konvention so geändert, dass sie 
viel mehr Menschen und Verfolgungsschicksale umfasste. 
Auch der deutsche Gesetzgeber weitete den Anwendungs-
bereich durch das innerstaatliche Recht aus. Inzwischen be-
kommen nur noch ein bis zwei Prozent der Asylbewerberin-
nen und -bewerber den Asylschutz des Grundgesetzes. Wie 
viele Schutz nach der Genfer oder der entsprechenden euro-
päischen Konvention zuerkannt bekommen, schwankt. 2022 
war es mehr als jede zweite schutzsuchende Person, schaut 
man auf die inhaltlichen Entscheidungen waren es fast drei 
von vier. Die Väter und Mütter des Grundgesetzes dachten 
beim Asylrecht daran, Menschen vor einer Verfolgung zu 
schützen, wie sie sie zur NS-Zeit erlebt hatten: Gezielt, aus 
politischen Gründen im engeren Sinn oder zum Beispiel aus 
rassistischen Gründen, gesteuert durch den Staat. Entspre-
chend eng formulierte später auch das Bundesverwaltungs-
gericht die Regeln. Die GFK dagegen legen auch deutsche 
Gerichte inzwischen deutlich weiter aus. So spielt es keine 
Rolle, ob die Verfolgung vom Staat ausgeht oder ihm zumin-
dest zuzurechnen ist – es genügt, wenn die geflüchtete Per-
son im Herkunftsstaat verfolgt wurde, zum Beispiel durch 
Milizen oder Terrorgruppen, und sich nicht innerhalb ihres 
Landes in Sicherheit bringen könnte. Trotzdem setzt auch 
die GFK noch eine Verfolgung gerade der Person oder der 
Volksgruppe oder der Religion voraus, der sie angehört. 
Aber auch andere Menschen haben gute Gründe, zu fliehen 
– zum Beispiel, weil sie wegen Kriegen oder Bürgerkriegen 
in ihrem Land um ihr Leben fürchten müssen. Auch sie be-
kommen Schutz in Deutschland, allerdings mit weniger 
Rechten als anerkannte Asylbewerberinnen und -bewerber 
oder GFK-Flüchtlinge. Sie bekommen subsidiären, das heißt 
nachrangigen Schutz. Die Unterscheidung ist allerdings im 
Einzelfall oft schwierig und umstritten. 
Noch deutlich weniger Rechte haben Geduldete. Sie werden 
nur vorübergehend nicht abgeschoben – sei es, weil sie in 

Deutschland eine Ausbildung machen, sei es, weil ihr Her-
kunftsstaat ihnen keine Papiere gibt. Für Menschen mit Dul-
dung ist besonders wichtig, was für alle Geflüchteten gilt: Die 
GFK verbietet es, Menschen dahin zurückzuschicken, wo ih-
nen unmenschliche Behandlung oder Schlimmeres drohen. 
Auch wenn sich also viele Flüchtlinge nicht auf das Grund-
recht auf Asyl, wie es das Grundgesetz meint, berufen 
können, sind sie in Deutschland von den Grundrechten ge-
schützt – auch von dem auf Menschenwürde. 
Welche Flüchtenden in Europa Schutz bekommen sollen und 
welcher europäische Staat ihnen Schutz bietet, wird der-
weil mehr und mehr durch Europäisches Recht bestimmt. 
Allerdings sind die Interessen der Mitgliedstaaten der EU 
teilweise sehr unterschiedlich. Starken politischen Bemü-
hungen um europaweite Regeln stehen deshalb langsame 
Beschlussfassungen und wiederholte Abkehr von gemein-
samen Lösungen gegenüber. Trotzdem versucht die EU seit 
2023 verstärkt, zu einem einheitlichen Recht zu kommen. 
Anfang 2024 stimmte das Europäische Parlament einem 
Kompromiss zum Gemeinsamen Europäischen Asylsystem 
(GEAS) zu. Damit ist es wahrscheinlich, dass die neuen Re-
geln im Lauf des Jahres 2026 in Kraft treten. Dabei geht es 
nicht nur um mehr oder weniger bindende Regeln für die 
Verteilung der Menschen in Europa, sondern auch um Ver-
fahren an den Europäischen Außengrenzen, deren Ausge-
staltung umstritten ist.

Gudula Geuther 

Vor dem Beschluss des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems gab es eine 
große öffentliche Debatte. Vor der Messehalle in Nürnberg veranstaltet „Pro Asyl“ 
im Juni 2023 gemeinsam mit weiteren Organisationen eine Mahnwache zur 
EU­Asylreform. 
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anderen Drittstaat einreist, in dem die Anwendung des Ab-
kommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und der Kon-
vention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
sichergestellt ist. Die Staaten außerhalb der Europäischen Ge-
meinschaften, auf die die Voraussetzungen des Satzes 1 zutref-
fen, werden durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, bestimmt. In den Fällen des Satzes 1 können aufenthalts-
beendende Maßnahmen unabhängig von einem hiergegen ein-
gelegten Rechtsbehelf vollzogen werden. 
(3) Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
können Staaten bestimmt werden, bei denen auf Grund der 
Rechtslage, der Rechtsanwendung und der allgemeinen poli-
tischen Verhältnisse gewährleistet erscheint, dass dort weder 
politische Verfolgung noch unmenschliche oder erniedrigende 
Bestrafung oder Behandlung stattfindet. Es wird vermutet, dass 
ein Ausländer aus einem solchen Staat nicht verfolgt wird, so-
lange er nicht Tatsachen vorträgt, die die Annahme begründen, 
dass er entgegen dieser Vermutung politisch verfolgt wird. 
(4) Die Vollziehung aufenthaltsbeendender Maßnahmen wird 
in den Fällen des Absatzes 3 und in anderen Fällen, die offen-
sichtlich unbegründet sind oder als offensichtlich unbegründet 
gelten, durch das Gericht nur ausgesetzt, wenn ernstliche Zwei-
fel an der Rechtmäßigkeit der Maßnahme bestehen; der Prü-
fungsumfang kann eingeschränkt werden und verspätetes Vor-
bringen unberücksichtigt bleiben. Das Nähere ist durch Gesetz 
zu bestimmen. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 stehen völkerrechtlichen Verträgen von 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften unterein-
ander und mit dritten Staaten nicht entgegen, die unter Beach-
tung der Verpflichtungen aus dem Abkommen über die Rechts-
stellung der Flüchtlinge und der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, deren Anwendung in 
den Vertragsstaaten sichergestellt sein muss, Zuständigkeitsre-
gelungen für die Prüfung von Asylbegehren einschließlich der 
gegenseitigen Anerkennung von Asylentscheidungen treffen. 

Einschränkungen des Asylgrundrechts ergeben sich nun aus 
der Regelung über die sogenannten sicheren Drittstaaten (Art. 
16a Abs. 2 GG). Einreisende aus solchen Staaten können sich 
grundsätzlich nicht auf das Asylgrundrecht berufen. Als sichere 
Drittstaaten gelten die Mitgliedstaaten der EU und andere Staa-
ten, in denen die Anwendung der Genfer Flüchtlingskonvention 
und der Europäischen Menschenrechtskonvention sichergestellt 
sein soll. Auf welche Staaten dies zutrifft, entscheidet der Ge-
setzgeber. 

Eine weitere Regelung betrifft Asylsuchende aus sogenann-
ten verfolgungsfreien oder auch „sicheren“ Herkunftsstaaten 
(Art. 16a Abs. 3 GG). Auch hier ist der Gesetzgeber wieder be-
rufen, durch Gesetz zu entscheiden, auf welche Staaten diese 
Regelung Anwendung finden soll. Wer aus einem solchen Land 
kommt, dessen Antrag wird in der Regel keinen Erfolg haben. 
Galten lange Zeit nur der Senegal und Ghana als sichere Her-
kunftsstaaten, werden inzwischen immer mehr Staaten als frei 
von politischer Verfolgung erklärt. 

Von Anfang an hatten gegnerische Positionen der Verfas-
sungsänderung kritisiert, dass mit ihr das Grundrecht faktisch 
seinen Wert verloren habe. Da die Bundesrepublik von „sicheren 
Drittstaaten“ umgeben ist, kann eine Berufung auf das Asyl-
grundrecht jedenfalls bei einer Einreise auf dem Landweg nicht 
mehr geltend gemacht werden. Inzwischen stellt sich die Frage, 
ob die dem Asylkompromiss zu Grunde liegenden Annahmen 
nicht teilweise widerlegt sind. Nachdem nach Ansicht einzelner 
deutscher Gerichte, auch des Bundesverfassungsgerichts, Asyl-
suchende zum Beispiel in Griechenland nicht den Schutz beka-
men, von dem Artikel 16a GG ausgeht, halten kritische Stimmen 
die Drittstaatenregelung für zu weitgehend. 

Gleichzeitig geriet das deutsche und europäische Asylsystem 
mit den Fluchtbewegungen in den Jahren 2015 und 2016 und 
dem auch danach anhaltenden Zustrom von Flüchtenden weiter 
unter Druck. Nachdem es zunächst zu weiteren Einschränkun-
gen des deutschen Flüchtlingsrechts gekommen war, vereinbar-
ten die EU-Mitgliedsstaaten im Jahr 2023 unter dem Eindruck 
des anhaltenden Zustroms von Flüchtenden auf der Grundlage 
von Art. 78 AEU-Vertrag weitere Verschärfungen des Flücht-
lingsrechts.

So sollen für bestimmte Personengruppen in Asylzentren in 
EU-Mitgliedsstaaten an den EU-Außengrenzen eine Prüfung 
ihrer Asylanträge stattfinden. Das Grenzverfahren soll für An-
tragstellende aus sicheren Herkunftsstaaten und Asylbewer-
berinnen und -bewerber aus Staaten mit einer geringeren  
Anerkennungsquote als 20 Prozent verpflichtend werden, eben-
falls für Personen, die die Behörden getäuscht haben und für  
solche Personen, von denen eine Gefahr für die nationale Sicher-
heit ausgeht. Unbegleitete Minderjährige sollen aber von dem 
Grenzverfahren ausgeschlossen sein. Eine gerichtliche Kontrolle 
der im Grenzverfahren ergangenen Entscheidungen soll mög-
lich sein. Es ist geplant, dass Asylbewerberinnen und -bewer-
ber bei Ablehnung ihres Antrags direkt aus diesen Asylzentren  
abgeschoben werden können. Das Grenzverfahren wird dahin-
gehend kritisiert, dass es haftähnliche Internierungslager vor-
sieht. Dem wird entgegnet, dass das Grenzverfahren im Nor-
malfall auf 12 Wochen zeitlich begrenzt sein soll. Auch werde 
lediglich die Einreise in die EU verhindert, nicht jedoch eine 
Rückkehr in den Heimatstaat oder eine Weiterreise in einen 
Drittstaat. 

Eine wesentliche Änderung besteht darin, dass nunmehr alle 
EU-Mitgliedsstaaten verpflichtet sind, Asylbewerberinnen und 
-bewerber aufzunehmen oder in anderer Weise einen Beitrag zu 
leisten. Bislang erfolgte die Verteilung der Flüchtenden auf frei-
williger Basis, die Forderung nach einer solidarischen Regelung, 
nach der alle EU-Mitgliedstaaten gleichermaßen zur Aufnahme 
verpflichtet sind, war seit langen Jahren zwischen diesen um-
stritten.

Das Grundrecht auf Asyl aus Art. 16a GG selbst wird durch 
die vorgesehenen europarechtlichen Regelungen aber nicht ver-
ändert, es hat jedoch für die Flüchtenden in der Vergangenheit 
auch kaum noch praktische Relevanz gehabt. 
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Die einzelnen Grundrechte

Petitionsrecht

Artikel 17 
Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit 
anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zustän-
digen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden. 

Das Petitionsrecht gibt jeder Person die Möglichkeit, sich 
auch außerhalb von förmlichen Verwaltungsverfahren oder von 
Rechtsmittelverfahren an den Staat zu wenden. Petitionen kön-
nen zum einen an die Parlamente, also den Bundestag und den 
jeweiligen Landtag, gerichtet werden. Zum anderen können sich 
interessierte Personen mit ihren Anliegen an alle Stellen und 
Behörden öffentlich-rechtlicher Einrichtungen wenden, die für 
die betreffenden Belange zuständig sind. 

Eine Petition ist ein gegenüber staatlichen Stellen geäußer-
ter Wunsch nach einem bestimmten Tun oder Unterlassen. Von 
ihr zu unterscheiden sind solche Anträge und Beschwerden, mit 
denen ein Rechtsanspruch geltend gemacht werden soll. Hierfür 
steht der Rechtsweg nach Art. 19 Abs. 4 GG offen. Ebenso unter-
schiedlich ist auch das, was sich jeweils erreichen lässt: Auf 
dem Rechtsweg kann man das durchsetzen, worauf man einen 
Anspruch hat. Mit dem Petitionsrecht erhält man lediglich das 
Recht, dass die Petition zur Kenntnis genommen wird, sie sach-
lich geprüft wird und dies dem Petenten bzw. der Petentin mit-
geteilt wird. 

Justizgrundrechte

Artikel 19 
(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Ge-
setz oder auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, 
muss das Gesetz allgemein und nicht nur für den Einzelfall gel-
ten. Außerdem muss das Gesetz das Grundrecht unter Angabe 
des Artikels nennen. 
(2) In keinem Falle darf ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt 
angetastet werden. 
(3) Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Per-
sonen, soweit sie ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind. 
(4) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in seinen Rechten 
verletzt, so steht ihm der Rechtsweg offen. Soweit eine andere 
Zuständigkeit nicht begründet ist, ist der ordentliche Rechtsweg 
gegeben. Artikel 10 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt.

Rechtsweggarantie
Bislang wurde der Inhalt der einzelnen Grundrechte erläutert, 
wobei immer die Funktion der Grundrechte als Abwehrrechte im 
Vordergrund stand. Die Grundrechte sollen also die Bürgerinnen 
und Bürger vor bestimmten Zugriffen des Staates schützen, sie 
räumen ihnen Freiheitsrechte ein. Was aber, wenn sich der Staat 
nicht daran hält, wenn also beispielsweise eine Demonstration 
aufgelöst wird, ohne dass ein Grund dafür besteht oder wenn ein 
Kind gegen den Willen der Eltern vom Jugendamt aus der Familie 
herausgenommen wird? In den materiellen Grundrechten selbst 
ist dazu nichts ausgeführt. Hier greift Art. 19 Abs. 4 GG ein: 

Die Rechtsweggarantie ist in Abgrenzung zu den materiel-
len Grundrechten, die ein bestimmtes Niveau der Freiheit und 
Gleichheit sichern sollen, ein sogenanntes prozessuales oder Ver-
fahrensgrundrecht. Es sichert die Durchsetzung der materiellen 
Grundrechte (aber auch des einfachen Rechts) und den Schutz 
gegen Verletzungen dieser Grundrechte in einem gerichtlichen 
Verfahren. Dabei schützt das Grundrecht nur vor Eingriffen der 
Exekutive, also der Behörden. Es stehen also immer Behördenent-
scheidungen auf dem Prüfstand. Diese werden von den Gerichten 
vollständig im Hinblick auf ihre materielle Richtigkeit überprüft. 

Gesetze der Parlamente sind von Art. 19 Abs. 4 GG dagegen 
nach herrschender Ansicht nicht erfasst. Was aber, wenn nicht 
die Entscheidung der Behörde „falsch“ ist, sondern schon das 
zugrunde liegende Gesetz gegen Grundrechte verstößt? Die Be-
schränkung des Art. 19 Abs. 4 GG auf Entscheidungen der Exeku-
tive, also der Verwaltung, bedeutet keineswegs, dass kein Rechts-
schutz gegen die Gesetze gegeben ist, auf deren Grundlage die 
Verwaltungsentscheidung ergangen ist. Hier sind zum einen die 
Gerichte befugt, eine Normenkontrolle nach Art. 100 Abs. 1 GG 
herbeizuführen, indem sie das Gesetz dem Bundesverfassungs-
gericht zur Entscheidung vorlegen. Geschieht auch dies nicht, 
können die Bürgerinnen und Bürger (nach der Erschöpfung des 
Rechtswegs) auf dem Wege der Verfassungsbeschwerde geltend 
machen, dass das Gesetz (und die auf seiner Grundlage ergange-
ne Entscheidung) mit den Grundrechten nicht in Einklang steht. 
Denn es steht nur den Verfassungsgerichten zu, vom Parlament 
erlassene Gesetze zu überprüfen und zu verwerfen. 

Da Art. 19 Abs. 4 GG nur den Rechtsschutz gegen die Verlet-
zung der Rechte des oder der Einzelnen durch die öffentliche 
Gewalt gewährleistet, ist die Möglichkeit, vor den Zivilgerichten 
Rechtsschutz etwa gegen Verletzungshandlungen Privater zu 
erlangen, von diesem Grundrecht nicht erfasst. Hier greift der 
aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete allgemeine Justizge-
währungsanspruch, der einen wirkungsvollen Rechtsschutz in 
bürgerlich-rechtlichen Streitigkeiten erfordert.

 Artikel 18 und politischer Extremismus

Nach Artikel 18 des Grundgesetzes kann derjenige, der die 
Meinungs-, die Versammlungs- oder die Vereinigungs-
freiheit gegen die freiheitliche demokratische Grundord-
nung […] missbraucht, diese Grundrechte verwirken. […]

Ähnlich wie bei einem Parteiverbot kann auch über 
die Grundrechtsverwirkung nur das Bundesverfassungs-
gericht entscheiden. Es wird nicht von sich aus tätig, 
sondern auf Initiative von Bundestag, Bundesregierung 
oder einer Landesregierung.

Das Verfahren läuft − insofern ist der Begriff „Grund-
rechtsverwirkung“ etwas irreführend − nicht dar-
auf hinaus, dass der Betroffene vollumfänglich seine 
Grundrechte verliert. Das wäre in einem Rechtsstaat un-
denkbar. Vielmehr stellt das Bundesverfassungsgericht 
fest, welches spezifische Grundrecht dem Betroffenen 
entzogen wird.

Ein Beispiel: Das Gericht könnte Höcke [AfD-Politiker 
Björn Höcke, Anm. d. Red.] seine Versammlungsfreiheit 
entziehen. Würde er dann eine Versammlung anmelden, 
könnten die Behörden diese leichter verbieten. […]

Das Bundesverfassungsgericht kann darüber hinaus 
entscheiden, dass der Betroffene das aktive und passive 
Wahlrecht und die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter verliert. Im Fall Höckes würde das heißen, dass er 
nicht mehr ins Parlament gewählt werden kann.

Die Grundrechtsverwirkung muss sich allerdings noch 
in der Praxis bewähren. Seit Bestehen der Bundesrepublik 
ist Artikel 18 des Grundgesetzes noch nie angewandt und 
sind niemandem die Grundrechte entzogen worden. […]

Charlotte Greipl, „Kampf gegen Demokratie-Feinde: Kann man Höcke 
& Co. ihre Grundrechte nehmen?“, in: Tagesspiegel vom 12. Januar 2024. 
Online: https://www.tagesspiegel.de/politik/kampf-gegen-demokratie-
feinde-kann-man-hocke-co-ihre-grundrechte-nehmen-11039875.html

https://www.tagesspiegel.de/politik/kampf-gegen-demokratie-feinde-kann-man-hocke-co-ihre-grundrechte-nehmen-11039875.html
https://www.tagesspiegel.de/politik/kampf-gegen-demokratie-feinde-kann-man-hocke-co-ihre-grundrechte-nehmen-11039875.html
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Gudula Geuther

Grundrechte in anderen Verfassungen
Die DDR hatte eine eigene Vorstellung vom Verhältnis Mensch – Staat.  

Durch den Föderalismus und die Einbindung in Europarat, EU und UNO wirken  
in Deutschland heute unterschiedliche Rechteordnungen. 

Bürgerrechte in der DDR 
Mathias Metzner
Auch die verschiedenen DDR-Verfassungen enthielten Aus-
sagen über Bürgerrechte. Insbesondere in der DDR-Verfassung 
von 1949 waren unter dem Kapitel Bürgerrechte eine Vielzahl 
von Rechten genannt, die in ihren Formulierungen den Grund-
rechten des Grundgesetzes teilweise sehr ähnelten. Allerdings 
haben die Bürgerrechte in der DDR kaum die Bedeutung erlangt, 
die die Grundrechte in der Bundesrepublik Deutschland gewan-
nen. Besonders greifbar wird dies dadurch, dass in der DDR-Ver-
fassung selbst keine Mechanismen vorgegeben waren, die eine 
Durchsetzung der Bürgerrechte als Freiheitsrechte gegenüber 
dem Staat garantiert hätten. Demonstrantinnen und Demons-
tranten beriefen sich 1989 vielerorts auf die verfassungsmäßig 

fixierten Bürgerrechte und wurden dafür bestraft. Die DDR- 
Verfassung ging vom Prinzip der Gewalteneinheit aus, eine Ge-
waltenteilung wurde als „bürgerlich“ abgelehnt. Eine von der 
Regierung unabhängige „dritte Gewalt“ war nicht vorgesehen, 
vielmehr diente die Rechtspflege durch die Gerichte der Lösung 
der Aufgaben der sozialistischen Staatsmacht bei der Gestaltung 
der sozialistischen Gesellschaft. Daher waren eine unabhängige 
Verfassungsgerichtsbarkeit und eine Verwaltungsgerichtsbar-
keit von der DDR-Verfassung bewusst nicht vorgesehen. Bei 
Zweifeln an der Verfassungsmäßigkeit von Rechtsvorschriften 
entschied die Volkskammer. Das Oberste Gericht der DDR nahm 
zwar die Aufgabe der Rechtspflege wahr, war aber der Volks-
kammer verantwortlich und rechenschaftspflichtig. 

Der Grund dafür lag in der gänzlich unterschiedlichen Vor-
stellung des Verhältnisses von Mensch und Staat, von der die 

Der Vertrag von Lissabon reformiert den Vertrag über die Europäische Union und den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft.  
Im Hieronymus­Kloster in Lissabon (Portugal) wird der EU­Reformvertrag am 13. Dezember 2007 in einer feierlichen Zeremonie unterzeichnet.
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DDR-Verfassung ausging. Zwar kam den Grundrechten auch 
nach dieser Verfassung ein Vorrang zu, wobei bereits bemer-
kenswert ist, dass in ihr mit den Grundrechten immer auch zu-
gleich die Grundpflichten der Bürgerinnen und Bürger genannt 
wurden (was dem Grundgesetz – mit Ausnahme der elterlichen 
Pflichten – fremd ist). Allerdings war die Begründung für die 
Vorrangstellung der Grundrechte eine andere als die des Grund-
gesetzes, das die Grundrechte auf die Würde des Menschen 
zurückführt. Dem Grundgesetz und den darin enthaltenen 
Menschenrechtsgarantien liegt die Vorstellung zugrunde, dass 
der Staat um des Menschen willen da ist und nicht umgekehrt. 
Demgegenüber kamen in der DDR-Verfassung den Regelungen 
über die Grundrechte und die Grundpflichten deshalb eine be-
sondere, hervorgehobene Stellung zu, weil damit den Bürge-
rinnen und Bürgern die von ihnen zu erbringende Aufgabe, 
nämlich der Aufbau der sozialistischen und kommunistischen 
Gesellschaft, verdeutlicht werden sollte. Dies macht insbesonde-
re der Wortlaut der Präambel deutlich: „In Fortsetzung der revo-
lutionären Tradition der deutschen Arbeiterklasse und gestützt 

auf die Befreiung vom Faschismus hat das Volk der Deutschen 
Demokratischen Republik in Übereinstimmung mit den Prozes-
sen der geschichtlichen Entwicklung unserer Epoche sein Recht 
auf sozial-ökonomische, staatliche und nationale Selbstbestim-
mung verwirklicht und gestaltet die entwickelte sozialistische 
Gesellschaft. 

Erfüllt von dem Willen, seine Geschicke frei zu bestimmen, 
unbeirrt auch weiter den Weg des Sozialismus und Kommunis-
mus, des Friedens, der Demokratie und der Völkerfreundschaft 
zu gehen, hat sich das Volk der Deutschen Demokratischen Re-
publik diese sozialistische Verfassung gegeben.“ 

Die Grundrechte dienten also nicht der Verwirklichung des 
Individuums, sondern der Verwirklichung des Kommunismus; 
die freie Entfaltung des und der Einzelnen war allein zu diesem 
kollektiven Zweck vorgesehen. Letztlich wurden die Grundrechte 
damit instrumentalisiert, um die Gesellschaft auf ihrem „Weg 
des Sozialismus und des Kommunismus“ zu entwickeln, und sie 
dienten nicht als Abwehrrechte des und der Einzelnen gegen den 
Staat. 

  34 Jahre Grundgesetz in Ostdeutschland – Interview mit der Historikerin Kerstin Brückweh 

SPIEGEL: Frau Brückweh, die Ostdeutschen wachten am 3. 
Oktober 1990 in einem anderen Staat auf. Doch der gesamt-
deutsche Staat erhielt schließlich keine neue Verfassung. 
Warum?
Brückweh: Es fehlte an Mut. Mancher warnte schon damals 
vor langfristigen Folgen für das Gemeinwesen, und zwar im 
ganzen Land.
SPIEGEL: Im Nachhinein kann es wirken, als wäre der west-
deutsche Staat einfach nur größer und komplizierter gewor-
den. Hat man vergessen, dass er auch Heimat für zusätzlich 
mehr als 16 Millionen Menschen werden musste?
Brückweh: Verfassungen haben zwei wichtige Funktionen, 
eine davon ist instrumentell-rationalistisch. Die gängige 
Erzählung geht so: Das Grundgesetz funktioniert hervorra-
gend, das muss man nicht ändern. Deshalb wird nun der 75. 
Geburtstag dieser Verfassung gebührend gefeiert – obwohl 
sie in einem großen Teil des Landes erst seit 34 Jahren gilt.
SPIEGEL: Und was ist die zweite Funktion?
Brückweh: Eine symbolische. Man hätte am Grundgesetz 
gar nicht viel ändern müssen, weil es sich in der Tat bewährt 
hatte. Aber es hätte eine andere Wirkung gehabt, es offiziell 
in Verfassung umzubenennen und mit einer Volksabstim-
mung zu legitimieren. Das wäre ein gemeinsamer Anfangs-
punkt gewesen, für alle Menschen in diesem zusammen-
wachsenden Land.
SPIEGEL: Warum kam es denn dann nicht zu einer neuen  
Verfassung, die auch progressivere Elemente des DDR-Rechts 
integriert, etwa die Regelungen zu Frauen- und Kinderrechten?
Brückweh: Das hat viel mit den damaligen Mehrheitsver-
hältnissen zu tun. Bundestag und Bundesrat hatten eine 
Gemeinsame Verfassungskommission installiert, es gab 
aber klare liberalkonservative Mehrheiten. Insbesondere die 
Unionsparteien wollten keine neue Verfassung. […]
SPIEGEL: Ist das ein Grund für das verbreitete Gefühl in Ost-
deutschland, übergangen und ignoriert worden zu sein?
Brückweh: So einfach ist das nicht. Die Mehrheit der Ost-
deutschen, davon bin ich überzeugt, hatte damals andere Sor-
gen. Natürlich kann sich nachträglich ein gewisses Narrativ 
festsetzen. Deshalb ist der Blick auf die Fakten so wichtig: 

Die Westdeutschen hätten engagierter sein können. Der Vor-
wurf, sie hätten eine Vereinigung auf Augenhöhe verhin-
dert, wäre allerdings zu pauschal. […]
SPIEGEL: Hat die in Ostdeutschland verbreitete Sorge, Bür-
ger zweiter Klasse zu sein, seine Wurzeln im Jahr 1990?
Brückweh: Nein, das glaube ich nicht. Einerseits waren für 
viele Menschen die frustrierenden Erfahrungen der Neun-
zigerjahre sehr viel prägender, andererseits gibt es die Ost-
deutschen gar nicht: Manche interessieren sich für Verfas-
sungsfragen, andere engagieren sich für die demokratische 
Zivilgesellschaft vor Ort, wieder andere interessieren sich für 
all das nicht und machen es sich in ihrem Alltag gemütlich.
SPIEGEL: Wie meinen Sie das?
Brückweh: Es reicht in einer Demokratie – egal ob ost-, west-, 
nord- oder süddeutsch – nicht aus, abends ein Glas Wein zu 
trinken und sich ansonsten nur um Hobby und Eigenheim 
zu kümmern. Wem es um die Werte des Grundgesetzes geht, 
um Rechtsstaatlichkeit und Gleichberechtigung, muss sich 
dafür aktiv einsetzen. […]
SPIEGEL: Könnte es der Demokratie dienen, die Debatte von 
damals über eine neue Verfassung wiederaufzunehmen?
Brückweh: Ich bin da skeptisch, zumal es an der grundsätzli-
chen Qualität des Grundgesetzes unter Rechtswissenschaft-
lerinnen und Rechtswissenschaftlern ja kaum Zweifel gibt. 
Etwas anderes scheint mir wichtiger zu sein: auf welche 
Erzählung wir uns im Jahr 2024 als Gesellschaft einigen. Ist 
unsere Verfassung in erster Linie ein gesamtdeutsches Pro-
jekt oder bloß eine westdeutsche Errungenschaft?
SPIEGEL: Wie lautet derzeit die gängige Antwort?
Brückweh: Schauen Sie mal auf die Homepage der Bundes-
regierung, da steht ganz oben: „Wir feiern 75 Jahre Grund-
ge setz“. Das Grundgesetz gilt aber eben nur in einem Teil 
un seres Landes seit 75 Jahren, dieser Slogan spiegelt eine 
westdeutsche Erfolgsgeschichte wider. So schließt man 
Menschen aus. Und ehrlich gesagt dachte ich, dass wir schon 
weiter wären.

Peter Maxwill, „So schließt man Menschen aus“,  
in: DER SPIEGEL vom 4. Mai 2024 (Nr. 19) 
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Dass es den Gestaltern der DDR-Verfassung bzw. der darin 
enthaltenen Bürgerrechte nicht darauf ankam, die Bedeutung 
des Individuums oder das Bestehen vorstaatlicher und unabän-
derlicher Rechte hervorzuheben, sondern vorrangig die Bedeu-
tung des Sozialismus und des Kommunismus, zu dessen Ver-
wirklichung jedes Individuum die Grundrechte wahrnehmen 
kann, ergibt sich anschaulich aus den nachfolgenden Textaus-
zügen der DDR-Verfassung vom 6. April 1968 in der Fassung vom 
14. Oktober 1974: 

Art. 19 Abs. 3 DDR-Verfassung:
„Frei von Ausbeutung, Unterdrückung und wirtschaftlicher Ab-
hängigkeit hat jeder Bürger gleiche Rechte und vielfältige Mög-
lichkeiten, seine Fähigkeiten in vollem Umfang zu entwickeln 
und seine Kräfte aus freiem Entschluss zum Wohle der Gesell-
schaft und zu seinem eigenen Nutzen in der sozialistischen Ge-
meinschaft ungehindert zu entfalten. So verwirklicht er Freiheit 
und Würde seiner Persönlichkeit. Die Beziehungen der Bürger 
werden durch gegenseitige Achtung und Hilfe, durch die Grund-
sätze sozialistischer Moral geprägt.“ 

Art. 20 Abs. 3 DDR-Verfassung:
„Die Jugend wird in ihrer gesellschaftlichen und beruflichen 
Entwicklung besonders gefördert. Sie hat alle Möglichkeiten, an 
der Entwicklung der sozialistischen Gesellschaftsordnung ver-
antwortungsbewusst teilzunehmen.“ 

Art. 29 DDR-Verfassung: 
„Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik haben das 
Recht auf Vereinigung, um durch gemeinsames Handeln in poli-
tischen Parteien, gesellschaftlichen Organisationen, Vereinigun-
gen und Kollektiven ihre Interessen in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen und Zielen der Verfassung zu verwirklichen.“

Grundrechte in Landesverfassungen

Fast alle Landesverfassungen haben einen eigenen Grundrechts-
katalog. In vier Ländern – Baden-Württemberg, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen – erklärt 
die Landesverfassung die Grundrechte und staatsbürgerlichen 

Rechte des Grundgesetzes zum Bestandteil der Verfassung. Außer-
dem haben alle Länder ein Landesverfassungsgericht (wenn auch 
nicht immer mit der Möglichkeit, Verfassungsbeschwerde oder 
etwas Vergleichbares zu erheben). Bundesrecht bricht Landes-
recht, deshalb hat es für die Einzelperson keine Auswirkungen, 
wenn Landesverfassungen bestimmte Grundrechte nicht oder 
zumindest nicht in dem Ausmaß vorsehen wie das Grundge-
setz. Die Länder können aber weitergehen, indem sie bestimmte 
Rechte zusätzlich festschreiben, etwa in Bayern den Zugang zu 
Seen. Das gilt vor allem dann, wenn der Fall, um den es geht, 
von Landesrecht bestimmt wird. In jedem Fall aber können und 
müssen auch landesrechtliche Vorschriften am Grundgesetz ge-
messen werden. 

Grund- und Menschenrechtsschutz in Europa

Die Grundrechte des Grundgesetzes sind nicht die einzigen, auf 
die sich Menschen in Deutschland berufen können. Der Gesetz-
geber, jede Behörde und jedes Gericht muss auch die Europäi-
sche Menschenrechtskonvention beachten und häufig auch die 
Grundrechte, die in der Europäischen Union gelten. Die Gründe 
für die Geltung der Menschenrechtskonvention und der Euro-
päischen Grundrechte sind unterschiedlich. Trotzdem haben 
Menschenrechtskonvention und europäische Grundrechte vie-
les gemeinsam: Beide sind eine Folge der Einbindung der Bun-
desrepublik in internationale Institutionen. Die hat das Grund-
gesetz in Artikel 24 von Anfang an als Möglichkeit vorgesehen 
– vor allem in der Hoffnung, dass eine stärkere internationale 
Zusammenarbeit friedenstiftend wirken würde. 

Dieser Gedanke stand auch hinter den Bemühungen um eine 
enge europäische Zusammenarbeit. Konkrete Ideen für eine 
europäische Einigung hatte es schon nach dem Ersten Welt-
krieg gegeben, unter anderem mit der 1922 gegründeten Pan-
europa-Union oder den 1925 von der SPD in ihrem Heidelberger 
Programm angestrebten „Vereinigten Staaten von Europa“. Vor 
dem Hintergrund des gerade zu Ende gegangenen Zweiten Welt-
kriegs nahmen diese Pläne schnell Gestalt an. Schon 1946 etwa 
sprach sich Winston Churchill für eine Art „Vereinigte Staaten 
von Europa“ aus. Die Europäische Menschenrechtskonvention 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) ist ein auf Grundlage der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) eingerichteter Gerichtshof mit 
Sitz im Europaviertel im französischen Straßburg. Geplant wurde er 1994 von dem 
britischen Architekten Lord Richard Rogers.

Der DDR­Staatsratsvorsitzende Walter Ulbricht wirbt im März 1968 auf einer Groß­
veranstaltung in Halle um Zustimmung für die neue sozialistische Verfassung.
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ist eine frühe Ausprägung dieser Idee. Die Konvention und die 
Grundrechte der Europäischen Union sind aber auch in ihren 
konkreten Inhalten eng miteinander verbunden. 

Europäische Menschenrechtskonvention
Die Europäische Menschenrechtskonvention – fertiggestellt 1950, 
in Kraft seit 1953 – hat in den 1960er-Jahren erheblich an Bedeu-
tung gewonnen. Der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte in Straßburg (EGMR oder EuGHMR, nicht zu verwechseln 
mit dem Europäischen Gerichtshof, EuGH, in Luxemburg) lässt 
sich mit den Verfassungsgerichten in nationalen Rechtsordnun-
gen vergleichen. 

Die Konvention ist einer der ersten und der wichtigste unter 
den völkerrechtlichen Verträgen, die im Rahmen des Europarats, 

einer seit 1949 bestehenden, derzeit 47 Mitgliedstaaten umfas-
senden internationalen Organisation, geschlossen wurden. In-
haltlich war die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der 
Vereinten Nationen von 1948 Vorbild. Allerdings war von Anfang 
an klar, dass die Konvention – anders als die Erklärung – für die 
Mitgliedstaaten verbindlich sein sollte. Tatsächlich kann heute 
dem Europarat nur beitreten, wer die Konvention anerkennt. 
Ihm gehören sehr viel mehr Staaten an als der EU. Die Türkei bei-
spielsweise ist seit 1949 Mitglied, also fast von Anfang an. Seit 
Mitte der 1990er-Jahre sind auch weitere Staaten beigetreten, 
die geographisch nicht vollständig auf dem europäischen Kon-
tinent liegen, wie Russland oder auch Aserbaidschan. Inhaltlich 
wurde der Katalog der Rechte nach und nach in Zusatzproto-
kollen erweitert und ergänzt. Heute enthält die Konvention in 

 Die Sicherungsverwahrung  

Es gab wohl nur wenige Fachleute in Deutschland, für die 
die Nachricht im Juli 2009 nicht aus heiterem Himmel kam: 
Teile des deutschen Rechts der Sicherungsverwahrung ver-
stießen laut einer Kammer des EGMR gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention. Die Folge: Möglicherweise ge-
fährliche Straftäterinnen und -täter müssten freigelassen 
werden – für viele undenkbar. Die mündliche Verhandlung 
hatte wenige Monate zuvor praktisch ohne Journalistinnen 
und Journalisten auf den Zuschauersitzen stattgefunden. 
Die Sicherungsverwahrung, das ist die Möglichkeit, Straftä-
terinnen und -täter auch nach verbüßter Haft nicht freizu-
lassen, wenn Gutachten und Gerichte sagen, dass sie noch 
gefährlich sein könnten. Immer unter der Prämisse, dass das 
eine einschneidende Maßnahme ist, die nur unter strengen 
Voraussetzungen möglich sein kann. Zu diesen Vorausset-
zungen zählten schwere Vorstrafen, eine hohe Wahrschein-
lichkeit des Rückfalls, regelmäßige Begutachtung. 

Die Sicherungsverwahrung ist älter als die Bundesrepu-
blik. Anfangs allerdings konnte sie höchstens zehn Jahre 
dauern. Das wurde 1998 geändert – und zwar rückwirkend; 
also auch mit Wirkung für die, die schon verurteilt waren. 
Und genau darum ging es in der Entscheidung von 2009. 
Dort hatten die Richterinnen und Richter über die Beschwer-
de eines Mannes zu urteilen, der immer wieder wegen 
schwerer Straftaten in Haft saß. Zuletzt war er 1986 ver-
urteilt worden, und zwar zu einer Haftstrafe mit anschlie-
ßender Sicherungsverwahrung. Er versuchte immer wieder, 
mit juristischen Mitteln dagegen vorzugehen. Schließlich, 
als die zehn Jahre um waren, auch mit dem Argument: Keine 
Strafe ohne Gesetz zur Tatzeit, und da hätte er eben nach 
zehn Jahren Verwahrung entlassen werden müssen. 

Rückwirkende Strafen darf es auch nach deutschem Recht 
nicht geben. Deshalb nahmen auch deutsche Juristinnen 
und Juristen das Argument zuerst sehr ernst. Mit einer aus-
führlichen Begründung entschied aber schließlich das Bun-
desverfassungsgericht: Von einer Strafe kann man hier nicht 
sprechen. Die Sicherungsverwahrung ist – so wie zum Bei-
spiel auch die Unterbringung in einer psychiatrischen An-
stalt oder der Entzug der Fahrerlaubnis – eine Maßregel der 
Besserung und Sicherung. Für die gelte das Rückwirkungs-
verbot nicht, auch nicht analog, auch nicht – in diesem Fall 
– der Grundsatz des Vertrauensschutzes. Die Straßburger 
Richterinnen und Richter aber entschieden: Egal, wie das 

deutsche Recht es nennt, die Sicherungsverwahrung wirkt 
wie eine Strafe. Entsprechend gelten deren Regeln. Dabei 
spielte auch eine Rolle, dass mindestens in einzelnen Ge-
fängnissen in Deutschland die Sicherungsverwahrung fast 
genau wie die Strafhaft vollzogen wurde. 

Deutschland rief die „Große Kammer“ des Straßburger 
Gerichts an, in der Hoffnung, die werde die Entscheidung zu-
rücknehmen. Diese schloss sich jedoch 2009 ihren Kollegin-
nen und Kollegen an. Die Entscheidung lautete nicht, dass 
nun alle betroffenen Straftäterinnen und Straftäter freizu-
lassen wären, solche Konsequenzen kann das Gericht nicht 
fordern. Aber die Entscheidung hat zur Folge, dass solche 
Verstöße zu beenden sind. Und zwar, nimmt man den Ge-
richtshof ernst, nicht nur in dem einen Fall, sondern in allen, 
auf die die Argumentation zutrifft. 

Gerichte reagierten zuerst unterschiedlich. Das Bundes-
verfassungsgericht entschied schließlich: Freizulassen ist, 
wer nicht ganz besonders gefährlich ist. Und die Verfassungs-
richterinnen und -richter forderten insgesamt ein neues 
Recht der Sicherungsverwahrung. Denn schließlich hat der 
Täter bzw. die Täterin die auferlegte Strafe verbüßt und 
darf, wenn überhaupt, nur noch zum Schutz der Allgemein-
heit festgehalten werden. Inzwischen hat der Bundestag 
ein Gesetz zu den Voraussetzungen der Verwahrung erlas-
sen und auch Standards dafür aufgestellt, wie sie vollzogen 
wird. Weil der Täter bzw. die Täterin die Strafe ja verbüßt 
hat, muss sich der Vollzug soweit möglich von der Strafhaft 
unterscheiden. Möglichst frühzeitig muss mit dem Täter 
bzw. der Täterin, vor allem mit Therapien, gearbeitet wer-
den, um eine Entlassung zu ermöglichen. Umsetzen müssen 
das die Bundesländer. 

Zwischenzeitlich hatte es in Deutschland teilweise deut-
liche Kritik am Europäischen Menschenrechtsgerichtshof ge-
geben. Ein „Therapieunterbringungsgesetz“ von 2009 sollte 
ermöglichen, dass Freigelassene unter anderen Bedin gungen 
doch wieder untergebracht werden können. Das Bundes-
verfassungsgericht machte 2013 deutlich, dass das nur mög-
lich ist, wenn von diesen Personen eine hochgradige Gefahr 
schwerster Gewalt- oder Sexualstraftaten ausgeht, was kon-
kret belegt werden muss. In dieser engen Auslegung akzep-
tierte das dann auch das Straßburger Gericht. 

Gudula Geuther

Grundrechte in anderen Verfassungen
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erster Linie nach wie vor die klassischen Freiheitsrechte, aber 
auch wirtschaftliche wie das Recht auf Eigentum, kulturelle 
wie das Recht auf Bildung und politische wie das Wahlrecht. 
Diese Rechte gelten für die einzelnen Bürgerinnen und Bürger 
eines Mitgliedstaates unmittelbar, allerdings in anderer Weise 
als die Grundrechte des Grundgesetzes. Während diese als Ver-
fassungsrecht über dem einfachen Recht stehen, teilweise sogar 
nicht beschränkt werden können, gelten die Rechte aus der Kon-
vention in den Mitgliedstaaten als einfaches Recht. Trotzdem 
muss alle öffentliche Gewalt sie beachten, also nicht nur Behör-
den und Gerichte, sondern auch der Gesetzgeber. Denn die Mit-
gliedstaaten haben sich völkerrechtlich verpflichtet, die Rechte 
ihrer Bürgerinnen und Bürger zu wahren. Ein Staat, der diese 
Rechte – und Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte – missachtet, verstößt also gegen Völkerrecht. 
Das kommt tatsächlich vor. In aller Regel aber bemühen sich die 
Mitgliedstaaten, den Entscheidungen des Gerichts zu folgen. 
Tun sie das nicht, drohen ihnen Schadensersatzklagen vor dem 
Menschenrechtsgerichtshof. Noch wichtiger ist aber der politi-
sche und moralische Makel, als Konventions-Verweigerer dazu-
stehen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat außerdem entschieden, 
dass die Rechte der Konvention über einen Umweg in Deutsch-
land stärker gelten als das einfache Recht: Sie müssen bei der 
Auslegung der Grundrechte berücksichtigt werden. Ihr Inhalt 
fließt also in die Grundrechte ein und ist damit im deutschen 
Recht mit Verfassungsrang verankert. Allerdings sind die Rechte 
der Konvention in Deutschland nach wie vor viel weniger be-
kannt als die Grundrechte – manchmal auch den Behörden und 
Gerichten. 

Bis 1998 konnten sich nur Staaten oder eine Kommission 
des Europarats an den Straßburger Gerichtshof wenden. Gegen 
eine Ausdehnung auf Individualbeschwerden hatten sich die 
meisten Mitgliedstaaten lange gesträubt. 1998 änderte sie aber 
grundlegend das Verfahren vor dem Gericht, und seitdem kön-
nen auch einzelne Bürgerinnen und Bürger Entscheidungen des 
Straßburger Gerichtshofs herbeiführen. Wie bei der deutschen 
Verfassungsbeschwerde auch, muss der oder die Beschwerde-
führende dafür selbst unmittelbar betroffen sein, in dem Land, 
gegen das er oder sie Beschwerde erhebt, die zumutbaren ge-
richtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft haben und einige an-
dere Voraussetzungen erfüllen. Mit der Individualbeschwerde 
hat die Konvention eine praktische Bedeutung bekommen, die 
für internationale Menschenrechtserklärungen einzigartig ist. 
Seitdem ist der Gerichtshof in seinen Entscheidungen selbst-
bewusster geworden und wirkt immer mehr in die nationalen 
Rechtsordnungen hinein. 

Wie wichtig der Gerichtshof ist, zeigt sich auch daran, dass 
häufig grundlegende politische Entscheidungen in Straßburg 
überprüft werden, zum Beispiel die Entscheidungen deutscher 
Strafgerichte zum Schießbefehl an der Mauer oder umstrittene 
Parteiverbote in der Türkei. In Deutschland ist das Gericht spätes-
tens mit seinen Entscheidungen zur nachträglichen Sicherungs-
verwahrung ins allgemeine Bewusstsein gerückt. Möglicher-
weise gefährliche Straftäterinnen und -täter, die ihre Haftstrafe 
abgesessen haben, können unter bestimmten Umständen mit 
der Sicherungsverwahrung weiter eingesperrt bleiben – früher 
bis zu zehn Jahre lang. Diese Zehnjahresgrenze hob der Gesetz-
geber 1998 auf. 2009 entschieden die Straßburger Richterinnen 
und Richter, dass das nur für die Zukunft hätte gelten dürfen, 
nicht also für alle die, die schon verurteilt waren. Das Recht der 
Sicherungsverwahrung wurde daraufhin stark verändert, einige 
der betroffenen Straftäterinnen und -täter kamen frei.

Grundrechte in der Europäischen Union

Bei der Europäischen Menschenrechtskonvention geht es um 
Menschenrechtsschutz für die Bürgerinnen und Bürger der Mit-
gliedstaaten des Europarats, und zwar um Schutz gegenüber 
ihren Staaten. Wenn vom Grundrechtsschutz in der Europäi-
schen Union die Rede ist, steht etwas Anderes im Vordergrund: 
der Schutz gegenüber der EU selbst oder gegenüber dem eigenen 
Staat, wenn er EU-Recht ausführt. Hier treten die Grundrechte 
der einzelnen Mitgliedstaaten in den Hintergrund, weil es sonst 
kaum ein einheitliches europäisches Recht geben könnte. Dann 
muss aber ein anderer Grundrechtsschutz für die EU-Bevölke-
rung an diese Stelle treten. Grundrechte in der Union sollen also 
nicht einfach noch eine zusätzliche Möglichkeit bieten, Rechte 
einzuklagen, sondern sie sollen verhindern, dass die Bürgerin-
nen und Bürger gerade gegenüber der EU rechtlos dastehen. 

Dass ein solcher Schutz nötig ist, hat der Europäische Ge-
richtshof in Luxemburg (EuGH) früh festgestellt. Allerdings war 
zuerst nicht ganz klar, woher die Grundrechte kommen sollten. 
Die bestehenden Verträge, die ursprünglich nur die engere wirt-
schaftliche Zusammenarbeit in Europa zu regeln hatten, sahen 
keine solchen Rechte vor. Von Anfang an hat es der EuGH abge-
lehnt, die Grundrechte der Mitgliedstaaten anzuwenden – denn 
sonst sähe das einheitliche europäische Recht in den verschie-
denen Staaten unterschiedlich aus. Eine erste Lösung fanden die 
Luxemburger Richter 1969: Ein deutscher Sozialhilfeempfänger 
wehrte sich gegen eine Vorschrift aus Brüssel. Er sollte verbil-
ligte Butter mit Zuschüssen der Europäischen Gemeinschaft be-
kommen. Dafür musste er allerdings im Laden einen Gutschein 
vorlegen, auf dem sein Name stand. Er fand, sein Name gehe den 
Verkäufer nichts an. Der EuGH gab ihm Recht. Er interpretier-
te die Vorschrift – wie auch andere Länder in Europa – so, dass 
der Name nicht auf dem Gutschein erscheinen musste und be-
rief sich dafür auf die Grundrechte als allgemeine Grundsätze 
der Gemeinschaftsordnung. Das bedeutete: In den ersten Jahren 
entnahm der EuGH die europäischen Grundrechte allen Grund-
rechten der Mitgliedstaaten, die er verglich und aus denen er Ge-
meinsamkeiten herausfilterte. Das tut er bis heute. 

Immer wieder kritisieren Interessenverbände, dass die UN­Behindertenrechtskon­
vention nicht konsequent durchgesetzt wird. Eine 3D­Street­Art­Aktion sensibilisiert 
2023 in Hamburg für ein Leben mit Barrieren.
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Zusätzlich gilt aber auch in der EU die Europäische Menschen-
rechtskonvention. Dies hat die EU selbst so entschieden, obwohl 
sie nicht Mitglied des Europarates und der Konvention ist – al-
lerdings gibt es seit 2009 rechtlich die Möglichkeit zum Bei-
tritt, und dieser wird angestrebt. Immer wieder richtet sich der 
EuGH auch nach Entscheidungen der Straßburger Richterinnen 
und Richter, in denen sie die Menschenrechte auslegen. Mehr 
Grundrechtsschutz und vor allem für die Bevölkerung besser er-
kennbare Grundrechte erhoffen sich die Vertragsstaaten durch 
einen neu geschaffenen, bindenden Text: Der EU-Vertrag von 
Lissabon, der am 1. Dezember 2009 in Kraft getreten ist, enthält 
zum ersten Mal einen eigenen Grundrechtskatalog, die „Char-
ta der Grundrechte der Europäischen Union“. Auch wenn dieser 
Katalog nicht im Hauptteil des Vertrages steht, ist er – außer für 
Polen, das sich dagegen entscheiden hat – verbindlich und wird 
auch vom Europäischen Gerichtshof angewendet. Die Luxembur-
ger Richterinnen und Richter begründeten damit zum Beispiel ihr 
Urteil gegen die EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung von 
Telekommunikationsdaten.

Allerdings kann der Europäische Gerichtshof nur über die 
Fälle entscheiden, die ihn auch erreichen. Allgemein hat die 

EU-Kommission die Rolle als „Hüterin der Verträge“. Insoweit 
ist auch sie dafür verantwortlich, dass Grundrechte eingehalten 
werden. Infrage steht das vor allem an den EU-Außengrenzen. 
Dort werden immer wieder Menschrechtsverletzungen doku-
mentiert, unter anderem in Kroatien und Griechenland. Dabei 
geht es nicht zuletzt um illegale „Pushbacks“, bei denen Men-
schen – teilweise mit Gewalt – zurückgewiesen werden. Gegen 
Menschenrechte verstößt das mindestens dann, wenn Men-
schen sich schon auf dem Gebiet des Staates befinden, um Asyl 
nachsuchen und das nicht einmal geprüft wird. Gegen Ungarn 
hat die Kommission wegen seines Grenzregimes ein Vertrags-
verletzungsverfahren eingeleitet, gegen Griechenland und 
Kroatien nicht. Ähnliche Vorwürfe gibt es, weil die Kommission 
nicht nachdrücklich genug eine menschenwürdige Behandlung 
von Schutzsuchenden in Aufnahmezentren durchzusetzen ver-
suche. 

Lange Zeit wurde kritisiert, dass der EuGH mehr Wirtschafts- 
als Grundrechtsschutz gewähre. Das hat sich geändert. Mit 
Entscheidungen wie der zur Vorratsdatenspeicherung (siehe 
Art. 10 GG) setzt der EuGH ganz bewusst grundrechtsfreund-
liche Akzente. 

 Die UN-Behindertenrechtskonvention

Das Grundgesetz enthält zwar viele, teilweise auch sehr de-
taillierte Regelungen der Menschenrechte. Manchmal sind es 
jedoch Regelungen „von außerhalb“, die einen Schub bei der 
Verwirklichung der Menschenrechte bewirken. So hat die Be-
hindertenrechtskonvention große Fortschritte bei der Integra-
tion von Menschen mit Behinderungen bewirkt. Dabei handelt 
es sich um einen völkerrechtlichen Vertrag, der von den Ver-
einten Nationen erarbeitet wurde. Von den 193 Mitgliedstaa-
ten der Vereinten Nationen haben 186 Staaten diesen Vertrag 
unterzeichnet (Stand 2023). In der Bundesrepublik Deutsch-
land ist die Konvention am 26. März 2009 in Kraft getreten.

Zwar enthält das Grundgesetz seit 1994 in Art. 3 Abs. 3  
Satz 2 ein Diskriminierungsverbot zugunsten von Menschen 
mit Behinderungen. Die Regelung enthält auch einen För-
derauftrag. Dieser gibt jedoch Menschen mit Behinderungen 
keine unmittelbaren Ansprüche.

Die Behindertenrechtskonvention geht ebenso wie das 
Grundgesetz von einem strikten Diskriminierungsverbot 
aus. Dabei enthält die Konvention zunächst eine genaue Be-
schreibung des Behindertenbegriffs: Menschen mit Behin-
derungen haben langfristige körperliche, seelische, geistige 
oder Sinnesbeeinträchtigungen, welche sie in Wechselwir-
kung mit verschiedenen Barrieren an der vollen, wirksamen 
und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern 
können, Art. 1 Abs. 2. Mit dieser Definition ist ein wichtiger 
Schritt weg von dem überkommenen Verständnis der Behin-
derung als medizinischem Defizit oder gar Krankheit getan. 
Denn Menschen mit Behinderungen treffen oft auf Barrie-
ren, die vermeidbar sind. So werden sie behindert, sie sind 
es aber nicht. Beispiele hierfür lassen sich viele finden: Ein 
Rollstuhlfahrer kann ein Gebäude nicht betreten, weil er die 
Eingangsstufen nicht überwinden kann. Diese Barrieren ab-
zuschaffen und so Menschen mit Behinderungen in das All-
tagsleben zu integrieren, ist eines der Ziele der Konvention.

Die Konvention bleibt aber bei dem Diskriminierungsver-
bot nicht stehen, sondern sie formuliert Gleichbehandlungs-

gebote für verschiedene Bereiche des täglichen Lebens, um 
die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen am öffentlichen Leben zu gewährleisten. Dies be-
trifft insbesondere die Lebensbereiche Wohnen (Art. 19), 
Bildung (Art. 24) und Arbeit (Art. 27). In diesen Bereichen fin-
den sich in Deutschland vielfach besondere Einrichtungen 
für Menschen mit Behinderungen, wie etwa im Bereich der 
Bildung Sonder- bzw. Förderschulen, Wohneinrichtungen 
für Menschen mit Behinderungen und Arbeitsplätze in Be-
hindertenwerkstätten. Aber gerade diese, vom Alltagsleben 
getrennten, Einrichtungen, die früher als soziale Wohltat an-
gesehen wurden, erweisen sich als trennend und ausgren-
zend für Menschen mit Behinderungen und werden daher 
kritisch wahrgenommen. 

Das Besondere an der Behindertenrechtskonvention ist, 
dass die Staaten gem. Art. 4 verpflichtet sind, die konkreten 
Ziele der Konvention mit geeigneten Maßnahmen umzuset-
zen. Hierzu müssen die Vertragsstaaten gem. Art. 35 regel-
mäßig einen Bericht über die Maßnahmen vorlegen, die sie 
zur Erfüllung der Verpflichtungen aus der Konvention ge-
troffen haben. Ob die Staaten ihren Verpflichtungen gerecht 
werden, wird gem. Art. 36 regelmäßig von den Vereinten 
Nationen überprüft. Hierzu ist bei den Vereinten Nationen 
ein unabhängiges Expertengremium eingerichtet worden, 
der Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinde-
rungen. Diese Mechanismen sorgen dafür, dass die Vertrags-
staaten ihre Verpflichtungen auch tatsächlich umsetzen. Da-
mit verwirklichen sie die Gleichbehandlung von Menschen 
mit Behinderungen sehr viel effektiver, als dies etwa durch 
das bloße Diskriminierungsverbot des Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG 
möglich ist. Die Bundesrepublik Deutschland hat insbeson-
dere mit den Regelungen des 9. Sozialgesetzbuchs und des 
Behindertengleichstellungsgesetzes die Umsetzung seiner 
Verpflichtungen begonnen.

Mathias Metzner

Grundrechte in anderen Verfassungen
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Dass Europa Grundrechte braucht, liegt also schlicht daran, 
dass es europäisches Recht gibt, das in die Rechte der Bürgerin-
nen und Bürger eingreifen kann. Betroffen sind viele Lebensbe-
reiche: vom Wirtschafts- und Sozialrecht bis zum Umweltrecht. 
Das führt dazu, dass sich die Gerichte der Mitgliedstaaten mit 
der Anwendung ihrer eigenen Grundrechte zurückhalten müs-
sen, wenn sie selbst europäisches Recht anwenden. 

Täten sie das nicht, würde auf einmal zum Beispiel ein deut-
sches Gericht eine europäische Norm wegen Grundrechtsverlet-
zung aufheben – obwohl das an sich nicht in seiner Kompetenz 
liegt. Trotzdem ist diese Zurückhaltung der deutschen Gerichte 
nicht ganz selbstverständlich. Denn um das Europarecht um-
zusetzen, handeln ja meist deutsche Behörden. Die sind dabei 
natürlich immer noch an die deutschen Grundrechte gebunden. 

In jedem Fall könnte zwischen Europäischem Recht und deut-
schem (oder spanischem, italienischem etc.) Grundrechtsschutz 
ein Konflikt bestehen. Das war früher, was Deutschland betrifft, 
tatsächlich so: Das Bundesverfassungsgericht entschied 1974, es 
werde weiterhin europäisches Recht daraufhin überprüfen, ob 
es mit den Grundrechten vereinbar sei. Das gelte solange (daher 
der Name der Entscheidung: Solange I) es auf europäischer Ebe-
ne keinen Grundrechtekatalog gebe, der dem des Grundgesetzes 
entspricht. 

Von den Bemühungen des EuGH um den Grundrechtsschutz 
ließen sich die Verfassungsrichter zwölf Jahre später überzeu-
gen. Das Bundesverfassungsgericht, so entschied es selbst 1986, 
werde sich zurückhalten, solange der EuGH einen wirksamen 
Schutz der Grundrechte gegenüber der Hoheitsgewalt der Ge-
meinschaften generell gewährleiste (Solange II). Dass dies der 
Fall ist, ist inzwischen wohl nicht mehr umstritten. In ihrer 
Entscheidung zum Vertrag von Maastricht drohten die Richter 
zwar an, einzuschreiten, wenn die EU ihre Kompetenzen über-
schreite. Deren Grundrechtsschutz hat das Gericht aber seit den 
1980er-Jahren nicht angezweifelt. 

Grund- und Menschenrechte weltweit

In einer Vielzahl der Staaten ist es schlecht um die Menschen-
rechte bestellt. 156 der 193 Mitglieder der Vereinten Nationen 
hat Amnesty International für den Jahresbericht 2022/23 unter-
sucht. In mehr als der Hälfte ging der Staat bespielsweise zu 
Unrecht mit Gewalt gegen Protestierende vor. Obwohl der ganz 
große Teil der Staaten die Antifolterkonvention der Vereinten 
Nationen unterschrieben hat, geht die Organisation davon aus, 
dass es in der Mehrzahl der Staaten teilweise vereinzelt, teil-
weise systematisch Folter gegeben hat. Im Jahr 2022 gab es laut 
dem Konfliktbarometer von Heidelberger Politologinnen und 
Politologen 216 gewaltsam ausgetragene Konflikte und Kriege. 
Weltweite Auswirkungen hat der Angriffskrieg Russlands gegen 
die Ukraine. Das liegt unter anderem daran, dass die Ukraine zu 
den wichtigsten Getreidelieferanten gehört und die Lieferun-
gen durch den Krieg massiv beeinträchtigt werden. Schon in 
den Jahren zuvor war der Hunger weltweit durch Konflikte und 
Kriege wie im Jemen oder in Syrien wieder angestiegen, was zu-
vor 20 Jahre lang nicht der Fall gewesen war. Ende 2022 waren 
mehr als 100 Millionen Menschen auf der Flucht, mehr als je zu-
vor seit Ende des Zweiten Weltkrieges. Viele von ihnen können  
ihre Menschenrechte nicht verwirklichen. In einigen Aufnahme- 
oder Transitländern kommt es laut Vereinten Nationen zu gra-
vierenden Menschenrechtsverletzungen. 

Dass die Idee von Menschenrechten trotzdem zumindest 
theoretisch anerkannt ist, zeigt die Allgemeine Erklärung der 

Rechte weltweit – Meilensteine

UN-Menschenrechtserklärung
Artikel 1: Alle Menschen sind frei und gleich an
Würde und Rechten geboren. Sie sind mit 
Vernunft und Gewissen begabt und sollen
einander im Geist der Brüderlichkeit begegnen.

Weltweit1948

Ausgerufen  
in Frankreich

Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte
Artikel 1: Die Menschen werden frei und gleich  
an Rechten geboren und bleiben es.

1789

Grundrechte im Grundgesetz Deutschland
Artikel 1: Die Würde des Menschen ist  
unantastbar.

In der Bundes-
republik1949

UN-Kinderrechtskonvention/Abkommen
Artikel 1: Das Recht auf Gleichbehandlung und
Schutz vor Diskriminierung unabhängig von 
Religion, Herkunft und Geschlecht.

Weltweit1989

Charta der Grundrechte der Europäischen Union
Artikel 1: Die Würde des Menschen ist  
unantastbar. Sie ist zu achten und zu schützen.

In der EU2000

Eigene Darstellung auf Grundlage der „Grundrechtefibel“; Herausgeberin: Landeszentrale für 
politische Bildung Baden-Württemberg; mit freundlicher Genehmigung der Verlag Herder GmbH, 
Freiburg i. Breisgau

Menschenrechte von 1948. In ihr sind politische, wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte und Bürgerrechte niedergelegt, da
runter fallen auch die Rechte auf Nahrung, Bildung und Gesund
heitsversorgung. Dabei handelt es sich um keinen völkerrecht
lichen Vertrag. Staaten, die den Vereinten Nationen beitreten, 
erkennen sie aber automatisch an. 

-
-
-

Ursprünglich hatten sie die Mitgliedstaaten ohne Gegen
stimmen angenommen – wenn auch bei acht Enthaltungen. 
Über die tatsächliche Verwirklichung dieser Rechte sagt das frei
lich wenig aus. Sieben Menschenrechtsabkommen – konkretere 
völkerrechtliche Verträge, die jeweils verschiedene Staaten rati
fiziert haben – legen Rechte nieder. Sie sind zwar international 
nicht einklagbar, schaffen aber zumindest Maßstäbe.

-

-

-

Auch die Folgen von Klimawandel und Umweltzerstörung 
können die Menschenrechte beeinträchtigen. Das führt teilweise 
dazu, dass diese weiterentwickelt werden, etwa mit der An
erkennung des Rechts auf sauberes Trinkwasser durch die Ver
einten Nationen im Jahr 2010, allerdings ist auch dieses rechtlich 
nicht bindend. 

-
-

Das sieht zum Teil anders aus bei sogenannten regionalen 
Schutzmechanismen. Neben der Europäischen Menschenrechts
konvention mit dem Europäischen Gerichtshof für Menschen
rechte haben zwei weitere Organisationen Klagemöglichkeiten 
geschaffen: In der 1948 gegründeten Organisation der Amerika
nischen Staaten, OAS, sind alle 35 Staaten Nord- und Südame
rikas Mitglied. In 24 von ihnen, darunter weder die USA noch 
Kanada, ist die Interamerikanische Konvention der Menschen
rechte verbindlich. Fast alle diese Staaten haben sich dem Inter
amerikanischen Gerichtshof für Menschenrechte unterworfen, 
der sehr weitgehende Kompetenzen hat. Er kann zum Beispiel 
Gesetze eines Staates für unwirksam erklären, wenn sie gegen 
Menschenrechte verstoßen. 

-
-

-
-

-
-
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Die Afrikanische Charta der Menschenrechte (oder Banjul- 
Charta nach der Hauptstadt von Gambia) wurde 1981 verab-
schiedet, damals noch von der Vorgängerorganisation der Afri-
kanischen Union. Sie umfasst – das ist ungewöhnlich im Völker-
recht – nicht nur Rechte der einzelnen Person, sondern auch ihre 
Pflichten gegenüber Familie, Gesellschaft und internationaler 
Gemeinschaft. Zu diesen Pflichten gehört es zum Beispiel, die 
Mitmenschen zu respektieren, Steuern zum Wohl der Gemein-

schaft zu zahlen und ausdrücklich auch, afrikanische kulturelle 
Werte aufrechtzuerhalten. Bis auf Marokko haben alle Mitglied-
staaten diese Charta ratifiziert. Der Afrikanische Gerichtshof für 
Menschenrechte und Rechte der Völker im tansanischen Arusha 
wacht über die Einhaltung des Abkommens. Das entsprechende 
2004 in Kraft getretene Zusatzprotokoll hat etwas weniger als 
die Hälfte der Staaten Afrikas ratifiziert.

Weltweit sind große Unterschiede in der Gewährleistung von Menschenrechten zu beobachten.  
Nichtregierungsorganisationen wie Amnesty International oder Reporter ohne Grenzen veröffentlichen  
regelmäßig Vergleichswerte, beispielsweise zur Vollstreckung der Todesstrafe und zur Pressefreiheit.

Pressefreiheit 2024

gut

zufriedenstellend

erkennbare Probleme

schwierig

sehr ernst

Quelle: Reporter ohne Grenzen

Wo Journalisten am freiesten und  
am unfreiesten arbeiten können

 1 Norwegen
 2 Dänemark
 3 Schweden
 4 Niederlande
 5 Finnland
 … 10 Deutschland

 … 162 Russland
… 176 Iran
     177 Nordkorea
     178 Afghanistan
     179 Syrien
     180 Eritrea

Die jährliche Rangliste bewertet die Lage der Presse­ und Informationsfreiheit in 180 Ländern.
Beurteilt werden u.a. Medienvielfalt, Unabhängigkeit der Medien sowie gewaltsame Übergriffe auf Journalisten.

Eigene Darstellung auf Grundlage von picture alliance/dpa/dpa Grafik | dpa­infografik GmbH

112 Staaten
Todesstrafe vollständig  
abgeschafft

9 Staaten
Todesstrafe abgeschafft,
außer für außergewöhnliche
Verbrechen*

23 Staaten
Todesstrafe in der Praxis
abgeschafft, aber nicht 
per Gesetz

55 Staaten
Todesstrafe wird 
vollstreckt

*bspw. Kriegsverbrechen

Quelle: Amnesty InternationalStand Ende 2023

Länder mit und ohne Todesstrafe

Eigene Darstellung auf Grundlage von picture alliance/dpa/dpa­infografik GmbH | dpa­infografik GmbH
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